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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 
Präsident Dr.  Herbert Schambeck: Ich e r -

ö f f n e die 56 1 .  Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtlic he Protokoll  der 560. Sitzung des 
Bundesrates vom 5. November 1 992 ist aufgele­
gen ,  unbeanstandet geb l ieben und gilt daher als 
genehmigt. 

K r a  n k gemeldet haben sich die Mitgl ieder 
des Bundesrates Hedda Kainz, Bernhard Gauster 
und Helga Markowitsch .  

E n t s c h u I d i g t haben sic h die Mitgl ieder 
des Bundesrates Erich Farthofer,  Erich Putz, Dr. 
Peter Kapral und Mag. Georg Lakner. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind zwei Anfragebeant­
wortungen,  die den Anfrageste llern übermittelt 
wurden. 

D ie Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Bundesrätinnen und 
Bu ndesräte verte i lt. 

Eingelangt si nd weiters zwei Beschlüsse des Na­
tiOllalrates vom 1 1 . November 1 992 betreffend 
ein Bundesgesetz mit dem das Bundesfinanzge­
setz 1 992 geändert wird (Bundesfinanzgesetzno­
vel le 1 992) und ein Bundesgesetz, mit dem Über­
schreitungen von Ausgabenansätzen der Anlage I 
des Bundesfinanzgesetzes 1 992 bewil l igt werden 
(Budgetüberschreitungsgesetz 1 992) . 

D iese Besch lüsse unterl iegen nach Artikel 42 
Abs. 5 B- VG n icht dem Einspruchsrecht des Bun­
desrates. 

E ine weitere geschäftsordnungsmäßige Be­
handlung der vorliegenden Besch lüsse durch den 
Bundesrat ist daher nicht vorgesehen. 

E ingelangt sind jene Besch lüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe alle Vor lagen den in  Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen. Die Ausschüsse haben ihre Vorberatungen 
abgeschlossen und schrift l iche Ausschu ßberichte 
erstattet. 

Ich habe alle Besch lüsse auf die Tagesordnung 
der heutigen S itzung gestellt .  Wird zur Tagesord­
nung das Wort gewünscht? - Dies ist nicht der 
Fall .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorsch lages beabsichtige ich, d ie Debatte über die 

Punkte 7 und 8 sowie 9 bis 11 der Tagesordnung 
unter einem durchzuführen. 

Die Punkte 7 und 8 sind Beschlüsse des Natio­
nah-ates vom 1 3. November 1 992 betreffend Ab­
kommen zwischen Österreich, Kroatien und Slo­
wenien über bi laterale Au ßenwirtschaftsbezie­
hungen. 

Die Punkte 9 bis 1 1  sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 13. November 1 992 betreffend eine 
Änderung des Patentanwaltgesetzes und des Mu­
sterschutzgesetzes 1 990, eine Patentgesetz-Novel­
le 1992 und eine Markenschutzgesetz-Novel­
le 1 992. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte ein E inwand? - Dies ist n icht der Fall .  
Wir werden daher in diesem S inne vorgehen. 

1. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
11. November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Altlastensanierungsgesetz, BGBl. 
Nr. 299/1989, und das Wasserrechtsgesetz 1959, 
BGBl. Nr. 215/1959, geändert werden (Altlasten­
sanierungsgesetz-Novelle 1992) (534 und 753/NR 
sowie 4358/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Altla­
stensanierungsgesetz-Novelle 1 992. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesräti n  
Irene Crepaz übernommen. Ich ersuche sie höf­
l ich um den Bericht. 

Berichterstatterin Irene Crepaz: Frau  Minister !  
Herr Präsident! L iebe Kolleginnen und Kollegen !  
Mit dem gegenständlichen Gesetzesbeschluß sol l  
ein wesentl icher Schritt zur Aufbringung der er­
forderl ichen Mittel zur Finanzierung der Altla­
stensicherung und -sanierung gesetzt werden. 

Darüber h inaus sol l  e ine möglichst effiziente 
Verfahrensabwicklung betreffend die Erfassung, 
Abschätzung und Bewertung von Verdachtsflä­
chen sowie die Erhebung der Altlastenbeiträge si­
chergestel l t  werden. U mweltinformationen sol len  
durch Auskunftsrechte über  Verdachtsflächen er­
weitert werden. L iegenschaftseigentümer sol len 
von der Ausweisung einer Altlast auf ihren  
Grundstücken vom Amt der jewei l igen Landesre­
gierung i nformiert werden.  

Der Ausschuß für Famil ie und U mwelt hat die 
gegenständliche Vorlage i n  sei ner S itzung vom 
17. November 1 992 in Verhandlung genommen 
und mehrstimmig besch lossen, dem Hohen Hause 
zu empfeh len, keinen Einspruch zu erheben. 

561. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 73

www.parlament.gv.at



26900 B u ndesrat - 5 6 1. S i tzung - 19. Novemhcr 1992 

Berichterstatterin Irene Crepaz 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Aus­
schuß für Fami l ie und Umwelt somit den A n ­
t r a g , der Bundesrat wolle beschl ießen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 1 . November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Altlastensanierungsgesetz, BG BI. 
Nr. 299/ 1989, und das Wasserrechtsgesetz 1 959, 
BGBL Nr. 2 1 5/ 1 959, geändert werden (Altlasten­
sanierungsgesetz-Novel le 1 992), wird kein E in­
spruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in d ie Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ludwig Bieringer. Ich ertei le es ihm.  

9.07 

Bundesrat Ludwig B ieringer (ÖVP, Salzburg): 
Sehr verehrter Herr Präsident ! Sehr geschätzte 
Frau Bundesministerin !  Meine seh r  geehrten Da­
men und Herren !  Hoher Bundesrat! Mit der uns 
vorl iegenden Altlastensanieru ngsgesetz-N ovel­
le 1 992 wird e in  wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung gesetzt. Auf den Zweck dieser Novel le 
hat schon die Frau Berichterstatterin h ingewie­
sen .  

Wen n  man weiß ,  daß  es derzeit 3 500 Ver­
dachtsflächen in  Österre ich gibt - Schätzungen 
des Umweltbundesamtes aber gehen davon aus, 
daß die Anzah l  d ieser Verdachtsflächen dreimal 
so hoch ist - ,  dann kann man abschätzen. was 
a l les in unseren Böden gelagert wird. Wie viele 
Gelder sind für diesen Bereich nötig? Auch dar­
über gibt es e ine Schätzung des Umweltbundes­
amtes, die besagt, daß mehr als 1 00 Mi l liarden 
Schil l ing für alle Verdachtsflächen notwendig 
sein  werden .  - 1 00 Mi l l iarden Sch i l ling, meine 
Damen und Herren,  kann man sic her n icht so 
sch nel l aufbringen.  

Die Altlastenbeiträge, die vor drei Jahren be­
schlossen worden sind, haben nicht das gebracht ,  
was man sich davon erwartet hat .  Es ist  daher 
unbedingt notwendig, daß eine Erhöhung dieser 
Altlastenbeiträge vorgenommen wird. Diese Er­
höhung ist durchdacht und so ll vor allem nach 
dem ökologischen Schadenspotent ial vorgenom­
men werden.  So werden schrittweise ab dem 1. 1 .  
1 997  für gefährl iche Abfäl le 1 000 S pro Tonne 
- das ist eine Verfünffachung gegenüber dem 
heutigen Preis - eingehoben werden, für übrige 
Abfälle 1 20 S je Tonne - das ist e ine Verdreifa­
chung - und für mineralische Baurestmassen 
60 S pro Tonne - das ist ungefähr eine Verdop­
pelung.  

Alleine daran zeigt sich, daß das Umweltmin i­
ster ium mit  Bedacht vorgegangen ist, da man a uf 
die ökologische Schadensbegrenzung eingegan­
gen ist. 

Sehr geehrte Frau Bundesminister! Ich hätte 
eine Bitte vorzubringen: Für kleinere Deponien 
ist es schwierig, um teures Geld Waagen anzu­
schaffen.  Es mü ßte doch möglich sein .  bei kle ine­
ren Deponien ei nen anderen Abrechnungsmodus 
anzuwenden ,  sodaß al lzu große Investit ionen für 
k le ine Deponien wegfallen �.önnten. Ich würde 
Sie bitten, in Ihrem Ressort Uberlegungen dah in 
gehend anzustel len, daß man derartiges bei  klei­
nen Deponien durchführen kann .  

Meine Damen und Herren !  Lassen Sie mich als 
Praktiker ein paar Bemerkungen aus der Sicht des 
Aufsichtsrates eines Abfal lverbandes machen. Ich 
gehöre sei t  zwölf Jahren der Salzburger Abfa llbe­
seitungsgesel lschaft an, d ie in weiten Tei len des 
Bundeslandes Sa lzburg die Abfallentsorgung 
durchführt. Es gibt neben dem Vermeiden und 
Verwerten nach meinem Dafürhalten noch ein 
drittes "V". nämlich das Verbrennen. Ich weiß 
schon, daß das Wort "Mül lverbrennung" nicht 
gerne gehört wird. Wenn man d ieses Wort in den 
Mund nimmt,  dann ist das beinahe schon eine ge­
wisse Majestätsbeleidigung. Jetzt verwendet man 
den Ausdruck "thermische Verwertung" dafür. 
Ich möchte I hnen anhand eines Beispieles von 
unserem Kompostwerk erzählen und davon. was 
auf uns zuko mmt. 

Das Kompostwerk der Salzburger Abfal lbesei­
tigung - das wage ich zu behaupten - hält jeden 
Vergleich in Europa stand. Wir wissen aber sehr 
wohl ,  daß das kein Allhei lmittel ist. Die Deponie­
rungskosten werden immer höher; Grund für 
eine Deponie ist kaum mehr zu bekommen, von 
den Kosten dafür ganz  zu schweigen. Wir haben 
vor vier Jahren die erste Ausbaustufe der Depo­
n ie vorgenommen und haben dafür 80 Mi l l ionen 
Schi l l ing aufgewendet. Nunmehr stehen wir vor 
der zweiten Ausbaustufe, und wir werden dafür 
240 Mi l lionen Schi l l ing zu investieren haben.  

Wenn ich davon ausgehe, daß wir in der glück­
l ichen Lage sind, daß wir für die Salzburger Ab­
fal lbeseitigung noch etwa 30 Hektar Grund zur 
Verfügung haben, um die Deponie erweitern zu 
können, so finden wir ,  wenn wir in der Frage der 
Entsorgung nicht u mdenken, das Auslangen bis 
zum Jahr 20 1 0. Aber was geschieht nach dem 
Jahre 20 1 O? Wo sol l  man dann eine Deponie er­
richten? Ganz gleich ,  in welcher Ortschaft oder in 
welchem Bundesland das ist: Kaum wird davon 
gesprochen, daß e ine Mülldeponie errichtet wer­
den sol l ,  schon gibt es Bürgerin itiativen,  die das 
verh indern wollen, u nd die Deponie ist dann mei­
stens schon "gestorben". Es gibt dazu eine e inzige 
Alternative, und diese Alternative heißt thermi­
sche Reststoffverwertung. 

Mit Hilfe der thermischen Reststoffverwertung 
kann man E nergie erzeugen,  man kann damit 
Fernwärme produzieren, und man kann ohne 
wei teres auch andere Anlagen damit betreiben.  Es 
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ist erwiesen, daß 97. ja sogar 99 Prozent eier 
Schadstoffe bei der Verbrennung herausgefiltert 
werden können .  Bei der letzten Bundesratssit­
zung hat Kollege Holzinger auf die Stadt Uppsala 
verwiesen: ich möchte heute auf die Müllentsor­
gung der Stadt Oslo verweisen. 

Meine Damen und Herren! Im Jahr 1 988 hat 
die Stadt Oslo zusammen mit Privaten in einer 
Betreibergesellschaft eine Sortier- und Verwer­
tungsanlage und eine Mü llverbrennungsanlage 
errichtet. Der Kostenpunkt lag damals bei etwa 
1 Mi lliarde Sch i l ling. Wenn man davon ausgeht. 
daß Einrichtungen wie Mül lb unker und derglei­
chen für beide gleichzeitig verwendet werden. 
kann man ohne weiteres - das wu rde uns von 
Fachleuten berichtet - die Kosten halbieren. Das 
hei ßt also, daß die Verbrennungsanlage 500 Mil­
l ionen Schil l ing gekostet hat. 

Ende 1989 mu ßte die Stadt Oslo eingreifen und 
der Sortier- und Verwertungsanlage d ie privaten 
Anteile abkaufen ,  weil  es n icht gut geht, daß e ine 
Stadt wie Oslo für einen Betrieb den Konkurs an­
meldet. Die Verbrennungsanlage al lerdings funk­
tioniert bis heute tadel los. Dort wird Fernwärme 
für die in unmittelbarer Nähe stehenden Siedlun­
gen mit  etwa 25 000 Einwohnern erzeugt. 

Der Schadstoffausstoß dieser Verbrennu ngsan­
lage, d ie, wie gesagt, für 25 000 Einwo hner Fern­
wärme erzeugt, ist genauso viel wie der Schad­
stoffausstoß von 20 Einfami l ienhäusern, welcher 
durch den Hausbrand verursacht wird . 

N un sagen aber Gegner von so lchen Verbren­
nungsanlagen: Ja ,  bitte, das sind nur jene Schad­
stoffe, die man heute kennt ! Jetzt frage ich mich :  
Was ist dann be im Hausbrand mit  jenen Schad­
stoffen,  die man he ute nicht kennt? Man hat, 
wenn 25 000 E inwohner, um beim selben Bei­
spiel zu ble iben ,  in 1 500 Doppelhäusern unter­
gebracht werden, einen Hausbrand von 
3 000 E infami l ienhäusern. Wieviel sind dann die 
Schadstoffe? - Ein Vielfaches mehr als jene die­
ser Verbrennungsanlage. 

Es gibt speziel l  i n  den nordischen Ländern, 
aber auch in der benachbarten Schweiz, genügend 
Beispiele , d ie beweisen, daß Verbren n ungsanla­
gen hervorragend funkti5'nieren. Ich meine da­
her, daß auch bei uns in Osterreich d iesbezüglich 
e in Umdenken stattfinden sollte . denn wenn  
nichtverwertbare Reststoffe verbrannt werden, 
dann ist der Anfall für die Deponierung nur mini­
mal .  

Gefährlich ist - das muß man zugeben - der 
sich dabei bi ldende Filterstaub.  Es hat nun e ine 
Salzburger Firma ein Patent angemeldet, mit wel­
chem man Fil terstaub vo llkommen ungefährlich 
entsorgen kann. Ich meine, es ist notwendig, daß 
wir umdenken, denn überall wird der Deponie-

raum kanpp, und es ist kaum mehr mögl ich ,  De­
ponieraum zu finden, auch nicht für eine geord­
nete Depon ie .  Wir müssen uns daher auch in 
Österreich Gedanken darüber machen, ob es 
nicht da oäer dort zweckmäßiger erschiene. Rest­
müll  der thermischen Verwertung zuzuführen. 

Ich möchte, zum Schlu ß kommend, Ihnen, sehr 
geehrte Frau Bundesminister, namens der ÖVP­
Bundesratsfrakt ion für Ihre geleistete Arbeit -
diese war in Ihrem Ressort nicht wenig - ein 
sehr, sehr herzliches und aufric htiges Danke­
schön sagen u nd diesen Dank mit den besten 
Wünschen für Ihre künftige Tätigkeit als Bürger­
meisterin von Graz verb inden.  (Beifall bei der 
ÖVP. - Bundesrätin Dr. K a r Is s 011: Noch 
nicht.' ) 

Die ÖVP-Fraktion wird gegen den vorl iegen­
den Gesetzesbeschlu ß des Nationalrates keinen 
Einspruch erheben. (Beifall bei der ÖVP und bei 
Bundesräten der SPÖ.) 9.19 

Präsident: Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Johann Payer .  Ich erteile es ihm.  

9.19 .. 
B undesrat Johann Payer (SPO, Burgen land) :  

Sehr  geehrter Herr  Präsident! Frau Bundesmini­
ster !  Meine Damen und Herren !  Bevor ich mit 
meinen Ausführungen begi nne, möchte ich k urz 
zu den Ausführungen des Kollegen B ieringer 
Ste llung nehmen. Er hat in seiner Rede ein drittes 
., V". nämlich das Verbrennen. ins Spiel gebracht .  
Das nennt sich nun "thermische Verwertung". 
Ich persönl ich kann dazu nur ja sagen. Wie S ie 
wissen ,  komme ich aus dem Burgen land, wo es 
landesweit e inen gut funktionierenden Umwelt­
dienst, und zwar se it zwölf Jahren.  gibt. 

Wir haben auch das Problem, 'neue Deponien 
zu finden. D iese Suche nach neuen Deponien ko­
stet so viel Geld, daß wir uns um dieses Geld 
leicht e ine Verbrennungsanlage hätten leisten 
können .  Daher glaube ich, daß die Überlegungen 
des Kollegen Bieringer richtig sind. 

Meine Damen und Herren!  Das wichtigste 
Prinzip des U mweltschutzes ist es, Boden, L uft 
und Wasser - unabhängig von Nutzungsabsich­
ten - nach ökologischen Gesichtspu nkten rein­
zuhalten .  Die vorl iegende Gesetzesnovelle so l l  -
das hat Kol lege Bieringer auch schon ausgeführt 
- ein wesentlicher Schritt zur Aufbringung der 
erforderlichen Mittel für die Finanzierung der 
Altlastensanierung beziehungsweise Altlastensi­
cherung sein .  

Die Gefährdung des Grundwassers und d ie  Bo­
denverschmutzung durch sti llgelegte Depon ien 
und aufgelassene Industriestandorte ist ein Pro­
blem, das gelöst werden muß - ich betone: 
m u ß! Daß dazu e in erhebl ic her finanzieller 
Aufwand notwendig ist, ist unbestritten; e in fi-
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nanzieller Aufwand, über den es im Nationalrat .  
aber auch in den Ländern versch iedenste Auffas­
sungen gibt. 1 00 Mi l l iarden Schi l l ing - das ist 
natürlich eine Summe, deren Höhe man wirkl ich 
schwer begreift, wenn man sich  mit dieser Mate­
rie nicht näher beschäftigt hat. 

Die Bestandsaufnahme kontaminierter Stand­
orte, d ie Erstel lung der Sanierungsprogramme, 
notwendige Sicherungsmaßnahmen und die end­
gültigen San ierungsmaßnahmen dürfen nicht am 
Mangel  an Mitte ln scheitern. Die bis jetzt gemel­
deten 3 500 Alt lasten-Verdachtsflächen bedeuten 
eine Gefahr für die Gesundheit der Menschen. 
Wenn man den Experten glaubt, was ich tue,  daß 
d ie Zahl  an unbekannten und gefährl ichen Altab­
lagerungen dreimal so hoch ist, dann kann man 
d ie Notwendigkeit d ieser Gesetzesnovelle verste­
hen . 

Schäden an der Qualität des Grundwassers 
müssen m it a l len zur Verfügung stehenden Mit­
teln hintangehalten werden. Gemäß dem mit 
1.  Jul i  1 989 in Kraft getretenen Gesetz haben d ie 
Landeshauptleute Altablagerungen u nd Indu­
striestandorte dem Bundesministerium für U m­
welt zu melden.  Die gemeldeten Verdachtsflä­
chen werden in einen am Umweltbundesamt ge­
führten Verdachtsflächenkataster aufgenommen. 
Über e ine Verdachtsfläche müssen zumindest 
jene Informationen gemeldet werden,  d ie die 
Durchführu ng einer Erstabschätzung des Gefah­
renpotentials ermögl ichen. Die vergleichende 
Einschätzung erfolgt ebenfal ls im U mweltbun­
desamt nach bundeseinheitl ichen Richtl inien.  

Nach Vorliegen ausreichender Untersuchungs­
ergebnisse ist e ine Gefährdungsabschätzu ng und 
d ie allfä l l ige Ausweisung e iner Verdachtsfläche 
als Altlast möglich. Die Gefährdungsabschätzung 
erfolgt unter Einbeziehung der Untersuchungser­
gebnisse ebenfa l ls nach bundeseinheitl icher Me­
thode, u nd ich halte d iese Konzentration auf den 
Bund für richtig. 

Wird e ine Verdachtsfläche zur Altlast erklärt, 
erfolgt d ie Eintragung in den Alt lastenatlas. Öf­
fentl iche Einsicht in diesen Atlas ist zu gewähren.  
D ie Dringl ichkeit von Sicherungs- und Sanie­
rungsmaßnahmen wird durch die Zuord nung zu  
e iner Prioritätenklasse ausgedrückt. 

Meine Damen und Herren!  Ich glaube, daß wir  
d urch diese Gesetzesänderung eine den schwieri­
gen Umständen entsprechende, effizientere Ver­
fahrensabwick lung sichergestellt haben.  Ich beto­
ne auch, daß durch dieses Gesetz die Bürgerrech­
te absolut gewahrt sind, we i l  das Bundesministeri­
um beziehungsweise das jewei l ige Amt der 
Landesregierungen auskunftspfl ichtig ist .  Diese 
Auskunftspflicht - das ist i m  Bereich der Um­
welt e ine unbedingte Nowendigkeit - beschränkt 
sic h nicht auf Liegenschaftseigentümer: Vielmehr 

ist dem § 1 3  ein Absatz angefügt, der besagt, daß 
das Bundesministerium jedermann auf Anfrage 
darüber Auskunft zu geben hat, ob eine bestimm­
te Liegenschaft im Verdachtsflächenkataster ge­
führt wird� Außerdem gibt es die Auskunfts­
pfl icht über die Art der Verdachtsfläche. 

Im Gesetz ist auch festgeschrieben :  "Soweit 
durch  Maßnahmen zum Aufsuchen, Untersu­
chen, S ichern und Sanieren von Verdachtsflächen 
und Altlasten Personen , d ie an der Entsteh ung 
einer Verdachtsfläche oder Altlast nicht mitge­
wirkt oder der Entstehung nic ht zugestimmt oder 
diese nicht geduldet haben, ein Schaden entsteht, 
sind diese angemessen zu entschädigen." 

Meine Damen und Herren !  Ich habe bisher die­
se Altlastensanierungsgesetz-Novel le positiv dar­
gestel lt .  Man muß aber auch der Frage nachge': 
hen, warum es im Nationalrat und wahrscheinl ich 
auch heute im Bundesrat zu keiner Stimmenein­
hell igkeit gekommen ist. Ich sehe den Grund da­
für vor allem im finanziel len Bereich . Obwohl die 
Beträge massiv erhöht wurden,  wird von einer po­
l itischen Gruppierung - sie ist im Bundesrat 
nicht vertreten - diese Erhöhung als "zu gering" 
eingestuft. 

Ich gebe zu, daß es richtig ist, daß selbst d iese 
massive Beitragserhöhung keine endgültige Lö­
sung der Altlastensanierung mit sic h bringen 
wird. D ie Probleme,  die sich aber seit Jahren an­
gehäuft haben, sind momentan auch durch noch 
höhere Beträge nicht lösbar. Utopische Forde­
rungen einzubringen, ist e ine Sache - die reali­
stische Durchsetzung, die po l itische Umsetzung 
eine andere. 

Meine Fraktion ist in diesem Fall auf der Seite 
der Realisten,  d ie weiß ,  daß man- diejenigen ,  d ie 
diese Beiträge aufzubringen haben, n icht überfor­
dern darf. Wir alle kennen  Beispiele, daß k le ine 
Gemeinden, auf sich al lein gestellt, i h ren Ver­
pfl ichtungen beinahe nicht nachkommen können. 

Solidarität bei der Lösung dieser U mweltpro­
blematik ist notwendig. Ich halte es auch für rich­
tig, daß sich die Beitragssummen nach dem öko­
logischen Schadenspotential richten. Das heißt, 
daß für gefährl iche Abfälle ein höherer Beitrag 
eingehoben wird als für Bauschutt und minerali­
sche Restmassen .  

Mit dieser abgestuften Regelung werden deut­
l ich Signale für die Müllvermeidung gesetzt, und 
solche S ignale sind in  diesem Bereich der Polit ik 
notwendig. Oberstes Ziel der Abfal lpo litik muß  
es  sein ,  d ie Entstehung von Abfal l  zum Schutz 
der U mwelt und zur E insparung von Deponievo­
lumen so gering wie möglich zu halten.  Die ge­
trennte Sammlung von biogenen Abfäl len aus 
Haushalten hat sich bewährt,  und es muß ver ­
sucht werden, diese Art der Müllentsorgung, 
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nämlich die Trennung von kompostierbaren Stof­
fen und Restmül l ,  f lächendec kend einzuführen.  
Dazu gibt es gute Ansätze in ei nzelnen Bundes­
ländern. 

Meine Damen und Herren !  Bei a l len Gesetzes­
änderungen,  d ie wir heute, in den kommenden 
Monaten beziehungsweise Jahren zu besch ließen 
haben werden , hat der Gesetzgeber auch auf d ie 
EG-Konformität zu achten. Beim heute zu bera­
tenden Gesetz ist die EG-Konformität gegeben. 
Sie ist gegeben, wei l  einschlägige EG-Vorschrif­
ten nicht bestehen , ich muß sagen: l e i  d e r  
nicht bestehen .  

Meine Damen und  Herren !  Zum Abschluß 
kommend:  D ie heute zu beschl ießende Gesetzes­
nove lle bringt spürbare Verbesserungen gegen­
über der derzeitigen Situation, sie ist aber sicher 
nicht der Weisheit letzter Sch luß .  Sie ist ein wich­
tiger  Schritt in  d ie r ichtige Richtung. Das Kapitel 
Altlastensan ierung wird uns auch noch in den 
kommenden Jahren beschäftigen. Wir haben es 
näml ich dabei mit e inem sehr sensiblen und 
schwierigen Bereich zu tun, in dem besondere 
Verantwortung gefordert ist, i n  dem ein zielbe­
wußtes, überlegtes und schrittweises Vorgehen 
angebracht ist. 

Boden und Wasser, also gesunder Boden und 
gutes Wasser ,  sind ein wertvol les Gut, das wir 
schützen, das wir auch sanieren m üssen ,  wenn  in 
der Vergangenheit  Fehlhandlungen gesetzt wur­
den.  

Meine Fraktion wird daher ihre Zustimmung 
zu d iesem Gesetzesbesch luß geben .  - Danke. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 9.30 

Präsident: Zum Wort ist weiters Herr Bundes­
rat Mag. Langer gemeldet. Ich ertei le es ihm.  

9.31 .. 
B undesrat Mag. D ieter Langer (FPO, Wien): 

Seh r  geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Bundesminister in !  Hoher Bundesrat !  Sehr geehr­
te Damen und Herren !  D ie Altlastensanierung ist 
eine wichtige, zugleich eine kompl izierte und vor 
allem eine teure Angelegenheit; das haben bereits 
meine beiden Vorredner betont. 

Auch in den Erläuterungen zur Regierungsvor­
lage stellt d ie finanzie l le Bedeckung ein Hauptan­
l iegen dar.  Es heißt dort - ich zit iere -: " Mit der 
Erhebung der Altlastenbeiträge in der Höhe von 
200 S für gefährl iche Abfälle und 40 S für alle 
übrigen Abfälle können die für die S icherung und 
San ierung der Altlasten erforderlichen Mitte l 
n icht  zu Gänze aufgebracht werden." Der Aus­
druck "nicht zur Gänze aufgebracht werden" 
stel l t  aber e ine krasse Untertreibung dar. 

Wenn man schätzt, daß man bei  den 55 Vor­
haben,  die e ingereicht sind, einen Kostenaufwand 

von 1.9 Mi l l iarden Sch i l l ing hat und im Budget 
für 1 992 380 Mi l l ionen Schi l l ing vorgesehen sind, 
von denen aber voraussichtlich n ur zi rka 1 70 Mi l­
l ionen herei nkommen werden, wir aber heute ge­
hört haben ,  daß d ie Gesamtsanierung voraus­
sichtlich einen Betrag von l OO Mi l l iarden Sch i l ­
l ing erforderlich machen wi rd ,  so ist der  Aus­
dn7ck, daß d ie "erforder l ichen M ittel n icht zur 
Gänze aufgebracht werden können" , wohl  i n  der 
richtigen Dimension zu sehen. 

Diesem P roblem, daß zum Beispiel den veran­
sch lagten 380 Mi ll ionen nur e in Aufkommen vo n 
1 70 Mil l ionen oder etwas mehr gegenübersteht ,  
stehen sowoh l  das Umweltminister ium als auch 
der Finanzminister e in igermaßen hi lflos gegen­
über. 

Es scheint, bevor man diese Ineffiz ienz der der­
zeitigen Handhabung des Gesetzes behebt, den 
Regierllngsparteien angebrachter zu sein ,  einfach 
die Be iträge zu erhöhen. Denn wenn man hoch­
rechnet, was d ie Be itragserhöhllng bringt, wenn  
die weitere Einhebung der Beträge so gehandhabt 
wird. wie das bisher der Fall war. dann kommen 
doch n icht e inmal d iese 380 Mi l l ionen,  d ie ohne­
hin zu we nig sind. zustande, und man kann in 
Zukunft e igentl ich nur von einem Scheitern , von 
e inem Desaster der Alt lastensanierung sprechen, 
wei l  d ie erforderl ichen Mittel n icht hereinge­
bracht werden können. (Bundesrat P ay e r: Da­
rum beschließen wir heute ein neues Geselz!) 

Das ist e in  gutes Stichwort: S ie besch ließen e in  
neues Gesetz - vermeiden aber begleitende 
Maßnahmen. Fragen Sie Ihren Finanzminister, 
was er zum Beispiel zu tun gedenkt, um die feh­
lenden M itte l, die n icht einmal jetzt hereinkom­
men. i n  Zukunft überhaupt eintreiben zu kön­
nen. Er hat d iesbezüglich kein Konzept!  Er hat 
n icht einmal die Rohdaten, damit er eine Schät­
zung machen kann. Er selbst gibt in seiner Anfra­
gebeantwortung bekannt . . .  (Bundesrat P a  y e r: 
Ein Lösungsvorschlag Ihrerseits.') 

Diese 380 M il lionen waren vage Schätzungen, 
d ie nicht ganz eingetroffen sind. Aber wie man 
d ies beheben kann, darauf ist er die Antwort 
schuldig gebl ieben, und darauf b leibt auch d ieses 
Gesetz e ine Antwort schu ldig. 

Was tun Sie? - Sie erhöhen zum Beispiel 
das steh t  im § 6 - den Betrag für gefährliche 
Abfäl le von 200 S auf 400 S und ab 1 992 auf 
1 000 S .  D iese gefährl ichen Abfäl le machen nach 
mir  gegebenen Auskünften ungefähr  
620 000 Tonnen jährlich aus. - Schön . (Bundes­
ministerin Dkfm. F e  I d g  r i L L - Z a n k e I: 
Falsch.' 180 0001) 

Ich will jetzt keine Rechenstunde machen, son­
dern ich möchte Ihnen nur klarmachen, daß im 
bisherigen Topf für d ie Altlastensanierung eigent-
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l ich schon wesentlich mehr als d iese 380 Mil­
l ionen hereinkommen müßten. 

Denn wenn ich rechne, daß jährl ich  44 Mil­
l ionen Tonnen Abfall zustande kommt, davon die 
mineralischen Baurestmassen 20 Mi l lionen aus­
machen, d ie bisher nicht erfaßt sind, aber in Zu­
kunft dazukommen werden, b leiben 24 Mi l l ionen 
über .  (Zwischenruf des Bundesrates P a  y e r.) Ich 
glaube, ich bin am Wort ,  Herr Kollege Payer! 
Wenn ich diese mit 40 S, dem derzeitigen Preis, 
hochrechne,  dann ergibt das sc hon fast 1 Mi ll iar­
de, u nd man bekommt eigentl ic h  nur 170 Mil­
lionen herein. D ie Antwort, wie in Zukunft dafür 
gesorgt werden so l l ,  daß die veranschlagte Sum­
me auch tatsächlich  hereinkommt, ist man uns 
sch uldig gebl ieben. 

Ich gehe jetzt von 20 Mil lionen Tonnen Bau­
restmasse und 24 Mil lionen Tonnen übrige Ab­
fäl le aus - die gefährlichen Abfälle machen ja 
n icht 620 000, sondern 1 80 000 Tonnen aus. 
1993 sollen dann ungefähr 2,5 M il li arden herein­
kommen (Bundesrat P a  y e r: Sie müssen die be­
gleitenden Maßnahmen sehen. die in der Z\-1,'i­
schenzeit passierl sind!); 1 994 werden es 2,5 Mil­
l iarden, 1 995 3 ,6  Mil l iarden ,  1 996 3,6 Mil l iarden 
u nd ab 1 997 4,7 Mi l l iarden sein, wenn tatsäch l ich  
al les eingehoben wird, wie  es im Gesetz vorge­
schrieben wird. (Bundesrat B i e r i n g e r: Lesen 
Sie die Rede des Abgeordneten Sch.veüzer?) Ich 
lese die Rede nicht herunter. Wen n  Sie die Rede 
kennen, dann werden Sie bemerken. daß sie er­
weitert ist. (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
Ö VP. ) 

Frau Bundesminister !  Für I hre Nachfolgerin 
wäre das zwar ein wunderbares Abschiedsge­
schenk,  aber wenn  Sie es nicht schaffen, die Be­
träge hereinzubekommen, dann nützt uns das al­
les n ichts, auch d ie besten Absichten nicht. (Bun­
desrat P a  y e r: Die Grünen haben wenigstens eine 
Erhöhung geforden' Sie legen überhaupt kein 
Konzept vor.' Sie kritisieren nur.') 

Sie laufen mit einem Gesetz einer Altlastensa­
n ieru ng hinterher, das Sie aber offenbar aufgrund 
finanzieller Mängel  n icht exekut ieren können.  
Ebenso laufen S ie - das haben Sie ja selber z uge­
geben - der Mül lvermeidung hinterher. Ich habe 
das notiert. Es waren sehr aufsch lußreiche Worte, 
d ie lauteten:  flächendeckend nur in Ansätzen und 
als schr i ttweises Vorgehen . - So werden wir das 
Problem nicht i n  den Griff bekommen, Herr Kol­
lege Bieringer! 

Wenn Sie also der Altlastensanierung hinter­
herlaufen - diese aber vor allem aus finanziellen 
Gründen nicht schaffen werden - ,  dann. glaube 
ich, kom mt wieder nur das zustande - was Sie 
auch jetzt vorlegen - ,  nämlich e ine Erhöhung 
der Beiträge , und dann tritt wieder das ein ,  was 
eigentl ich vermieden werden sol lte, daß nämlich 

die Braven, d ie bisher sowieso schon gezahlt ha­
ben, eigentlich jene sind, die zur Kasse gebeten 
und die als Melkkuh in bezug auf Alt lastensanie­
rung behandelt werden. 

Für e inen derartigen Mißbrauch - wenn keine 
begleitenden weiteren Maßnahmen gesetzt wer­
den - werden uns wir Freiheitl ichen nicht herge­
ben und daher n i c h  t zustimmen! (Beifall bei 
der FPÖ.) 9.39 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Frau Bundes­
min ister Dkfm. Feldgri l l .  - Bitte. 

9.39 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa­

mi lie D kfm. Ruth Feldgrill-Zankel: Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Hoher Bundesrat! In besonde­
rer Wertschätzung für die überaus sachl iche Be­
handlung zum Tei l  sehr  schwieriger Themen, die 
ich h ier im Bundesrat immer wieder miterleben 
durfte, darf ich ein paar Dinge auseinanderzuhal­
ten versuchen, die mite inander nur am Rande be­
ziehungsweise in den Auswirkungen zu tun ha­
ben, die aber jedenfalls nicht verwechselt werden 
dürfen. 

Das eine ist unsere Abfal lpo l itik generel l .  Ich 
st imme mit Herrn Bundesrat Bieringer und 
Herrn Bundesrat Payer überein: Wir m üssen zu­
erst einmal vermeiden. wir müssen wiederverwer­
ten und dann den Rest, der übrigbleibt, mögl ich 
u mweltgerecht entsorgen.  

Meine Damen und Herren!  Warum betone ich 
das? - Weil wir mit unserer heutigen Abfal lpoli­
tik genau das vermeiden wollen. was eigentlich 
Gegenstand der vorl iegenden Gesetzesnovelle ist: 
daß nämlich unsere Kinder oder Enkelkinder 
dann· mit Altlasten konfrontiert sind, die man 
durch verantwortungslosen U mgang mit d iesen 
"Ausscheidungen der Gesel lschaft" e igentlich 
provoziert hat. 

Ich möchte dies auch deshalb betonen, weil  das 
U mweltministerium - darauf bin ich wirklich 
stolz  - m it einer ganzen Reihe von sehr systema­
tisch erlassenen Verordnungen den gesamten 
Auftrag, den das Abfallwirtschaftsgesetz hier ge­
geben hat, nämlich Vermeidungspotentiale, Wie­
derverwertungspotentiale wirk l ich  auszuschöp­
fen ,  eigentl ich erledigt hat. 

Ich sage das jetzt nur von den Mengen her, vom 
Bauschutt über Altautorecycl ing bis h in  zuletzt 
zur Verpackungsverordnung, die im nächsten 
auch in Kraft treten wird, wom it wir den Haus­
mül l  - alles zusammen, auch mit  Hilfe der Kom­
postverordnung - in den nächsten fünf Jahren 
auf die Hälfte reduzieren werden. Das hei ßt, es  
werden al lein schon d ie Mengen  geringer. 

Das zweite, was man in diesem Zusammenhang 
sehen muß :  Wenn al l  das ausgeschöpft ist - der 
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Rahmen, den wir jetzt vorgegeben haben, ist ein 
wirk l ich guter und vorbi ldl icher. und ich bitte 
sehr,  alle Kräfte darauf zu konzentrieren, daß das 
auch in die Tat umgesetzt wird - .  haben wir zu 
entscheiden, in welcher Form der übrigbleibende 
Rest dann umweltgerecht entsorgt wird.  Da ist 
dann nach ökologischen Kriterien zu entscheiden. 
was im Einzelfall günstiger ist .  ob es e ine Deponie 
ist oder ob es e ine thermische Verwertung ist, wie 
das Herr Bundesrat Bieringer vorhin angespro­
chen hat. ( Vizepräsidem S t r II I Z e fl b e  r g e r  
übernimmt den Vorsitz. ) 

Ich betone noch einmal :  Nach Ausschöpfung 
aller vorangegangenen Schritte ist nach ökologi­
schen Kriterien zu entscheiden, um das Potential 
zu reduzieren. 

Folgendes steht aber fest: Wir brauchen Anla­
gen. und dazu brauchen wir die Zust immung und 
die Akzeptanz, egal, ob für eine Deponie - Sie 
alle haben I hre Erfahrungen, wie die Akzeptanz  
in  solchen Fragen ist - oder. wenn d ie Entschei­
dung dazu fäl lt , selbstverständlich auch für ther­
m ische Anlagen für den .. normalen" Restmüll .  
der zu bewältigen ist. Ich wäre Ihnen au ßeror­
dentl ich dankbar dafür, wenn Sie mitwi rken 
könnten, diese Akzeptanz, diese Bere itschaft zu 
erreic hen, mit dem, was wir im eigenen Land pro­
duzieren, auch selber fertig zu  werden. Ich wäre 
froh, wenn das von Ihnen mitgetragen würde und 
auch von Ihnen um dieses Verständnis geworben 
würde. 

Ich darf in d iesem Zusammenhang eine Bitte 
auch an den Hohen Bundesrat richten: Ich glau­
be, ein ganz entscheidender Punkt für diese Ak­
zeptanz und diese Bereitschaft, etwas mitzutra­
gen, ist die Feststel lung und die Prüfung der Um­
weltverträglichkeit einer solchen Anlage. weil 
dann der Bürger wirk lich we iß, womit  er zu rech­
nen hat, mit welchen Auswirkungen, we i l  es nicht 
mehr um diffuse Angst geht, sondern um die k la­
re Festste l lung: Das wird soundso viel Emissionen 
mit sich bringen oder eben auch nicht. 

Ich habe mich jetzt mehr als e ineinhalb Jahre 
lang darum bemüht, für diese Umweltverträgl ich­
keitsprüfung, die wir an sich im Abfal lbereich ja 
auch vorgesehen haben, e ine gesetzl iche Basis ge­
nerell für alle großen umweltrelevanten Projekte 
sicherzuste l len, und ich hoffe sehr, daß wir in den 
nächsten Tagen doch noch eine pol itische Ein i ­
gung erzielen können, wei l  ich es für verantwor­
tungslos h ielte, gerade einen solchen Punkt nicht 
zu  erledigen. 

Ich darf den Hohen Bundesrat in diesem Sinn 
um seine Mitwirkung bitten,  auch für  jene U m­
welt information, die dem Bürger die größtmögli­
che Transparenz über alle Daten, die die Umwelt 
betreffen ,  sicherstellt .  

E ine Richtigstel lung zu den Ausführungen des 
Herrn Bundesrates Mag. Langer :  Es fal len in 
Österreich insgesamt pro Jahr - ich hoffe, daß 
auch dem Hohen Bundesrat jener Bundesabfall­
wirtschaftsplan übermittelt wurde , aus dem all 
diese Daten im Detai l  ersichtlich sind; wir haben 
ihn heuer im Juli herausgegeben - sehr wohl 
620 000 Tonnen gefährl icher Abfälle an, die zum 
Untersch ied vom Hausmüll ,  vom Siedlungsmüll 
noch behandelt werden müssen, bevor sie depo­
niert oder anderweitig entsorgt werden .  Diese 
620 000 Tonnen werden aber in physikalischen 
An lagen. in chemischen Anlagen,  im Betrieb sel­
ber behandelt und entsprechend wiederverwertet. 
indem man wieder Rohstoffe daraus gewinnt.  
Und dann bleiben 180 000 Ton nen über, d ie wir 
als gesamtösterre ichischen Auftrag entsprechend 
umweltgerecht zu entsorgen haben . 

Da möchte ich noch einmal an unsere Verant­
wortung in Österreich appellieren, dieses Pro­
blem n icht zu versch icken, das n icht in  andere 
Länder zu exportieren, sondern d ieses Problem 
im eigenen Land zu lösen. Wir haben eine einzige 
Anlage, die Entsorgungsbetriebe Simmering, d ie 
etwa ein Drittel des Bedarfes deckt. und es feh len 
uns noch zwei weitere. Ich darf Sie sehr herzlich 
einladen und b itten. in  der Bevölkerung das Ver­
ständnis dafür zu wecken, daß wir d iese Verant­
wortung im e igenen Land selbst wahrnehmen 
müssen und e in solches Problem nicht exportie­
ren und anderen Bürgern vor d ie Nase setzen 
dürfen ,  nur wei l  wir im e igenen Land nicht in der 
Lage sind, das zu lösen .  

Was jetzt unmittelbar - und damit  komme ich 
schon zum Schluß ,  wei l  sehr viel Richtiges i n  die­
ser Richtung gesagt wurde - die heutige Novelle 
betrifft, die an sich mit der Abfal lpolit ik generel l  
ja nur am Rande zu tun hat, geht es um die Sanie­
rung jener Altlasten, jener Erblast aus einer Ver­
gangenheit, in der man geglaubt hat, Abfal l  e in­
fach beseitigen zu können. Es hat ja auch wirkl ich 
so geheißen. - Jetzt kommt al l  das wieder zu 
Tage, was man seinerzeit irgendwo verscharrt hat, 
als jene Kriterien, d ie heute gelten,  damals eben 
noch nicht gegolten haben. Man hat das damals 
verschwinden lassen. Jetzt müssen wir das mit 
sehr v iel Geld und sehr viel Aufwand zu Tage 
fördern, erheben und natürlich dann auch ent­
sprechend san ieren. 

Daher möch te ich nur auf drei Punkte hinwei­
sen - das ist in den Reden ohnedies zum Tei l  
schon angeklungen - :  Wir  brauchen ein� - und 
das hält diese Novelle fest - Verdoppelung der 
Mittel ,  um wirkl ich  prüfen zu können, wie d iese 
Altlast im einzelnen ausschaut, um festlegen zu 
können, mit welcher Pr iorität sie zu sanieren ist, 
denn, meine Damen und Herren, auch Ihrer Auf­
merksamkeit ist vie lleicht ein gravierender Punkt 
entgangen:  Wir  haben zwar derzeit 3 500 Ver-
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dachtsflächenmeldu ngen - das hei ßt, der Lan­
deshauptmann hat mitgetei l t ,  in der Gemeinde 
XY besteht der Verdacht, daß dort eine Altlast 
sein könnte - wir haben aber bisher nur 64 -
wenn ich mich jetzt richtig erinnere - davon so­
weit erhoben und entsprechend klassifiziert, daß 
wir sagen können,  das ist m it al lerster , zweiter 
oder dritter Priorität zu sanieren :  Und erst dann 
können wir d ie weiteren Schritte setzen.  

Das hei ßt, se lbst bei  den vorliegenden Ver­
dachtsflächenmeldungen ist noch ein ungeheurer 
Fehlbestand vorhanden,  für den man al l  die Erhe­
bungen , Informationen und Untersuchungen 
noch braucht, um wirkl ich  feststel len zu können, 
woraus diese Altlast besteht, wie sie zu sanieren 
ist, mit welc her Dringlichkeit  s ie zu sanieren ist. 
Wir müssen außerdem damit rechnen - unser 
Umweltbundesamt tut d ies auch - ,  daß diese 
Zahl  von 3 500 noch e inmal zu verdreifachen ist. 

S ie ersehen daraus, welchen Unterschungsbe­
darf wir in Österre ich noch haben,  um überhaupt 
verantwortu ngsvoll mit d ieser Altlast umgehen 
und sie entsprechend beseitigen zu können. Des­
halb also muß eine Verdoppelung der Mittel ,  d ie 
für Untersuchungen bereitgestel l t  werden, erfol­
gen,  damit wir das massiv vorantreiben können, 
damit wir überhaupt einmal die Voraussetzungen 
schaffen,  s innvoll eine San ierung betreiben zu 
können. 

Das zweite ist - da gebe ich auch dem Herrn 
Vorredner recht - :  Natürlich brauchen wir e ine 
Erhöhung der Mittel ,  wenn man sich d iese Di­
mension anschaut, um mit  dem Problem dann 
auch bezüglich Lösung fertigzuwerden.  Das e ine 
ist ja nur e inmal die Schaffung  der Voraussetzun­
gen. Und ich gebe Ihnen durchaus recht - ich 
habe m ich  wirk l ich  nach Kräften darum bemüht 
- ,  daß die Einhebung der derzeit bestehenden 
Sätze auch sicherzustel len ist. Da hat es gemein­
same Bemühungen gegeben. Zuständig ist ja in 
diesem Fall  das Finanzministerium. Wenn ich aus 
der Debatte im Nationalrat richtig informiert 
wurde, hat der Herr Finanzmin ister auch ins 
Treffen geführt, daß das von den Finanzmämtern 
im Rahmen "normaler" Betriebsprüfu ngen ge­
macht werden muß und daß diese eine entspre­
chende personel le Aufstock ung bräuchten,  um 
das mi t  al ler Akribie durchführen zu können. 

N ur: S ie können sicher sein ,  das U mweltmini­
sterium,  das im übrigen selbstverständlich immer 
a l le Daten gel iefert hat, d ie dazu notwendig sind, 
wird ganz sicher nicht lockerlassen und darauf 
schauen, daß d iese Eintreibung, diese Einhebung 
auch entsprechend erfolgt. Denn es wäre e ine 
U ngerechtigkeit, jene, die ohnedies brav zahlen, 
noch stärker zur Kasse zu b itten, und nicht darauf 
zu achten ,  daß wirklich alle erfaßt werden.  Da 
gebe ich I hnen recht. Trotzdem ist uns aber völ l ig 
klar, daß wir  e infach auch höhere Sätze brauchen, 

um diese r iesigen Quantitäten auch ensprechend 
bewäl tigen zu können. 

In diesem Zusammenhang möchte ich schon 
unterstreichen, was Herr Bundesrat Bieringer am 
Anfang gesagt hat und was auch sonst erwähnt 
wurde: Die Beiträge wurden ja nicht aus Jux und 
Tollerei erhöht,  sondern wurden seh r  genau und 
sehr  gezielt sozusagen je entsprechend der Grö ße 
des Schadens, der in  der weiteren Folge mit die­
sem Material angerichtet werden könnte, gestaf­
felt. Im übrigen sieht die Vorlage ja vor, daß e ine 
entsprechende Anhebung bis zum Jahre 1997 er­
folgen wird. 

Deshalb ist ja weniger gefährl iches Material we­
niger belastet und hochgefährl iches Material eben 
entsprechend hoch belastet. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren !  Das ist umweltpolit isch rich­
tig! Die Verantwortung muß  sich für den, der die 
Umwelt stärker belastet, i n  der Kasse spürbar ma­
chen. Für denjen igen, der sich bemüht, sich mög­
lichst umweltverträglich zu verhalten, muß sich 
das auch entsprechend rechnen können. Alles an­
dere wäre sehr ungerecht. 

Ich hoffe , daß wir in  diesem Zusammenhang 
doch zu e iner guten Lösung einer Erblast kom­
men, die wir aus Verantwortung heraus den näch­
sten Generationen nicht überlassen können .  -
Danke vielmals. (Beifall bei der Ö VP und bei 
Bundesräten der SPÖ. )  9.52 

Vizepräsident  Waltel' Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Pramendorfer das Wort. 

9.5:2 
Bundesrat Hermann Pramendorfer (ÖVP, 

Oberösterreich) :  Herr Präsident! Frau  Bundesmi­
nisteri n !  Hoher Bundesrat! Meine seh r  geehrten 
Damen u nd Herren!  Versetzen wir uns 20 Jahre 
nach vor, etwa i n  das Jahr 20 1 1  oder 20 1 5. Ich bin 
davon überzeugt, daß wir zu  dieser Ze it der Ju­
gend schwer erklären könnten, was Altlasten sind, 
denn es ist zu hoffen,  daß d ie Menschheit insge­
samt so viel dazu lernt, daß Abfall in d ieser Zeit 
aus einer anderen Perspektive betrachtet wird, als 
wir den Abfal l  in den zurückliegenden 20 Jahren 
betrachtet haben .  

Es d rängt sich wirklich d ie  Frage auf: Wie kam 
es zu d iesen Altlasten? - Unsere Wegwerfgesell­
schaft meinte wirklich, Abfal l  könnte man e in­
fach wegwerfen und statt dessen neue Produkte 
anschaffen.  

Diese Altlasten ,  d iese Deponien s ind zugegeb­
nermaßen zu einem Gutte i l  wider besseres W is­
sen entstanden,  zu einem anderen Teil auch 
manchmal aus Profitgier, wie etwa d ie Kiener-De­
ponie in Bachmanning; dort ist d ieser Aspekt 
nicht ganz von der Hand zu  weisen.  
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Ich gebe aber auch zu, da ß das Grundwissen 
darüber feh l te,  wie man solche Abfäl le tatsächl ich  
zu behande ln hat, damit das für  d ie  Umwelt ,  ins­
besondere für die Böden und das Grundwasser 
keine negat iven Folgen hat. 

Die Kommunen grö ßerer Orte und Städte ha­
ben schon vor 20, 30 Jahren große Depon ien an­
gelegt, während in den Landgemeinden - geben 
wir es doch zu ! - der Abfal l  e infach in Gebü­
sehen, Bachläufen lind dergle ichen landete. und 
zwar auch wider besseres Wissen und wei l nie­
mand vorsagen konnte, was denn sinnvol l  ist. 

Ich erinnere mich an e ine Kommission bei ei­
ner Brücke in unserem Gemeindegebiet. Da fan­
den wir ganz zufäl lig ein a ltes, nicht mehr ge­
brauchtes Fahrrad im Bach lauf. Und der Beamte 
hat damals gemeint, d ies hat sich t ief bei m ir ein­
geprägt und auch ein Umdenken oder zumindest 
ein Nachdenken bewirkt - das ist 20 Jahre her 
- :  Ich kann nicht verstehen,  daß man so wenig 
Sinn für sauberes Wasser aufbringt. Eine Grund­
wah rheit, die wir heute beinahe schon als selbst­
verständl ich betrachten ,  die aber damals sozusa­
gen Neuheit war. 

Als 1 972 d ie oberösterreich ische Landesregie­
rung erstmals von Umweltpolit ik ,  von U mwelt­
schutz zu reden begann,  hatten viele ernst zu 
neh mende Bürger des Landes ein mitleidiges Lä­
cheln dafür und meinten ,  ob denn das überhaupt 
e in Thema wäre. Ich erinnere mich noch sehr  gut 
daran,  als d ie ersten Plakate in dieser Richtung 
affichiert wurden. Niemand hat gemeint, daß das 
überhaupt e inmal ei n brisantes Thema werden 
könnte. Gott se i Dank haben wir alle in dieser 
Frage umzudenken gelernt. 

Was ist in der Folge geschehen? - Ich darf 
darauf h inweisen,  daß wir in den Landgemeinden 
die Landschaftsentrümpelung durchgefüh rt ha­
ben, mit sehr viel Zeitaufwand, mit vielen freiwil­
l igen Helfern die Landschaft wieder gesäubert 
und in Ordnung gebracht haben.  Wir haben da­
mit auch beim Bürger se lber ein Umdenken er­
reicht. N ur verlangt heute der Bürger ,  daß der 
Abfall  geordnet abgeholt, geordnet verwertet 
wird, oder was immer mit  ihm geschehen sol l .  
Der Bürger kann nicht darüber nachdenken, ob 
eine thermische Verwertung, ob e ine Depon ie 
oder eine andere Art der Verwertung sinnvol l  ist. 
Diese Vorgaben müssen von den Fach leuten, 
muß  auch von der Politik kommen. Ich glaube, 
das ist uns allen k lar. 

Gestern war auf unserem Gemeindeamt ein 
Mitarbeiter e ines Zivi l ingenieurbüros, und zwar 
im Auftrag der Landesregierung, um unsere zwei 
bekannten sogenannten Verdachtsflächen in den 
Altlastenkatalog aufzunehmen. Ich habe m ich 
darüber gefreut, wei l  es  e in Beispiel ist, an  dem 
man aufzeigen kann, wie der Weg geht: D ie  Lan-

desregierung hat einen Auftrag an dieses Institut 
erteilt , das wird jetzt gemacht,  es wird die Fläche 
eruiert, es wird das Grundwasser in dieser Ge­
gend untersucht - und dann erst wird festgestel l t  
werden, ob diese Flächen tatsäch lich e ine Gefähr­
dung für den Menschen in gesundheitlicher Hin­
sicht bedeuten. 

Ich möchte nicht abschwächen, hege aber doch 
die Hoffnung, daß viele dieser Verdachtsflächen 
doch im Laufe der Jahre infolge der Se lbstreini­
gungskraft unter Umständen zu keinen Altlasten 
werden. Ich kann mir schon vorstel len, daß die 
Zahl 9 000 oder 10 000 in  ganz Österreich stim­
men wird, denn wo ist e ine Gemeinde, die nic ht 
schon in den siebziger Jahren damit begonnen 
hat, Abfäl le e inzusammeln. Erst die Untersu­
chungen werden zeigen,  ob Verdachtsflächen ge­
fährdender Natur vorl iegen oder nicht. 

Dieses Gesetz bringt auch mehr Transparenz, 
und das ist etwas ganz Wichtiges, um den Bürger 
Zll beruhigen . Ich erinnere an den Depon iestand­
ort Aichkirchen-Bachmanning. Dort gab es be­
greifl icherweise gro ße Unruhe in der Bevölke­
rung, und diese ist heute noch nicht vö l l ig abge­
k lungen.  Diese Auskunftspflicht der verschiede­
nen Ebenen bis h inauf zum 
Umweltministerium - halte i ch  für abso lut wich­
tig. 

Gebühren: ein leidiges Thema. Ich bin auch da­
von überzeugt, daß wir al le Kosten der Sanierung 
nicht zur Gänze auf eine Umlage abwälzen wer­
den kön nen, daß mit großer Wahrscheinl ichkeit 
bei der e inen oder anderen Deponie auch die öf­
fentliche Hand, die öffentlichen Haushalte wer­
den mitzah len müssen.  

Wenn  jetzt kritisiert wird, daß die bisher einge­
hobenen Gebühren nicht in vo l lem Maße, wie 
man es geschätzt hätte, hereingekommen sind, 
und man jetzt eine Erhöhung macht, aber ver­
meintliche Begleitmaßnahmen nicht beschließt, 
nämlich daß besser kontrol l iert wird, so halte ich 
diese Krit ik für ungerechtfertigt. Im  Nationalrat 
wurde ein Entschl ie ßungsantrag zu d iesem The­
ma eingebracht, mit dem I nhalt, daß der Finanz­
minister aufgerufen ist, besser,  strenger und effi­
zienter zu kontrollieren. Von Anfang an, war uns, 
glaube ich,  k lar, daß mit dem seinerzeit  beschlos­
senen Altlastensanierungsbeitrag beim  Hausmül l  
das Auslangen n icht gefunden werden kann.  I n  
unserer Bezirksmül ldeponie ist eine Brückenwaa­
ge, und ich kann mir nicht vorstellen, daß in un­
serem Falle die Beiträge ordnungsgemäß vorge­
schrieben und hereingebracht werden können. 
Daß zunehmend Kontrollen notwendig sind , ist 
mir  klar, ist verständlich. 

Ich möchte auch darauf verweisen,  daß wir in 
unserem Bezirk einen Abfal lberater angestel lt ha­
ben.  Es ist der Ruf nach einem zweiten sehr stark 
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laut geworden .  Das ist begreiflich,  denn wir Bür­
germeister haben zu ihm gesagt: B itte komm ein­
mal in die Gemeinden und berate auch uns! Dar­
auf meinte er :  B itte Verständnis dafür zu haben, 
aber ich kom me nicht durch.  Ich habe mich zu­
nächst auf das Problem Gewerbemüll  konzen­
triert und dem meine Aufmerksamkeit geschenkt, 
wei l  ich wei ß. daß ich dort am effizientesten ein­
gesetzt bin. U nd er hat uns das auch dann mit 
Zahlen belegt . Es ist mir auch völlig klar, daß 
dieses Gebiet, wie er es dargelegt hat, Vorrang 
hat. 

Wir werden also zunächst jene Deponien sanie­
ren müssen, aufgrund derer e ine Gefährdung des 
Grundwassers vorl iegt. Ich kann mir nicht vor­
stel len. daß man auch dann. wenn keine Gefähr­
dung des Grundwassers vorl iegt, darangeht,  al t  
diese Depon ien ,  wo von vornherein anzunehmen 
ist, daß keine gefährlichen Abfälle gelagert wur­
den, umzubaggern und den Abfal l  neu zu lagern. 
Daß das gesch ieht, kann ich mir e igentlich nicht 
vorstellen. Dieses Gesetz nimmt auch in  e inem 
kurzen Passus Bezug auf das Wasserrechtsgesetz, 
in dem es nämlich heißt, daß für das Zwischenla­
gern von Abfäl len,  die einer weiteren Verwertung 
zugeführt werden so llen, wenn d iese Zwischenla­
gerung nicht über ein Jahr h inausgeht, keine was­
serrechtliche Bewi l l igung notwendig ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
b in  auch davon überzeugt, daß wir uns mit die­
sem Altlastensan ierungsgesetz heute mit Sicher­
heit n icht das letzte Mal befaßt haben, sondern 
daß mit großer Wahrscheinl ichkeit anzunehmen 
ist, daß uns d ieses Thema auch noch in den kom­
menden Jahren sehr beschäft igen wird .  

D iesem Gesetzesbesch luß nicht zuzustimmen, 
halte ich für doppelbödige Politik ,  denn auf der 
einen Seite zu verlangen, daß unsere Umwelt sau­
ber b leibt beziehungsweise wieder sauberer wird, 
aber andererse i ts zu glauben,  daß das ohne finan­
ziellen Aufwand mögl ich wäre, halte ich für Uto­
pie. (Beifall bei der O VP und bei Bundesräten der 
SPÖ. )  1 0.05 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Gstöttner. Ich erteile 
i hm das Wort. 

1 0.05 
Bundesrat Ferdinand Gstöttner (SPÖ, Ober­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Frau 
Bundesminister !  Geschätzte Damen und Herren 
des Bundesrates! Der Gesetzesbeschluß,  zu dem 
nun eine Novel le vorl iegt, l iegt zirka zweieinhalb 
Jahre zurück .  Wir  kon nten also aus den E rfah­
rungen der Zeit schöpfen und entsprechende 
Korrekturen vornehmen. Wie schwierig diese 
Materie ist, erkannten wir  n icht nur in der Phase 
der Überarbe itung, sondern ganz besonders auch 
im praktischen Bereich. Wir sind gut beraten, 

wenn wir uns auf sach l iche Argumente einste llen, 
um miteinander nach geeigneten ,  vertretbaren 
und vor allem auch finanzierbaren Lösungen zu 
suchen. 

S icherl ich ist es wichtig, daß a ls erster Schritt 
die sogenannten Verdachtsflächen gemeldet und 
festgehalten werden.  Das ist e in  Schritt ,  der für 
die weitere Bertrachtung unbedingt notwendig 
ist. Weitere Schritte müssen nun fo lgen :  Erhe­
bungen ,  D ringlichkeitsreihungen ,  eben al les, was 
damit zusammenhängt. 

Für die Gemeinden und nun auch für die neu­
geschaffenen Bezi rksmüllverbände werden aller­
d ings die auf sie e instürzenden Aufgaben und 
Probleme erdrückend. Ich bringe - ich kann 
auch keinen konkreten Vorschlag anb ieten - nur 
den besche idenen Hinweis. der in die Richtung 
geht. daß wir in diesen Gremien fast überfordert 
sind und - es ist heute schon angeklungen - daß 
wir ohne Unterstützung der Länder und des Bun­
des die zu lösenden Aufgaben nicht beziehungs­
weise kaum bewältigen werden können.  Ich mei­
ne das nicht nur in finanzieller, sondern auch in 
personeller und fachl icher Hinsicht. 

Die Sanierung von Altdeponien kostet seh r  viel 
Geld, dessen sind wir uns bewußt. Wir müssen 
aber bei al len Überlegungen daran denken, daß 
sich die Belastung der Bürger in e inem vertretba­
ren Maße halten muß. Gewicht m u ß  auf Müllver­
meidung gelegt werden. Dazu möchte ich sagen, 
daß in dieser Frage schon einiges getan wurde. 
D ieses wichtigste Ziel ,  die Müllvermeidung, muß 
aber auch in Zuk unft im Mittelpunkt unserer 
Überlegungen stehen. 

Noch eine Bemerkung: Bei a l len Gesetzen , bei 
allen Nove l len müssen wir uns auch dessen be­
wußt sein. daß überal l  d ie Verantwortung und die 
Aufgaben steigen. Das betrifft a l le Bereiche, die 
ich bereits angeführt habe, und ich darf h ier be­
sonders e ine Lanze für die Gemeinden brechen. 

Es scheint mir wichtig zu sein ,  daß die enge 
Einbeziehung auch der Industrie und des Gewer­
bes erfolgt und ebenso die I nformation und die 
Mitwirkung der Gemeindebürger. S ie s ind ja letz­
ten Endes auch wichtige "Säulen" in bezug auf 
Umsetzung. 

Daß es ohne Geld n icht geht, ist uns al len klar. 
So müssen wir uns auch jetzt Erhöhungen überle­
gen bezieh ungsweise beschl ießen,  wobei sich na­
türlich die Begeisterung in Grenzen hält. Wir 
müssen uns aber im k laren darüber sein,  daß die­
se zweckgebundenen M ittel unbedingt notwendig 
sind, um eben d ie Sanierung von Altlasten zu ge­
währleisten .  

Es sollte aber § 6, der besagt, daß der Beitrag 
nach der angefangenen Tonne zu berechnen ist, 
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noch ein mal überdacht werden . Wir meinen. ge­
rade bei k le ineren Deponien ist es wichtig. vom 
tatsäch lich ange lieferten Ki logramm auszugehen. 
wei l  sonst die Be lastung noch größer  wird. 

Meine Damen und Herren !  Ich bin der Ansic ht, 
daß wir m it der Beseitigung d ieser Altlasten noch 
lange zu kämpfen haben werden. Es ist das ein 
Erbe , das wir als die jetzt politisch Tätigen über­
nommen haben .  Wir haben al les daranzusetzen ,  
jene Gru ndlagen zu schaffen .  damit unsere Ju­
gend, die uns  e inmal ablösen wird, ähnl iche Erb­
stücke n icht mehr bekommt. 

Wie schon Kollege Payer anführte, wird unter 
diesen Gesichtspunkten,  daß wir d ie Alt lastensi­
cherung LInd - sanierung vorangetreiben und da­
mit die Grundwasser- LInd Trinkwasserqual i tät 
für die Zukunft sichern. die sozialdemokratische 
Fraktion keinen Einspruch gegen die vorliegende 
Altlastensa!:1ierungsgesetz-Novelle erheben .  ( Bei­
fall bei SPO und O VP. ! W.J() 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist das 
n icht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Frau Berichterstatterin e in 
Schlußwort gewünscht? - Das ist auch  nicht der 
Fall . 

Wir kommen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätin nen und Bundesräte. 
die dem Antrag zustimmen,  gegen den vorliegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Es ist die 
S t i m m e n m e h r h e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

2.  Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 1 1 . No­
vember 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Chemikaliengesetz geändert wird (520 
und 755/NR sowie 4359/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 2. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 1 1 . November 1 992 
betreffend ein Bundesgesetz, m it dem das Chemi­
kal iengesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Gstöttner übernommen. Ich b itte ihn um den Be­
richt. 

Berichterstatter Ferdinand GstöUner: Sehr ge­
ehrter Herr P räsident !  Frau Bundesministerin! 
Geschätzte Damen und Herren !  Mit dem vor l ie­
genden Gesetzesbesch luß  sol l  der Geltungsbe-

reich des Chemikaliengesetzes gegenüber den 
1 990 erlassenen Umweltgesetzen neu festgelegt 
und die veralteten Zitate ersetzt werden.  Weiters 
so l l  die Meldung neuer Stoffe in Anlehnung an 
Entwick lungen in der EG und in  Deutsch land , 
die auf Verordnu ngsebene bereits berücksichtigt 
worden sind, auf eine neue und bessere Grundla­
ge gestel lt  werden .  Die Mittei lungspfl ichten im 
Rahmen der Ausfu hr verbotener und streng be­
schränkter Chemikalien sol len dem Prior Inform­
ed Consent-System angepaßt werden .  Schl ießl ich 
sol l  das Giftrecht um Bestimmungen, die einen 
entbehrl ichen Aufwand darste llen ,  berein igt wer­
den . 

Der Ausschuß für Familie und U mwelt hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
1 7. November 1 992 in Verhandlung genommen 
und mehrst immig beschlossen ,  dem Hohen Hause 
zu empfehlen, kei nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebn is seiner Beratung stel l t  der Aus­
schuß  für Fami l ie und Umwelt somit den A n ­
t r a g , der Bundesrat wol le beschl ießen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 1 . November 1 992 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das Chemikal iengesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht.  

Wir gehen in  die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Erich Holz inger. Ich erte i le ihm dieses. 

] O.N 
Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster­

reich) :  Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Bun­
desminister in !  Hoher B undesrat! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren!  Das 1 987 besch losse­
ne Chemikal iengesetz wurde nach dem Vorbi ld 
der damals bestehenden EG-Richtl inien und des 
deutschen Chemikal iengesetzes geschaffen .  

Gerade aber auf technischem Gebiet findet 
ständig eine rasche Weiterentwicklung statt, und 
so ist es nicht verwunderl ich,  daß sich auch in 
diesem Bereich viele Änderungen seit 1 987  erge­
ben haben. Gerade im Hinblick auf das österrei­
chische Beitrittsansuchen und die Schaffung eines 
Europäischen Wirtschaftsraumes sind diese Än­
derungen besonders zu berücksichtigen .  

Ich bin mir darüber im k laren, daß dieser No­
vel le, d ie zum derzeitigen Zeitpunkt notwendig 
ist, weitere Anpassungen  und Nove ll ierungen fol­
gen werden müssen, wei l  einerseits die Entwick­
lung nicht stehenbleibt, gerade nicht im Bereich 
der chemischen Industrie, andererseits sich im­
mer wieder neue Ansätze finden, die im Rahmen 
des Umweltschutzes zu  berücksichtigen sind. 
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Man wird daher, bevor man eine weitere Novel­
l ierung vornimmt, d ie Umsetzung neuer Richtli­
nien in  den EG-Mitgl iedstaaten zu beobachten 
haben . 

Es so l l  also, wie schon erwähnt ,  mit der vol ie­
genden Novel le jenen Entwicklungen Rechnung 
getragen werden, deren Berücksichtgung im In­
teresse einer  rechtl ich einwandfreien Vollziehung 
unmittelbar erforderlich ist. 

Handlungsbedarf ergibt sich daraus, daß das 
a lte Pflanzenschutzm ittelgesetz aus dem Jahre 
1 948 1 990 durch e in modernes Pflanzenschutz­
mittelgesetz abgelöst wurde, womit dem bisher 
flexiblen Entscheidungsrahmen der Behörden 
eine verbindl iche Regelung vorgegeben wurde. Es 
war daher notwendig, zwischen dem Chemika­
l iengesetz und dem Pflanzenschutzmittelgesetz 
eine neue Abgrenzung zu treffen. 

Bedingt durch die im Rahmen der Vereinten 
Nationen erfolgte Ausarbe itung des Pr ior Inform­
ed Consent als Informations- und Kontrol lsystem 
für den Export gefährlicher Chemikal ien war in 
diesem Sinne e ine Harmonisierung für die Be­
schränkungen und Verbote erforderlich .  

Meine Damen und Herren !  Wenn wir  al l  d iese 
Dinge betrachten,  müssen wir immer davon aus­
gehen,  daß die Herstel lerverantwortlichkeit ein 
wesentlicher Bestandteil dieses Chemi kaliengeset­
zes ist . 

Noch einmal zurück: Es mußte k lar sein,  da ß 
das 1 987  beschlossene Gesetz in  unserer schnell­
lebigen Zeit nicht auf Jahrzehnte unverändert 
b leiben kann ,  und es muß auch klar sein ,  daß wir 
in Zukunft, wie ich schon sagte, immer wieder 
Anpassungen vornehmen werden müssen; dazu 
werden uns rasche Weiterentwic klungen in die­
sem Bereich zwingen.  

Es ist außerdem vorgesehen, daß neuentwickel­
te Chemiekalien, die im Herstellerland registriert 
sind, nicht wieder in  jedem anderen Land der EG 
registriert werden m üssen. Das ist eine rein admi­
nistrative Vorgangsweise, mit der man sich erspa­
ren wil l ,  daß d ie vielen neuen chemischen Verbin­
dungen,  die jähr l ich erfunden werden ,  in jedem 
einzelnen Land einer neuen Registrierung bedü r­
fen.  

Wenn man heute das Chemikaliengesetz von 
1 987  krit isiert, so so llte man sich auch die Frage 
stellen : Was hat uns eigentl ich dieses Gesetz ge­
b racht? - Fest steht  - das ist statistisch nach­
weisbar - ,  daß die Chemieunfälle seit Bestehen 
dieses Chemikaliengesetzes zurückgegangen sind. 
Ich meine, daß das ein wesentl icher Beweis für 
die Wirksamkeit d ieses Gesetzes ist. 

Man kann viel m it Gesetzen regeln ;  man muß 
aber diese Regelungen so weit einschränken, daß  

d ie  Überwachbarkeit der Durchführung möglich 
ist. Der Ruf geht immer wieder nach e infacheren, 
verständl icheren Gesetzen auf der einen Seite, 
auf der anderen Seite wird aber gefordert, daß 
al les bis ins kleinste Deta i l  festgeschrieben wird. 
Wenn das nicht der Fall ist. kommt sofort Krit ik 
auf. 

Wen n man feststel len kann, daß durch d iese 
Novel le Rechtsunsicherheiten , die i m  a lten Che­
mikal iengesetz bestanden haben, beseitigt werden 
konnten,  daß in vielen Bereichen die Forschungs­
arbeit wesentlich erleichtert wird und daß die vor­
gesehenen Änderungen eine wesentl iche Verwal­
tungsvereinfachung bringen, so sollte man diesem 
Gesetzesbeschlu ß auch seine Zust immung geben. 
- Das werden wir von der ÖVP-Fraktion tun. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  j () .18 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin ertei le ich Frau Bundesrätin 
Dr.  Karlsson das Wort. 

jO.18 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien ) :  Sehr geehrter Herr Präsident !  Sehr geehr­
te Frau M inisterin !  Hoher Bundesrat ! Der vorlie­
gende Gesetzesbesch luß ist, wie schon ausgeführt 
wurde, e ine kleine Novel l ierung des Chemieka­
liengesetzes, die d ie rechtl ich e inwandfre ie Hand­
habung des Gesetzes rege ln  so ll .  Wir geben d ieser 
Novell ierung seitens der sozialdemokratischen 
Fraktion natürlich gerne unsere Zustimmung. 

Was - das wurde auch im Ausschuß bereits 
diskutiert - jedoch vor uns l iegt, ist e ine grö ßere 
Novellierung des Chemikal iengesetzes, e inerseits 
wei l  innerhalb der EG e ine Weiterentwicklung 
der Richtl in ien vorgenommen wird und wir als 
Beitrittswerber diese Entwicklungen im Auge be­
halten müssen,  andererse its wollen wir auch -
man kann ja immer dazulernen - die Umsetzu ng 
bereits bestehender EG-Richtlinien in  den einzel­
nen Mitgl iedstaaten der EG beobachten  und für 
unsere Gesetzgebung durchaus aus möglichen 
Fehlern oder nicht so optimalen U msetzungen 
lernen. 

Österreich steht  aber auch vor e inem ganz an­
deren P roblem, das nicht so sehr m it der EG im 
Zusammenhang steht, sondern mit  der von uns 
allen im Prinzip begrü ßten Öffnung des Ostens 
und mit der geopolitischen Lage, in der sich 
Österreich befindet. 

Durch diese Ostöffnung ist es nunmehr dazu 
gekommen, daß auch e in  großer Tei l  des Ost­
West-Transits durch  unser Land geht, daß es an 
den Grenzen ein viel höheres Verkehrsaufkom­
men gibt. Jeder von uns, der an solchen Grenzen 
öfter zu tun hat, merkt, daß sich d ie  Wartezeiten 
erfreul icherweise verringert haben ,  ebenso aber 
auch die Kontrolldichte und die Kontro llernsthaf-
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tigkeit. Und das ist ein Problem. da wir gerade bei 
der Deklaration von Inhalten von LKW sehr oft 
Schwierigkeiten haben,  wei l  durch die katastro­
phale ökonomische Lage, aber auch durch d ie un­
gek lärten gesetzl ichen Bestimmungen in den ehe­
mal igen Ostb lockstaaten sich doch einige Piraten 
gefunden haben, d ie al les transportieren und 
nicht immer so richtig deklarieren,  was da drin­
nen ist. 

Da stel lt sich die Frage: Wie können wir dieses 
Problem anpacken? - E ine Lösung he ißt: Gifte 
auf die Sc hiene. Hier  geht es darum, möglichst 
viel der gefährlichen Transporte auf der Schiene 
und nicht auf der Straße durchzuführen. Das hat 
auch mit der geringeren Unfal lhäufigkeit zu tun. 
Dennoch besteht die Notwendigkeit, bei der De­
klaration ,  vor a l lem wei l  es sich ja um den Transit 
handelt. zu gewährleisten, daß in verständlicher 
Form drinnensteht, welche Gegenmaßnahmen 
bei Unfällen zu setzen sind. Denn die lokalen 
Feuerwehren - da s ind ja e inige unter uns, die 
im kommunalen Bereich sehr aktiv engagiert sind 
und dadurch mit der P roblematik vertraut sind -
sind oft überfordert. Sie wissen nicht. was drinnen 
ist in diesem LKW, der einen Unfal l gehabt hat, 
und was man dagegen macht. Es werden dann in 
der Nacht - oft spielen sich diese Unfäl le ja nicht 
am Tage ab - verzweifelt irgendwelche Leute 
kontaktiert, d ie raten können,  was an Gegenmaß­
nahmen geschehen sol l .  Dazu müssen wir in der 
größeren Novelle Überlegungen anstellen. 

Auch die Zöllner sind überfordert, die te i lweise 
- im Ausschuß haben wir diese Auskunft be­
kommen - gar nicht befugt sind, Dinge zu be­
schlagnahmen und aufzuhalten. Es ist nicht zu 
verlangen, daß ein Zöllner eine chemische Aus­
bildung hat, es ist ihm auch in vielen Fällen  nicht 
zu raten, zu riechen, was da drinnen ist . Wie sol­
len sie mit den Hilfsmitteln,  die ihnen am Grenz­
zol lamt zur Verfügung stehen, erkennen, was in 
diesen Ladungen drinnen ist? 

Wir haben im Ausschuß darüber auch sc hon 
diskutiert. Ich muß dazu sagen ,  daß wir ja in der 
Vergangeheit im Fami l ien- und Umweltausschuß 
nicht immer verwöhnt worden sind durch Anwe­
senheit von Beamten.  Diesmal haben wir sehr en­
gagierte und sehr auskunftsfreudige Beamte bei 
uns gehabt, d ie uns a uch  wirklich auf alle Fragen 
sehr ausfü h rl ich Antwort gegeben haben .  Wir ha­
ben diskutiert, und ich glaube, daß der B undesrat 
bei der größeren Novellierung des Chemikalien­
gesetzes aus der Erfahrung der Mitglieder des 
Bundesrates, vor al lem derjenigen,  die in Grenz­
gemeinden tätig sind, die in den Gemeinden di­
rekt vor Ort mit den P roblemen befaßt sind, h ier 
durchaus Initiativen setzen kann und sich da sehr  
intensiv e inschalten wird . - Danke. (BeifaLL bei 
SPÖ und Ö VP. ) 10.24 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Red ner: Herr Bundesrat Mag. Langer. - Bitte, 
Herr Bundesrat. 

1 () .�4 

Bundesrat Mag. Dieter Langer (FPÖ. Wien) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Hoher Bundesrat! Sehr  geehrte 
Damen und Herren !  Meine Vorredner haben be­
tont, da ß es sich um eine k le ine Änderung in die­
sem Gesetz handelt. Sie haben auch  betont, wie 
schnell die Entwicklung in der heutigen Zeit vor 
allem auf technischem und in diesem Fall auf 
chemischem Gebiet vor sich geht und daß mit der 
Entwick lung in der EG - so steht es auch i m  
Ausschu ßbericht - und m it Änderungen, die seit 
1 987 stattgefunden haben. wir uns anpassen müs­
sen. Man hat auch betont, daß weitere Anpassun­
gen fo lgen werden müssen. denn d iese k leinen 
Anpassungen in dieser Novel le machen es ja nicht 
aus. 

Was besagt nun jene Richtl inie der EG, die seit 
1 987 die Änderungen hervorgerufen hat? 1 99 1  
war das. Und diese Richtl in ie - es ist die Pesti­
zid-Richtlinie - sagt, daß auf Antrag des Herstel­
lers innerhalb des Gemeinsamen Marktes e in 
Wi rkstoff zuzulassen ist . und zwar in jedem Land, 
wenn er  auch nur in  einem Land erlaubt ist. Das 
hei ßt, spätestens bei einem EG-Beitritt haben wir 
das. Wir müssen Pestizide übernehmen , die in an­
deren Ländern, etwa in Portugal oder Span ien, 
erlaubt sind, bei uns aber nicht. 

Die Herren des Ministeriums. die uns dankens­
werterweise im Ausschuß sehr ausführlich bera­
ten haben . . .  (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Und 
eine Dame, nicht zu vergessen!! Die hat sich aber 
nicht zu Wort gemeldet. (ßundesrätin Dr. 
K a r  l s S 0 n: Die hat sogar sehr ausführlich geant­
wortet.' Waren Sie nicht da ?) 

Die Herren des Ministeriums, mit denen ich 
darüber gesprochen habe, was auf uns mit der EG 
zukommt, waren optimistisch und g laubten, daß 
in  Verhandlungen mit  der EG diesbezüglich et­
was zu erreichen sei .  Ich te i le diesen Zweckopti­
mismus nicht, denn  da feh lt mir der Glaube. 
Wenn ich daran denke, daß gerade d iese Länder ,  
Portugal und Spanien, uns Probleme machen, die 
Benachtei l igung der österreichischen Wirtschaft 
mit dem Präferenzzollabkommen zu beseitigen, 
daß gerade diese Länder die Verhandlungen blok­
k ieren, so kann ich nicht glauben. daß diese Län­
der bei anderen Verhandl ungen klein beigeben 
werden. 

An d iesem einen Problem beißt sich Wirt­
schaftsminister Schüssel die Zähne aus, und ich 
fürchte, an einem anderen wird sich I hre Nachfol­
gerin, Frau Bundesminister Feldgril l-Zankel, 
auch die Zähne ausbei ßen. 
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Mag. Dieter Langer 

Wie sieht die Entwicklung in der EG aus? 
Vor Inkrafttreten der Richtl in ien 199 1 gab es 60 
Chemikalien, die aufgrund des Internationalen 
Übereinkommens bei Neuzulassungen anzumel­
den sind; jetzt s ind es 600. Auch das haben wi r 
spätestens bei e inem EG-Beitritt zu übernehmen. 

Im Aussch u ß  wurde nicht nur darüber disku­
tiert, daß die Zöllner beim grenzüberschreiten­
den Verkehr überfordert sind, sondern es wurde 
auch besprochen , daß es eigentlich kaum kontrol­
l ierbar ist, was da auf uns herein- beziehungswei­
se zukommt; kaum kontrol lierbar, wei l  zwar ein 
Kontrol l�ystem vorgesehen ist, aber die Möglich­
keit der Uberprüfung mit den derzeit igen Analy­
severfahren kaum gegeben ist. (Bundesrat B i e -
r i 11 g e r: Das simmt ja einfach nicht. Herr Kolle­
ge!) 

Wir machen also e in strenges Chemikalienge­
setz, dann öffnen wir unsere Grenzen, und dann 
schmei ßen wir unsere schönen Bestimmungen 
um beziehungsweise weg. (Bundesrat B i  e r i n -
g e r: Das stinunt nicht! Nein! - Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: 50 läuft es ja nicht.') Bei dieser " Lo­
gik" der Regierungsfraktionen können wir Fre i­
heitlichen diesem Gesetzesbesc h luß  leider nicht 
zustimmen. (Beifall bei der FPÖ. )  1 0.28 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet ist Frau Bundesministerin Feld­
gri l l -Zanke! . Ich ertei le es ihr. 

10.29 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa-

mil ie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel:  Meine Da­
men u nd Herren ! Nur  einen Satz, wei l  h ier relativ 
viele Befürchtungen in den Raum gestel l t  wur­
den, deren Z usammenhang mit der vorl iegenden 
Gesetzesnovel le ,  was die EG betrifft, ich n icht 
ganz erkennen kann. 

Ich darf S ie darauf aufmerksam machen - es 
ist seitens des Berichterstatters ausdrück l ich  dar­
auf hingewiesen worden - ,  daß es bei d iesem er­
sten Schritt e iner Novel I ierung des Chemikalien­
gesetzes - ich bekenne mich  dazu :  Das ist jetzt 
e inmal notwendig, das muß abgeschlossen wer­
den, die große Novel le  ist in Vorbereitung und 
wird kommen  - vor allem darum geht, ein neues, 
ein strenges Ausfuhrmelde- und - kontrol lsystem 
einzuführen, das sogenannte Prior Informed 
Consent-System.  

Man so l lte d ie  D imension erkennen, was das 
bedeutet, nämlich daß wir eben n icht möglicher­
weise Stoffe in Entwick lungsländer gehen lassen ,  
die w i r  im e igenen Land nicht mehr haben wol­
len, wei l  wir wissen, wie gefährlich sie sind. 

Ich darf sie, sehr verehrter Herr Bundesrat, 
darauf aufmerksam machen, daß dieses System 
von der EG bereits heuer im Sommer übernom­
men wurde, und daß wir eigentl ich da erst h inten-

nach si nd. Ich meine, man sol l te auch richtigstel ­
I en ,  in welcher zeitlichen Abfolge manche Kon­
trol lsysteme install iert werden .  Ich bin aber sehr 
froh darüber, daß wir in Österreich in  d iesem Sin­
ne jetzt nachziehen. 

S ie können sicher sein,  meine Damen und Her­
ren: Die au ßerordentl ich engagierten Damen und 
Herren in meinem Ministerium werden selbstver­
ständlich alle Sorgfalt darauf verwenden, unsere 
Standards beizubehalten und sie in jene interna­
tionale Disk ussion e inzubringen, in der wir solche 
Probleme dann auch wirkl ich lösen können. -
Danke vielmals. (Beifall bei Ö VP und 5PÖ. )  1 11.31 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal ! .  

Wir  kommen zur  A b s t i m  m 11 n g.  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und B undesräte , 
die dem Antrag zustimmen,  gegen den vorliegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist die 
S t i m m e n m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. November 1992 betreffend Änderung des 
Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen (�4 1 und 7S6/NR 
sowie 4360fBR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 3. Punkt der Tagesordnung: Ände­
rung des Montrealer Protokolls über Stoffe, d ie 
zu einem Abbau der Ozonsch icht führen .  

Die Berichterstattung hat Herr  Bundesrat Fau­
stenhammer übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Josef Faustenhammer: Ge­
schätzter Herr Präsident! Sehr geehrte F rau  Bun­
desministeri n !  Meine Damen und Herren !  Ziel  
des Besch lusses des Nationarates ist die Annahme 
der Änderungen des Montrealer Protokol ls über 
Stoffe, die zu einem Abba u der Ozonschicht füh­
ren.  S ie konkretisieren die im Übere in kommen 
zum Schutz der Ozonschicht vereinbarten Pflich­
ten .  Durch Maßnahmen bei allen vol l ha logenier­
ten Fluorchlorkohlenwasserstoffen sowie bei Te­
trachlorkohlenstoff und 1, 1 , 1  , -Trich lorethan, die 
den Verbrauch und die Produ ktion dieser Stoffe 
sch rittweise zu einer Einschränkung bis h in  zum 
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Berichterstatter Josef Faustenhammer 

Totalverbot fü hren sol len. wird eine Verbesse­
rung des Schutzes der Ozonschicht erreic ht. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Abkom­
mens d ie Erlassung von besonderen Bu ndesgeset­
zen im Sinne des Arts . 50 Abs. 2 B-VG zur Uber­
führung des Vertragsinhal tes in d ie 
innerstaatliche Rechtsordnung nicht erforderlich .  

Der Ausschuß für Fami lie und Umwelt hat  die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
1 7 . November 1 992 in Verhandlung genommen 
und einst immig besc h lossen,  dem Hohen Haus zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Famil ie und U mwelt somit den A n ­
t r a g , der Bundesrat wolle beschl ießen:  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 2 . November 1 992 betreffend Änderung des 
Montrealer Protokolls über Stoffe, d ie zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen. wird kein E in­
spruch erhoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir  ge­
hen in d ie Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
B ieler. Ich erte i le es ihm.  

lO.34 
Bundesrat Helmut Bieler (SPÖ, Burgenland) :  

Herr Präsident !  Frau Bundesmin ister !  Sehr ge­
ehrte Damen und Herren!  Hoher Bundesrat! 
" Die Welt steh t  an der Kippe: Ozonloch ,  Treib­
hauseffekt, verseuchte Bäume und Meere sind 
zum existentiel len Problem für M il l ionen Men­
schen geworden."  Oder andere Schlagzei len :  
" Der Treibhauseffekt macht Kontinente zu Wü­
sten.  Sollen nicht weite Teile unseres Planeten 
unbewohnbar werden, müssen Sofortmaßnahmen 
einsetzen , um den Treibhauseffekt, d ie stetige Er­
wärmung der Erdatmosphäre, zu stoppen." 

So lche Zeitungsmeldunge n  zeigen drastisch ,  
u m welche Auswirkungen es  be im Mo ntrealer 
Protokoll und der Ratifizierung des verschärfen­
den Londoner Protokolls eigentlich geht. Diese 
Änderung gilt, wie wir soeben gehört haben, für 
vol l  halogenierte Fluorch lorkohlenwasserstoffe, 
kurz FCKW, und Tetrach lorkohlenstoff ab sofort 
und für Trichlorethan schrittweise bis Anfang 
1 995. Man kann in diesem Zusam menhang sehr 
woh l  von einem sehr  wichtigen Schritt reden. 
auch wen n  Wirtschaftsprognosen betreffend Ver­
fünffachung der Wirtschaftstätigkeit in den näch­
sten 50 Jahren und d ie Verdoppelung der Bevöl­
kerung eine andere Sprache sprechen. 

Leider werden tei lhalogenierte Substanzen nur  
- und das auch nicht alle - einer Berichtspfl icht 
über verbrauchte Mengen unterworfen.  Man muß 

eigentlich jedem internationalen Abkommen.  das 
eine Verbesserung der Umweltsituation zur Folge 
hat - noch dazu in einem so wichtigen Bereich 
- .  nicht nur zustimmen, sondern zusätzlich auch 
noch versuchen, mit der ganzen Kraft eines zwar 
kleinen, aber in Umweltfragen vorbild lichen Lan­
des noch größere Anstrengungen und noch schär­
fere Maßnahmen zu fordern und zu erreichen. 
Wir müssen dabei aber selbstverständlich be i uns 
selber anfangen. 

Ein banales Beispiel :  Bei jedem Friseurbesuch 
sollte Mann oder Frau darauf bestehen, daß nur 
Haarspray-Dosen verwendet werden, d ie hän­
disch bedient werden müssen.  Geschieht das nach 
mehrmal iger Aufforderung nicht, sol l te man dort 
einfac h nicht mehr hingehen. Das gleich könnte 
man bei Geschäften tu n,  die Sprays haben oder 
verkaufen, die Treibgas enthalten .  

Vergangene Woche hat eine deutsche Firma 
Kühlsc hränke vorgestel lt ,  in  deren Kühlmittel 
keine FCKW vorkommen. Die Aufträge sind so 
groß,  daß sie mit der Lieferung n icht nachkommt. 
- Das sind positive Beispiele, wie man Förderun­
gen sinnvoll e insetzen könnte. 

Al lerdings wird der Treibhauseffekt nicht in er­
ster Linie von den FCKW, sondern zu rund 
50 Prozent von CO�-Emissionen, d ie bei der Ver­
brennung fossiler Energie entste hen, und zu rund 
I S  Prozent von Methan verursacht. Vielleicht in­
teressant: Methan entsteht zum Beispiel bei der 
Tierhaltung. Eine Kuh produziert pro Jahr 55 kg 
Methan.  Bei zirka 1 , 2 Mi l l iarden Kühen weltweit 
ist das eine ganz schöne Menge! Das bedeutet 
wiederum. daß der hohe F leischkonsum in Euro­
pa und Amerika nicht nur ungesund, sondern 
auch kl imabe lastend ist .  Ein nicht uninteressanter 
Aspekt! Methan wir weiters beim Reisanbau,  bei 
der Verbrennu ng von Biomasse, zum Beispiel des 
Strohs, sowie bei Mülldeponien frei .  Gefolgt wer­
den CO2 und Methan von den FCKW mit zirka 
1 5  bis 1 7  Prozent und von Ozon mit rund S Pro­
zent. 

Man muß Strategien zur Problemlösung ent­
wickeln , um sinnvoll n icht nur bei E inzelproble­
men, sondern in der gesamten Umweltproblema­
tik vorgehen zu können. Sehr wichtig wären da­
her gezielte Maßnahmen zur Vermeidung von 
Verkehr, die Anwendung neuester Technologien 
bei Automobilen zur Treibstoffreduzierung und 
bei Kraftwerken beziehungsweise in der Indu­
strie . Nicht zu  vergessen d ie privaten Haushalte ! 
Hier kann ,  nein, eigentlich muß in Zukunft d urch 
d ie Wahl  entsprechender Öfen beziehungsweise 
durch den Einbau adäquater Rauchgasreinigungs­
anlagen der Aussto ß von Koh lenmonoxid sowie 
unverbrannter  Kohlenwasserstoffe gesenkt wer­
den. 
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Helmut Bieler 

Wenn man sich bei einer Inversionswetterlage 
k leine Ortschaften auf dem Lande anschaut -
und das gilt tei lweise auch für wärmere Monate, 
da es natürlich in diesen Gebieten logischerweise 
noch viele Öfen gibt, die nicht nur zum Beheizen,  
sondern auch zum Kochen verwendet und mit 
Holz,  mit Koh le beziehungsweise mit Holzabfäl­
len beheizt werden - ,  sieht man, daß oft ein gan­
zes Ta l in sti nkenden Rauc h gehül l t  ist. Da Abhi l ­
fe zu schaffen ,  wäre ein wichtiges Ziel. 

Lang- und mittelfr istig werden Ziele wie eine 
20prozentige Reduktion der CO�-Emissionen b is 
zum Jahre 2005 oder Förderung und Verbesse­
rung von erne uerbaren Energieträgern, wie solare 
oder aus Wasserkraft gewonnene Elektrizität, be­
ziehungsweise umwe ltfreund l ic h  produzierte b io­
gene Treibstoffe , um nur einige Beispiele zu nen­
nen, mit zu Fragen des Überlebens werden .  

Negative Auswirkungen der FCKW zeigen sich 
ganz deutl ich  und hautnah im Sonnenbadeverbot 
Austral iens. wo mitt lerwei le kein Mensch mehr 
auf die Idee kommt, sich in die Sonne zu legen,  
und wo fast jeden Tag in  den Medien auf die ste i ­
gende Gefahr von Hautkrebs h ingewiesen wird.  

Auch bei uns neh men Augenerkrankungen und 
Geschwüre auf der Haut immer mehr zu. Wenn 
man das Ozonloch über dem Südpol  mit dem ent­
sprechenden Tei l  auf der nördlichen Hemisphäre 
vergleicht, kommt man darauf, daß sich der Ab­
bau der Ozonschicht nicht über dem Nordpol ,  
sondern über den nördl ichen Gebieten Amerikas 
und Europas abspielt, einem zum Tei l  doch stark 
besiedeltem Gebiet, und daher ist dort die Bedro­
h ung eine viel größere a ls über der unbewohnten 
Antarktis - abgesehen natür l ich von den Tieren, 
die dort leben. 

Es ist daher jener Punkt der Londoner Konfe­
renz,  der auf die Bedürfnisse der Entwicklungs­
länder in Form eines multi lateralen Fonds ein­
geht, besonders wichtig. 

Wenn wir, das heißt die reichen Industrielän­
der, den Entwick lungsländern nicht he lfen,  Feh­
ler ,  die wir in der Umweltpo l it ik  und in  der 
E instel lung der Umwelt gegenüber  gemacht ha­
ben, zu vermeiden, bringen wir dadurch wahr­
scheinl ich  die Öko-Systeme der gesamten Welt zu  
Kippen. 

Angesichts der Tatsache, daß rund 20 Prozent 
der Weltbevöl kerung 75 Prozent der Energie ver­
brauchen und damit überproportional zur Um­
weltverschmutzung und zum Treibhauseffekt bei­
tragen, ste l l t  der Vorschlag von Bundeskanzler 
Vranitzky,  gemacht bei der U N- Konferenz für 
Umwelt und Entwick lung in Rio de Jane iro i m  
Juni  1992, e ine internationale E nergie-, sprich 
COz-Abgabe zu leisten, e inen ganz wichtigen Bei­
trag im internationalen U mdenkprozeß dar. 

Bremser sind aber auch da wieder d ie USA als 
Hauptverursacher des Treibhauseffekts. ebenso 
Japan und andere wichtige Staaten außerhalb Eu­
ropas. 

Der multilaterale Fonds, festgehalten in den 
Londoner Zusatzprotokollen, der, wie es so schön 
heißt, von den Vertragspartnern gespeist wird. 
dient in  der Hauptsache der Übernah me neuester 
Technologien auf dem Gebiet der Alternativen in 
bezug auf FCKW. 

Für Österreich beträgt der Ante i l  an diesem 
Fonds für 1 992 z irka 625 000 Dollar; das sind un­
gefähr 6,9 Mi l l ionen Sch i l l ing. - N icht viel in  
Anbetracht der weltweiten Gefähr l ichkeit der 
FCKW. 

Weiters ergeht an Österreich und al le anderen 
Vertragsparteien der sinnvol le Aufruf, die besten 
verfügbaren Ersatzprodu kte und die damit zu­
sammenhängenden Technologien rasch an die 
Entwick lungsländer weiterzugeben.  Man muß 
nur aufpassen, daß  diese Weitergabe auch ent­
sprechend kontrol l iert und überprüft wird, damit 
nicht alte Umweltbomben in  neuem " Kleide" be­
wußt oder unbewußt weitergegeben oder sogar 
entsorgt werden können. 

Ein ungarisches Sprichwort lautet: Kein Land 
ist so reich, daß es seinen Nac hbarn nicht braucht. 
Ich interpretiere das so, daß gerade im Umwelt­
bereich jeder auf den anderen angewiesen ist, um 
etwas zum Positiven bewegen und verändern zu 
können. 

Auch  die EG ist sich der grenzüberschreiten­
den und weltweiten D imension der U mweltschä­
den bewu ßt und auch bereit, ihre regionale und 
internationale Zusammenarbeit auf diesem Ge­
biet zu intensivieren. 

Ein Ziel der Gemeinschaft ist es ja, den nach­
folgenden Generationen eine lebenswerte Um­
welt zu  h interlassen .  Hoffentlich wissen das auch 
al le M itgl iedsstaaten beziehungsweise lassen sich 
davon überzeugen. 

In diesem Zusammenhang ist es notwendig, das 
Umwelt informationsgesetz so schnel l  wie möglich 
zu verabsch ieden.  Dieses Gesetz gibt den Bürgern 
ein Instrument in die Hand, sich über die S itua­
tion unserer U mwelt, über die Auswirkungen ,  die 
auf sie zukommen, und über d ie aufl iegenden Da­
ten zu informieren. 

Absch l ießend kann gesagt werden ,  daß Maß­
nahmen, wie s ie i m  Montrealer P rotokoll  be­
schrieben sind, d ie den Verbrauch sowie die Pro­
duktion von Stoffen, die zum Abbau der Ozon­
schicht führen, schrittweise e inschränken 
beziehungsweise total verbieten, i n  jedem Fal l zu­
gestimmt werden m u ß, auch wenn es verspätet 
erfo lgt; 32 Länder haben das ja schon vor uns ra-
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Helmut Bieler 

tifiz iert. Wir werden daher dieser Änderung zu­
st immen. (Beifall bei SPÖ lind Ö VP. ) 10.44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Frau Bundesministerin 
Feldgri l l .  - Bitte, Frau Bundesminister. 

lO.44 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa­

mi l ie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel: Herr Präsi­
dent! Hoher Bundesrat! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren !  Darf ich mich mit allem Enga­
gement sehr  herzlich bedanken für diese Unter­
stützung meiner Forderung nach einer CO2-
beziehungsweise Energieabgabe. bezüglich derer 
ich bisher relativ allein als "Ruferin in der Wüste" 
gestanden bin.  Wenn diese Meinung vom Hohen 
Bundesrat getei l t  wird. so bin ich überzeugt da­
von , meine Damen und Herren,  daß wir in dieser 
Sc hlüsselfrage für d ie Umweltpolit ik auch jenen 
Erfolg erzielen werden, der es uns ermöglichen 
wird, wesentliche Fortschritte zu erzielen. Vielen 
herzlichen Dank also für diese öffentl iche Erklä­
rung in dieser Richtung. 

Zur Sache selbst, zu welcher Sie, Hoher Bun­
desrat, heute um Zustimmung ersucht werden,  
darf ich folgendes klarstellen: Das Montrealer 
Protokol l  stellt - Gott se i Dank !  - jenen Schritt 
dar, mit dem erstmals konsequent auf internatio­
naler Ebene der Kampf um den Schutz unserer 
Ozonschicht oder, um es anders zu sagen,  gegen 
das Ozonloch e inge le itet wurde, um es nicht zu 
verwechseln mit jenem bodennahen Ozon, das 
uns in Österreich Probleme bereitet hat. 

D ieses Protokoll  wurde in e iner Konferenz in 
London verschärft . und um diese Verschärfung 
ersuchen wir nun, um das ratifizieren zu können. 
- Wobei ieh mich freue, Ihnen mittei len zu dür­
fen :  Diesen Weg halte ich für das Richtige, näm­
lich es vorher erfüllt zu haben und dann zu ratifi­
zieren. Schlimmer wäre es umge kehrt: etwas rati­
fiziert zu haben.  was wir nicht einhalten wollen 
oder nicht e inhalten können. Ich glaube, das er­
höht auch unsere Glaubwürdigke it auf dem inter­
nationalen Parkett, was gerade in diesem Zusam­
menhang außerordentl ich wichtig ist. 

Meine Damen und Herren !  Damit ist der Aus­
stieg aus den sogenannten vo l lhalogenierten 
FCKW k largestellt - es wurde bereits ang�.spro­
ehen: darauf können wir sto lz sei n  - ,  den Oster­
reich mit E nde dieses Jahres zu 90 Prozent vol l­
zogen haben wird. Das haben wir in  einem ganz 
erheblichen Maße geschafft, und ich hoffe sehr,  
daß wir die restlichen 10 Prozent, die wir noch zu 
erfül len haben,  auch sehr  rasch erfüllen werden .  

Denn das Zweite ist - es geht schon weiter, 
und es ist erfreul icherweise weitergegangen - ,  
diesbezüglich auch bei den sogenannten tei lhalo­
genierten Kohlenwasserstoffen weiterzumachen. 

Ich freue mich au ßerordentlich über diesen Ap­
pe l l  in Richtung Aktivierung der Bürger, daß 
man selbst etwas tun kann, wie es etwa m it dem 
Beisp iel Friseur  angesprochen wurde. I n  diesem 
einen Fall werden wir das nicht mehr  brauchen. 
denn dieses F 22 ,  das es bisher als Treibgas in 
Spraydosen gegeben hat, haben wir bereits verbo­
ten; das ist vor kurzem auch durch d ie Medien 
gegangen. 

Wir haben auch weitergemacht mit  einzelnen 
anderen Stoffen ,  mit deren chemischer Zusam­
me nsetzung ich Sie jetzt n icht belasten möchte , 
etwa 1 , 1 , 1 -Trich lorethan und ähnl iche Dinge. Es 
geht ganz systematisch weiter, es geht weiter i n  
Richtung Vorwegnahme jener Best immungen, die 
bereits in  der Londoner Fassung des Montrealer 
Protokolls enthalten sind. Ich glaube also,  ��r ha­
ben allen Grund. gerade über die Rol le Oster­
reichs, d ie wir h ier im eigenen Land gespielt ha­
ben ,  stolz zu sein,  und wir haben a l len  Grund, in 
dieser Richtung weiterzumachen - sowohl  in un­
serem eigenen Land als auch auf internationaler 
Ebene. 

Meine Damen und Herren !  Ich darf Ihnen be­
richten: Die Vertreter unseres Ministeriums sind 
derzeit in Kopenhagen, wo e ine weitere Verschär­
fung genau dieser Best�.mmungen beraten wird .  
S ie können sicher sein :  Osterreich wird seine for­
dernde Rolle auch in  d ieser Richtung weiterhin 
wahrnehmen! 

Meine Damen und Herren !  Da dies heute mei­
ne letzte Te ilnahme an einer Sitzung des Hohen 
Bundesrates ist, erlauben Sie mir, I hnen sehr  
herzlich für  jenen Tei l  der U mweltpol i t ik  zu  dan­
ken , die wir in Zusammenarbeit erled igen konn­
ten .  Ich darf mich auch sehr herzl ich für das sach­
l iche Klima der Beratungen hier bedanken, und 
ich hoffe, daß auch Sie das Gefüh l  haben, wir 
haben miteinander etwas bewegen können, was 
unserer Umwelt zugute kommt und irreversibel 
ist. 

Es ist, glaube ich, für einen Politiker, für eine 
Politikeri n ,  eine Befriedigung schlechthin,  zu wis­
sen, einen Beitrag geleistet und etwas bewegt zu 
haben. 

Es ist uns dieser Beitrag für die Luftreinhaltung 
gelungen - wir haben mehrfach darüber gespro­
chen - ,  ich darf Sie an unser Ozongesetz als e in 
Beispiel erinnern .  

Es  ist uns e in  massiver Beitrag in der  Abfall po­
l it ik gelungen, wo für die Praxis vö ll ig neue Rah­
menbed ingungen festgeschr ieben wurden, die uns 
ganz sicher weiterhelfen und weiterbringen wer­
den. 

Es ist uns dieser Beitrag vor allem auch in der 
jetzt angesprochenen Frage des Ausstiegs aus ge-
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fäh rl ichen Chemikalien, d ie wir mit aller Syste­
matik betrieben haben , gel ungen. 

Es ist uns dieser Beitrag in der Jugendpolitik 
ge lungen,  und ich darf Sie an die Rechte des Kin­
des erinnern, über d ie wir das letzte Mal gespro­
chen haben. Ich darf mich auch bei Ihnen für je­
nen Erfo lg, den wir im Kampf gegen die Kinder­
pornographie erzielt haben. bedanken, den Sie 
zweifel los noch zu final isieren haben werden mit 
der Änderung jener Gesetze, die das regeln .  Da­
für meinen herzlichen Dank !  

Ich darf abrunden mit Famil ienpolitik .  Wir  ha­
ben mit dem grö ßten Paket - ich z itiere unseren 
Herrn Finanzmin ister - ,  das in der Zweiten Re­
publ ik je für die Famil ien erzielt wurde, das 
Jahr 1 992 mit seinen gigantischen Fortschr itten 
eigentlich zum österreichischen "Jahr der Fami­
lie" gemacht, bevor wir 1 994 gemeinsam mit  der 
UNO das "Internationale Jahr der Famil ie" feiern 
werden.  

Ich freue mich, daß Österreich auch da ganz 
konkret seinen Beitrag dazu geleistet hat, und ich 
möchte I hnen, Hoher Bundesrat, meine seh r  ge­
ehrten Damen und Herren, sehr ,  seh r  herzlich 
danken für das, was wir hier gemeinsam erreichen 
konnten. Ich wünsche Ihnen al les Gute u nd in 
allen drei Bereichen weitere Fortschritte. Bitte 
lassen Sie nicht locker! - Vielen herzlichen 
Dank !  (ALLgemeiner Beifall. ) /0.52 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Frau 
Bundesminister in !  Gestatten Sie auch mir  - per­
sönl ich und namens des Bundesrates - ,  I hnen für 
die Zusammenarbeit sehr ,  sehr herzlich zu dan­
ken .  Es war ja großtei ls sicherl ich  Ihr E ngage­
ment, das in e inigen Fragen den B undesrat moti­
viert hat, positive Ste l lungnahmen zu Vorschlä­
gen abzugeben . Ich möchte festhalten, daß Ihre 
Z usammenarbeit mit dem Bundesrat hervorra­
gend war .  Herzlichen Dank dafür !  Ich wünsche 
Ihnen vor al lem in Ihrem neuen Aufgabenbereich 
a l les erdenk lich  G ute. Herzlichen Dank ! (Lebhaf­
ter und anhaLtender Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 

Weitere Wortmeldu ngen l iegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Es  ist dies 
n icht der Fall .  

D ie Debatte ist gesch lossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schl uß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Wir  kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E i nspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
som it a n  g e n 0 m m e n .  

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12 . November 1992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Errichtung des Bezirksgerichtes Josef­
stadt, die Erweiterung der Zuständigkeit des Be­
zirksgerichtes Innere Stadt Wien und Änderun­
gen des Bezirksgerichts-Organisationsgesetzes 
für Wien, der Exekutionsordnung, des Auktions­
hallengesetzes, des Lebensmittelgesetzes 1975, 
des Auslieferungs- und Rechtshilfegesetzes und 
der Jurisdiktionsnorm (3. Novelle zum Bezirks­
gerichts-Organisationsgesetz für Wien) (663 und 
780/NR sowie 436 1/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 4. Punkt der Tagesordnung: 3. No­
velle zum Bezirksgerichts-Organisationsgesetz 
für Wien. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Fausten­
hammer. Ich bitte i hn  um den Bericht. 

Berichterstatter Josef Faustenhammer: Sehr  
geehrter Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Der 
gegenständl iche Gesetzesbeschl u ß  trägt dem Um­
stand Rech nung, daß im Bundesland Wien die ge­
samte Bezirksgerichtsbarkeit Vol lbezirksgerich­
ten mit umfassender Zuständigkeit in Zivil-, Exe­
k utions- und Strafsachen übertragen wird .  Dem­
nach so l l  ein Vollbez irksger icht Josefstadt 
eingerichtet werden,  das für die Bezirke VII bis 
IX zuständig sein wird .  Die damit verbu ndene 
Entlastung des Bezirksgerichtes Innere Stadt er­
möglicht es, dieses für die Bezir ke I und I I I  bis VI 
in ein Vollbezirksgericht umzuwandeln und i hm 
noch d i e  Zuständigkeit fü r  den  X I .  Bezirk zu 
übertragen. 

Der Rechtsaussch u ß  hat d ie gegenständliche 
Vorlage in  seiner S itzung vom 1 7. November 
1 992 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner  Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der B undesrat 
wol le besch l ießen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 2. November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die E rrichtung des Bezirksgerichtes Josef­
stadt, die Erweiterung der Zuständigkeit des Be­
zirksgerichtes Innere Stadt Wien und Änderung 
des Bezirksgerichts-Organisationsgesetzes für 
Wien,  der Exekutionsordnung, des AuktionshaL­
lengesetzes, des Lebensmittelgesetzes 1 975, des 
Auslieferungs- und Rechtshi lfegesetzes und der 
J urisdiktionsnorm (3. Novelle zum Bezi rksge­
r ichts-Organisationsgesetz für Wien) wird kein 
E inspruch erhoben.  
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

Wir gehen in  die Debatte e in .  

Zu Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Herbert Weiß.  Ich erteile es ihm.  

10.57 

Bundesrat Herbert Weiß (ÖVP, Ste iermark) :  
Herr Präsident! Herr  Bundesmin ister !  Meine seh r  
gee hrten Damen und Herren des Bundesrates! 
Seit der Verordnung des Bu ndesministeriums für 
Justiz  aus dem Jahr 1954, mit der die Organisa­
tion der Bezi rksgerichtsbarkeit im Bundesland 
Wien geregelt wurde, trat in einzelnen Gemein­
debezirken eine nicht unerheb liche Änderung der 
Bevölkerungszah l  ein. 

Die neue Bevölkerungsstruktur, aber auch die 
Tatsache, daß das Bezi rksgericht Innere Stadt 
Wien infolge der erreichten Größe kaum mehr 
überschaubar und daher auch nur noch mit er­
heblichen Schwierigkeiten in  der Lage war, Agen­
den rückstandslos zu erfül len ,  l ießen es geboten 
erscheinen, die Bezi rksgerichtsbarkeit neu zu 
ordnen. 

Die Planung der Justizverwaltung für e ine Wei­
terentwick lung der Bezirksgerichtsorganisation in 
Wien zielte mit dem Bezirksgerichts-Organisa­
tionsgesetz für Wien aus dem Jahre 1 985 auf eine 
flächendeckende Einteilung des Stadtgebietes in 
Sprenge l  mit Vol lbezirksgerichten mit grundsätz­
l ich umfassender Zuständigkeit in Zivi l- ,  Exeku­
tions- und Strafsachen ab. 

Derzeit bestehen in Wien neben fünf VolIbe­
zirksgerichten noch vier N icht-Vol lbezirksgerich­
te , in denen aufgrund der Kompetenzzerspl itte­
rung in  Zivil - ,  Exekut ions- und Strafsachen der 
Zugang zum Recht für d ie rechtsschutzsuchende 
Bevölkerung auf unzumutbare Weise erschwert 
ist. D ieses Nebeneinander von Vol l - und N icht­
Vollbezirksgerichten sowie die Kompetenzzer­
splitterung sollen beseitigt werden . Nach der Er­
richtung beziehungsweise U mwandlung der Be­
zirksger ichte Donaustadt, Hernals, Döb l ing, Flo­
r idsdorf und Liesing so l l  mit dem vor liegenden 
Gesetzesbesch luß das Vol lbezirksgericht Josef­
stadt für die Bezirke VI I  b is IX eingerichtet wer­
den. 

Wie der Herr Berichterstatter bereits ausge­
führt hat, dient die damit verbundene E ntlastung 
des bisher zuständigen Bezirksger ichtes Innere 
Stadt dazu,  die Kompetenz dieses Gerichtes für 
die Bezi rke I ,  111 bis VI  und XI  so zu erweitern, 
daß auch das Bezirksgericht Innere Stadt als Vol l­
bezirksger icht angesprochen werden kann. (Vize­
präsident Dr. 5 t r i  m i t  z e r  übernimmt den 
Vorsitz. ) 

Die Umwandlung der noch ausstehenden Ge­
richte Fünfhaus für den XII .  und XV. Bezirk ,  
Hietzing für den XIII .  und XIV. Bezirk und Favo­
riten für den X. Bezirk kann erst nach Schaffung 
der räuml ichen Voraussetzungen erfolgen .  -
Dann al lerdings wi rd das gesamte Stadtgebiet von 
Wien auf Vollbezi rksgerichte aufgete i lt sein .  

Im Zuge der  Änderung von Zuständigkeiten 
erwies es sich als zweckmäßig und notwendig, in 
ürten,  in denen mehrere Exekutionsgerichte ih­
ren Sitz haben,  den Wirkungskreis der Gerichts­
vol lzieher in der Form zu erweitern,  daß d iese bei 
Exekutionen auf bewegl iche Vermögen die 
Sprenge lgrenzen überschreiten und Amtshand­
lungen im ganzen Ort vornehmen können.  

Der Nationalrat nahm die Gelegenheit wahr ,  
d ie  Exekutionsordnung gleich in e inem weiteren 
Punkt, der m i r  persön l ich sehr  wesentl ich er­
scheint. zu ändern :  Nach dem Grundbuch, dem 
Firmenbuch, dem Mahnverfahren wird nunmehr 
das Exekutionsregister auf ADV -Basis umgeste llt .  

Zur Erleichterung der Exekutionsführung sol l  
bere its jetzt d ie gesetz l iche Grundlage dafür ge­
schaffen werden ,  daß betreibende Gläubiger in 
Zukunft in die Geschäftsbehelfe des Exek utions­
verfah rens - das sind im besonderen das Na­
mensverzeichn is ,  die Register über vorgenomme­
ne Pfändungen und die Liste der Vermögensver­
zeichnisse. a lso der a lten Offenbarungseide -
Einsicht nehmen können. 

Diese Abfragemöglichkeit über ADV sol l  nicht 
nur für die e inzelnen Bezirksgerichte, sondern 
für ganz Wien und in späterer Folge, wenn die 
technischen Voraussetzungen gegeben sind, sogar 
bundesweit bestehen. Die Einsicht so l l  den Ge­
richten,  aber auch den Parte ien und deren Vertre­
tern ohne besondere Förml ichkeiten,  also auch 
ohne den Nachweis eines Exekutionstitels oder ei­
nes sonstigen rechtl ichen Interesses möglich sein .  

Nach Mein ung des Justizausschusses sol l  das 
ADV-Exekutionsregister sogar so gestaltet wer­
den,  da ß ein Ausbau in Richtung al lgemeines Mo­
bi l iar-Pfandregister möglich ist, in  dem k ünftig 
auch die vertragliche Verpfändung beweglicher 
Sachen mit Wirkung gegenüber Dritten regi ­
striert werden kann . 

Da die im vor l iegenden Gesetzesbesch luß vor­
gesehenen Regelungen einen besseren Zugang 
zum Recht für d ie rechtschutzsuchende Bevö lke­
rung bieten beziehungsweise ein rascheres und ef­
fizienteres Exekutionsverfahren erwarten lassen ,  
wird meine Fraktion d iesem Gesetzesbesch luß  
gerne i hre Zustimmung geben. (BeifaLL bei Ö VP 
lind SPÖ.) 1 1 .02 
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Vizepräsident Dr. Martin  Strimitzer: Zum 
Worte gemeldet hat sich weiters Frau Bundesrä­
t in  Dr. I rmtraut Karlsson.  Ich ertei le es ihr .  

1 1 .(I� 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien) :  Seh r  geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr M inister !  Hoher Bundesrat! D ie heuti­
gen Gesetzesänderungen beschäftigen sich mit 
Problemen der " kleinen Leute" , des Gerichtsal l ­
tags, mit den Verfahren und Lokal itäten der Be­
zirksgerichte. In Wien war es bislang so - das hat 
mein Vorredner schon ausgeführt - ,  da ß gerade 
die Bezirksgerichtsbarkeit unübersichtlich und 
zerspl ittert war und daher der Zugang zum Recht 
für die rechtsuchende Bevö lkerung nicht optimal 
genutzt wurde. Diese Neuorganisation ist daher 
zu begrü ßen. 

Wien ist - und ich sage das h ier als Wiener 
Bundesrätin vor allem für d ie Kol leginnen und 
Kol legen aus den Bundesländern - eine Stadt, in 
der auch Menschen leben.  Ihnen, l iebe Kollegin­
nen und Kollegen ,  kommt es ja oft so vor, als ob 
Wien nur d ie Stadt der Behörden und der Ämter 
wäre, die Stadt der großen Bürogebäude und der 
Hotels, i n  denen Sie sehr  oft wohnen müssen, 
wenn Sie aus den Bundesländern nach Wien kom­
men. Aber in Wien,  l iebe Kol leginnen und Kolle­
gen ,  lebt auch eine gro ße Zahl  von Menschen. 
Wenn wir von den Problemen des Transitver­
kehrs sprechen, dann denken wir dabei immer an 
ferne Alpentäler, durch die LKW donnern, aber 
auch in Wien gibt es Probleme mit dem Transit­
verkehr. 

Die F lorian igasse etwa, in der das neue Bezirks­
gericht insta l liert werden sol l ,  ist eine Gasse, in 
der der Transitverkehr - und ich sage h ier be­
wußt Transitverkehr, näml ich derer, die da nur  
durchfahren ,  i ch  spreche nicht vom Anrainerver­
kehr - enorm und schreck lich ist. Es hat sich 
eine Bürger initiative gebi ldet, und es wurden 
auch einige verkehrsberuhigende Maßnahmen 
gesetzt. Aber die Bewohner dieses Bezir ksteils der 
10sefstadt - auch ich bin e ine 10sefstädterin -
befürchten natürl ich,  daß das größere Verkehrs­
aufkommen,  das ja schon aufgrund des dort an­
sässigen Landesgerichtes herrscht, durch die Er­
richtung des Bezirksgerichtes bestehen b leiben 
wird. ( Vizepräsident 5 t r u t z  e n b e r g e r über­
nimmt den Vorsitz. ) 

Herr Min ister !  Sie haben i n  einem B rief an un­
seren Bezirksvorsteher-Stellvertreter Hannes 
Zima beschwichtigt und dargelegt, daß das Ver­
kehrsaufkommen gegenüber dem jetzigen gerin­
ger werden wird und daß ein großer Tei l  der 
K lienten des Bezirksgerichtes 10sefstadt zu Fuß  
oder mi t  öffentlichen Verkehrsmitteln zum Be­
zirksgericht kommen wird. Ich bitte Sie aber den­
noch - auch im Na�.en meiner Kol leginnen und 
Kollegen von der SPO-Bezirksratsfraktion losef-

stadt - .  nach einer Einführu ngsphase den von 
Ihnen in dem Brief versprochenen . ,Tag der offe­
nen Tür" des Bezirksgerichtes 10sefstadt abzuhal­
ten. damit wir eventuel l  auftretende Probleme 
noch e inmal besprechen und eine Lösung im Sin­
ne der Bezi rksbevölkerung fi nden können. 

Der Nationalrat hat aber auch - und das ist ein 
Zeichen für unsere parlamentarische Demokratie 
- über die Regierungsvorlage hinaus eine Ent­
sc hl ie ßung behandelt, die sich mit der Unterbrin­
gung von Häft lingen in Wien auseinandersetzt. 
Dem lustizausschuß des National rates lagen Zah­
len vor, die ich auch hier im Bundesrat zur Ver­
anschaulichung verlesen möchte: "Mit Stichtag 
27. 10. 1 992 waren von den Häftl ingen in  
Wien 861  (davon 234 U ntersuch ungshäftlinge) 
auswärts untergebracht. Im Gefangenenhaus 
Wien und der AußensteI le Floridsdorf war am 
gleichen Tag ein Überbelag von 1 1 03 Häftlingen, 
davon 9 1 2  Untersuchungshäftlinge, zu verzeich­
nen. Es waren am Stichtag insgesamt 1 964 Plätze 
zur Abdecku ng des Wiener Haftraumbedarfes er­
forderl ich. - Das sind die Zahlen. 

Wenn  wir uns vergegenwärtigen,  daß gerade 
für den Häftli ng in Untersuchungshaft die U n­
schuldsvermutung gelten sollte, muß uns auch  
k lar se in,  daß  der Untersuchungshäft l ing dement­
sprechend untergebracht sein so l l .  

Es wurde daher e ine Entschl ie ßung angenom­
men, sodaß die Häft l inge im normalen Strafvoll­
zug n icht mehr in weit entfernte Strafanstalten 
verlagert werden dürfen.  Das ist für mich seh r  zu 
begrüßen, denn  wir sehen immer wieder,  daß auf­
grund weiter Anfahrtswege oder dadurch, daß 
Strafanstalten m it öffentl ichen Verkehrsmitte ln 
schwer zu erreichen sind, der Kontakt zu den An­
gehörigen nur seh r  schwer aufrechtzuerhalten ist. 
Gerade d ieser Kontakt ist aber - das wissen wir 
aus vielen Rückfal lsstatist iken - eine der Mög­
l ichkeiten, die einen Rückfall des Häftl ings ver­
h indern  kann. Wenn er wieder in seinen Fami ­
l ienverband, in seine U mgebung i ntegriert wer­
den kann, ist ein Rückfa l l  abzuwehren. Es ist da­
her auch in unser aller Interesse , daß d iese 
Kontaktnahme bestehen bleiben kann bezie­
hungsweise erleichtert wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch an­
regen - ich weiß ,  es ist schon sehr viel geschehen 
-: Viel leicht könnten wir doch wieder e inmal d ie 
Reform der Besuchsrege lu ng von Häftl ingen auf 
die Tagesordnung setzen und da auch e inige Re­
gelungen finden.  Es ist das kein sehr populäres 
Thema. Man wird angek lagt , daß man al lerhand 
"Verwöhnereien" für die Häftl inge durchsetzen 
wil l ,  aber, wie gesagt, i m  Sinne dessen,  daß wir ja 
nicht wollen, daß Straftäter immer wieder rück­
fäl l ig werden, ist das e in ganz, ganz wichtiger 
Punkt. 
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In diesem Zusam menhang möchte ich auch sa­
gen - und es ist sehr gut zu bemerken, daß diese 
Einstel lung quer durch al le Fraktionen geht - ,  
daß wir, was d ie Untersuchungshäft l inge betrifft, 
durchaus Reformbedarf haben und daß d ie Schaf­
fung neuen Haftraumes nicht dazu führen sol l ,  
daß diese Reform hintangestel lt  wird.  

Es ist deshalb im Ausschußbericht des Natio­
nalrates ausdrücklich festgehalten worden,  daß 
durch die Entschl ießung nur der katastrophale 
Überbelag abgebaut werden sol l .  Ich möchte dar­
aus zitieren: 

" Keineswegs darf daraus der Sch luß gezogen 
werden, daß der Justizausschuß sich damit abfin­
det, in  welcher Häufigkeit und mit welcher Dauer 
besonders im Osten Österreichs die U ntersu­
chungshaft verhängt wird. 

Der J ustizausschuß hält an seiner Auffassung 
fest, da ß durch d ie neu einzuführende Grund­
rechtsbeschwerde an den Obersten Gerichtshof 
zum Schutz der persönl ichen Fre iheit und durch 
die weiter nachdrückl ich verfo lgten Bemühungen 
zur Reform der Untersuchu ngshaft die Zahl und 
die Dauer der Haftfä lle, besonders im Osten 
Österre ichs, erheblich eingeschränkt werden 
mu ß." 

Auch das wurde von a l len Fraktionen anerken­
nenswerterweise unterschrieben .  

Zum Sch luß  möchte i ch  noch ein Thema an­
schneiden, das nicht unmittelbar mit den Bezirks­
gerichten zusammenhängt, aber doch eine sehr  
wesentliche Aufgabe, d ie  d ie  Bezirksgerichte ha­
ben und die von der Bevölkerung besonders ange­
nommen wird: die Beratungstätigkeit, und zwar 
in dem Sinne, daß man versucht, unnötige Pro­
zesse gar n icht erst vor die Gerichte kommen zu 
lassen. 

In diesem Zusammenhang ist sehr zu begrü­
ßen, daß nach langjährigen Verzögerungen, muß 
ich sagen,  nunmehr der au ßergerichtl iche Tataus­
gleich ,  der sich in der Jugendgerichtsbarkeit so 
gut bewährt hat, in einem Pi lotversuch auf die 
Erwachsenengerichtsbarkeit ausgedehnt wird. 
Das ist wirk l ich zu begrüßen. 

Als Vorsitzende des Vereins Wiener Frauen­
häuser, der in  Wien Zufl uchtstätten für mi ßhan­
delte Frauen und ihre K inder betreibt, habe ich 
- die Mitarbeiterinnen k lagen zu Recht darüber 
- d ie Erfahrung machen m üssen - und ich 
möchte bitten, daß wir  diese auch berücksichtigen 
- ,  daß Richter fami l iäre Streitigkeiten sehr  gerne 
in den außergerichtl ichen Tatausgleich geben -
es kommt a lso zu keinem Verfah ren - ,  und dabei 
ist der Täter sehr gut vertreten und beraten ,  das 
Opfer jedoch nicht. In diesem Fall ist ja, im Ge­
gensatz zu anderen Fällen - zum Beispiel bei 

einem Autodiebstahl - die Beziehung zwischen 
Täter und Opfer eine andere , da Täter und Opfer 
miteinander leben. Da Täter und Opfer nach die­
sem Ausgleich ein Zusammenleben oder auch 
eine Trennung miteinander ausfechten müssen, 
ist die soz iale Situation anders. D ie Frauen sind 
sehr oft überfordert, sie geben nach und geben 
sich mit reinen Versprechen wie: Ja, ich werde es 
nicht wieder tun !  zufrieden ,  aber die Situation 
wird nicht bereinigt. 

Wir müssen daher überlegen:  Ist eine Mißhand­
lung im famil iären Bereich ein Tatbestand, der in 
diesen außergerichtl ichen Tatausgleich fa l len 
kann? Wieviel ist ein gebrochener Arm oder ähn­
liches wert? Welche Möglichkeiten - darum geht 
es mir: es geht mir nicht ums Bestrafen oder um 
den Strafprozeß, Sie wissen, ich bin schon immer 
eine Gegnerin dieser un nötigen Gerichtsverfah­
ren - gibt es, daß  die Frauen n icht mehr miß­
handelt werden, daß eine Mi ßhandlungssituation 
n icht aufrechterhalten wird? 

In diesem Sinne bitte ich, eine Besprechung -
im Parlament oder wo immer - über d iese Praxis 
abzuhalten .  

Die sozialdemokratische F raktion wird diesem 
Gesetzesbesch luß  gerne ihre Zust immung geben .  
(Beifall bei  der SPO.j I l .J./. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesm inister Dr .  
Michalek.  Ich e rtei le es ihm. 

1 I .J./. 
Bundesminister für Justiz Dr. Nikolaus Micha­

lek: Herr  Präsident !  Meine sehr geeh rten Damen 
und Herren des Bundesrates! Mit Recht haben die 
Vorredner darauf h ingewiesen, daß durch dieses 
Gesetz eine konsequente Fortsetzung des schon 
se it längerem eingeleiteten Prozesses vorgenom­
men wird, die bezirksgerichtl ic he Struktur i n  
Wien - so wie überall sonst i n  Österreich - da­
hin gehend zu ändern, daß das Stadtgebiet Wiens 
flächendeckend in Sprengel mit Vol lbezirksge­
richten e ingete i l t  wird,  die d ie zivi lrechtlichen, 
strafrechtlichen, aber auch exekutionsrechtlichen 
Agenden wahrnehmen. 

Sie werden sich viel leicht fragen, wieso im Zu­
sammenhang mit den Entflechtungen des Be­
zirksgerichts I nnere Stadt der XI .  Bezir k  vom Be­
z irksgericht Favori ten weggenommen und dort 
h inzugegeben wird .  - Das hängt damit zusam­
men, daß als nächstes das b isher für den X. und 
XI .  Bezirk zuständige Bezirksgericht Favoriten in 
ein Vol lbezirksgericht für den X. Bezirk umge­
wandelt  werden so l l ,  hiefür aber noch baul iche 
Maßnahmen erforderlich sind, die am "lebendi­
gen Leib" nicht ohne wei teres e rbracht werden 
können. Nach Abschluß der Baumaßnahmen 
wird das Bezirksgericht Favoriten zu  einem Vol l -

561. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 73

www.parlament.gv.at



26920 B u ndesrat - 56 1 .  S i tzu ng - 1 9 . N ove rnhe r  1 992 

Bundesminister für Justiz Dr. Nikolaus Michalek 

bezirksgericht. D ie bisher durch die Kapazitäten 
des Bezi rkes Simmering gebundenen Räuml ich­
keiten stehen dann den ausgeweiteten Kompeten­
zen des Bezirksgerichtes Favoriten zur Verfü­
gung. 

In weiterer Folge so l len die Bezirke I I I  und XI 
z u  e inem Vol lbezi rksgericht Landstraße auf den 
Schlachthausgründen zusammengefüh rt werden . 
Die erwähnten Bezirksgerichte XI I  bis XV - der­
zeit sind XII und XV sowie XI I I  und XIV zusam­
mengesch lossen - sol len  anders struktu riert wer­
den. indem künftig der Wienfluß  die Grenze b i l­
den sol l :  Die Bezirke XIV und XV sol len e in  Vol l­
bezirksgericht werden, und d ie Bezi rke XII und 
XI I I  so llen e ines werden . 

Meine Damen und Herren! Wenn h ier erwähnt 
wurde, daß im Zusammenhang mit diesen Struk­
turänderungen in Wien auch Maßnahmen im 
Exekutionsverfahren getroffen werden, da ß ins­
besondere die verstärkte Ausstattung mit EDV im 
Exekutionsbereich dazu d ienen sol l ,  sämtl iche 
Register mittels EDV zu führen ,  i n  d ie dann von 
den G läubigern E insicht genommen werden 
kann, daß diese Register aber auch so gestaltet 
werden sol len, daß sie künftig a ls Mobil iarpfand­
register für vertragl ich  verpfändete bewegl iche 
Sachen dienen so llen, möchte ich darauf h inwei­
sen ,  daß es diesbezüglich schon sei t  längerer Zeit 
Überlegungen gibt, es d urch eine grundsätzl iche 
Änderung des österre ichischen Sachenrechtes, 
das ja vom Faustpfandprinzip ausgeht, zu ermög­
lichen, daß an Beweglichkeiten, die aber im Ge­
wahrsam, im Gebrauche des Schu ldners bleiben 
sol len - sei es, daß er sie für seine privaten 
Zwecke, sei es aber vor al lem, daß er sie für seine 
beruflichen, wirtschaftl ichen Zwecke benötigt -
dennoch - e in  wirksames Pfandrecht  der G läubi­
ger - erworben werden kann. Das Bundesmini­
sterium für J ustiz kann hier auf sehr umfangrei­
che Vorarbeiten des österreichischen Notariates 
zurückgreifen. 

Die Frau Bundesrätin  Karlsson hat mic h  daran 
erinnert, daß durch das Bezi rksgericht losefstadt 
in d iesem Bezirk verstärktes Verkehrsaufkom­
men stattfinden könnte . Sie wissen ,  daß auch ich 
weiß ,  wovon Sie sprechen, weil mir ja die losef­
stadt nicht ganz  unbekannt ist, was al lerdings 
überhaupt keinen E infl u ß  auf die jetzige Struk­
turmaßnahme hat. 

Ich werde mich gerne nach einiger Zeit des Be­
triebes in der F loriani.gasse mit den Bete i ligten 
zusammensetzen und Uberlegungen darüber an­
stel len, ob tatsächlich eingetretene Schwierigkei­
ten einer Besserung zugeführt werden können. 
Ich selbst b in optimistisch ,  denn in  a l ler Regel 
so llte ja der Zugang für die Bevölkerung aus den 
betroffenen Bezirken zu Fuß oder mit  öffentli­
chen Verkehrsmitteln möglich sei n  - die ,,2er­
Lin ie" ist ja verkehrsmäßig sehr gut aufgesch los-

sen - ,  und das Zufahren durch Anwälte wird sich 
in Grenzen halten beziehungsweise ist heute oh­
nehin  durch ihren Besuch im Landesgericht, sei 
es Zivi l- oder Straflandesgericht, gegeben. 

S ie haben auch darauf h ingewiesen, daß in die­
sem Zusammenhang eine Entschlie ßung vom Na­
tionalrat gefaßt wurde, die sich mit den Wiener 
Haftraumerfordernissen befaßt. Ich bin sehr froh 
darüber, daß Sie die positiven Aspekte dieser Ak­
tivität herausgestrichen haben. Ich bin mir schon 
dessen bewußt. daß man al lgemein davon spricht, 
daß neuer Haftraum auch neue Häftl inge schafft. 
Dem darf keinesfal ls so sein.  

Ich sehe es ebenso wie Sie:  Wir haben heute 
e inen unzumutbaren Zustand, der uns in der 
Vol lzugsverwaltung große organisatorische 
Schwierigkeiten und natürlich auch finanziel le 
Lasten aufe rlegt. Wir haben fast d ie Hälfte unse­
res Häftl i ngsstandes au ßerhalb Wiens ausgela­
gert. Das muß  sowohl  für die Betroffenen als 
auch für die Vol lzugsverwaltung geändert wer­
den.  

Selbst wenn, was wir doch hoffen, die in Aus­
sicht genommene Reform der Untersuchungshaft 
zu e iner gewissen Verringerung der Zahl an Un­
tersuchungshäft l ingen führen wird, brauchen wir 
d iesen zusätzl ichen Haftraum von zirka 600 bis 
750 Plätzen in Wien - einerseits um die Auslage­
rungen nach Wien zurückzubekommen, anderer­
se its um die berechtigten Überlegungen,  für die 
Untersuchungshäft l inge mehr Einzelhafträume 
zu schaffen.  umsetzen zu können. 

Die von Ihnen angesprochenen Besuchsrechts­
regelung, wodurch die Verlagerung der Häft l inge 
dorthin ,  woh in  sie e igentlich gehören ,  näml ich in 
ihr  Bundesland , nach Wien, erleichtert werden 
so l l ,  ist auch Gegenstand der in Beratung und in 
Vorbere itung stehenden Strafvo l lzugsgesetzno­
vel le,  d ie wir noch im Dezember im Nationalrat 
einbri ngen werden und die im Laufe des nächsten 
Halbjahres Gegenstand intensiver Beratungen 
sei n  wird. 

Mir scheinen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit dem Besuchsrecht  sowie viele andere Dinge 
notwendig zu sein ,  u m  den sozialen Bezug des 
Häft l ings zur Außenwelt aufrechtzuerhalten. 
Und außerdem entspringen diesbezügliche Maß­
nah men - so wie al le Maßnahmen, die wir für 
die Häft l inge treffen,  die wir in  Vorbereitung ih­
rer Entlassung zu  einer  verbesserten Wiederein­
gliederung in  die Gesel lschaft ergreifen - nicht 
nur,  wie es immer u nterstellt wird, einem über­
triebenen H umanitätsdenken und l iegen diese 
n icht nur  im I nteresse des e inze lnen  Häft l ings, 
sondern auch sehr entschieden im I nteresse der 
Bevölkerung, der Allgemeinheit, bieten sie doch 
die Chance einer verbesserten Wiedereingliede­
rung. einer Verminderung des Rückfalls . Das 
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l iegt im Interesse der Bevölkerung, wei l  einerseits 
die Sicherheit verstärkt wird und andererseits der 
vermiedene Rückfal l  schl ie ß l ich auch finanzie l le 
Auswirkungen hat. 

Ich bedanke mich daher dafür, daß man,  wie 
hier angekündigt wurde. gegen den vorl iegenden 
Gesetzesbesch luß  keinen Einspruch erheben wird 
und daß man auch die Entschl ießung des Natio­
nalrates goutiert. - Dan ke. (BeifaLL bei SPÖ und 
Ö VP sowie BeifaLL des Bundesrates Mälzer. ) 1 1 .23 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter e in Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Wi r  kommen daher zur  A b s t i m  m u n g. 

Ich bi tte jene Bundesrätinnen und Bundesräte. 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vor l iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

5.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
12. November 1 992 betreffend ein Übereinkom­
men zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der 
Welt samt österreichischer Erklärung (644 und 
727/NR sowie 4362/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß  des Nationalrates vom 1 2. November 1 992 
betreffend ein Übereinkommen zum Schutz des 
Kultur- u nd Natu rerbes der Welt samt österrei­
chischer Erk lärung. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr.  
Milan Unzer übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Mi lan Linzer: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesm inister! Hoher Bundesrat! 
Das Übereinkommen bezweckt, eine Form der 
internationalen Zusam menarbeit zu  i nstitutiona­
l isieren, die es ermöglichen sol l ,  auf Antrag denje­
n igen Staaten zu helfen, die nicht in der Lage 
sind, die Bewahrung ihres ku lturellen und ihres 
Naturerbes aus e igenen Kräften zu gewährleisten. 

Die Notwendigkeit einer so lchen Zielsetzung 
wurde zur Zeit der Verabsch iedung des Überein­
kommens durch den damaligen UNESCO-Gene­
raldirektor wie folgt begründet: 

" Dieses Übere inkommen geht von dem Grund­
satz aus. daß das Kultur- und Naturerbe der 
Menschheit als Ganzes gehört. Es befi ndet sich 
zwar räumlich im Herrschaftsbereich e ines be­
stim mten Staates, doch verpfl ichtet die Aufgabe, 
die auf die Gegenwart überkommenen Denkmä­
ler der Vergangenheit von weltweiter Bedeutung 
zu erhalten, die Staatengemeinschaft als Gesamt­
heit, denn diese Den kmäler sind unser a l ler ge­
meinsames E rbe." 

Das Übereinkommen ist der unmittelbaren An­
wendung im innerstaatlichen Rechtsbereich zu­
gänglich. sodaß eine Erlassung von Gesetzen ge­
mäß Artikel 50 Abs. 2 B- VG nicht erforderl ich 
ist . Insoweit das Übereinkommen Angelegenhei­
ten des Naturschutzes bestrifft. regelt es Angele­
genheiten des selbständigen Wirkungsbereiches 
der Länder und bedarf daher im  Sinne des Ar­
tikels 50 Abs. 1 B-VG der Zustimmung des Bun­
desrates. 

Der Außenpol it ische Ausschu ß hat die Vor lage 
in se iner Sitzung vom 1 7 . November 1 992 in Ver­
hand lung genommen und einstimmig beschlos­
sen ,  dem Hohen Hause zu empfeh len,  dem Be­
sch luß  des Nationalrates im Sinne des Artikels 50 
Abs. 1 B-VG d ie Zust immung zu erteilen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Außen­
pol it ische Ausschuß somit  den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschl ießen: 

Dem Besch luß des Nationalrates vom 1 2 . No­
vember 1 992 betreffend ein Übereinkommen 
zum Schutz des Kultur- und Naturerbes samt 
österreichischer Erklärung wird im Sinne des Ar­
tikels 50 Abs. 1 B-VG die verfassungsmäßige Zu­
stimm ung ertei lt .  

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fall . 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem vorl iegenden Beschluß des Nationalrates 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 B-VG zustim -
men , um e i n  Handzeichen. Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, dem vorliegenden Beschluß im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 B-VG zuzust immen, 
ist somit a n g e n  0 m m e n. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 2 .  November 1 992 betreffend ein Europäisches 
Übereinkommen zum Sch utz von Tieren in land-
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wirtschaftlichen Tierhaltungen (4 1 9  
751/NR sowie 4363/BR der Beilagen) 

und Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 6.  Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 2 . November 1 992 
betreffend ein Europäisches Übereinkommen 
zum Schutz von Tieren in  landwirtschaftl ichen 
Tierhaltungen. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat Lud­
wig Bieringer übernommen . Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Ludwig Bieringer: Herr Präsi­
dent! Meine Sehr  geeh rten Damen und Herren !  
Durch den  gegenständlichen Staatsvertrag so llen 
e inheitl iche europäische Mindeststandards für d ie 
landwirtschaftliche Tierhaltung geschaffen wer­
den. Das Übereinkommen stel lt  ethnische Prinzi­
pien auf,  mit deren Einhaltung das Woh lbefinden 
der Tiere in  der landwirtschaft l ichen Tierhaltung 
und insbesondere in modernen Intensivhaltungs­
systemen gewährleistet werden sol l .  Nähere Rege­
lungen in Form von Standards werden d urch ei­
nen Ständigen Ausschuß ausgearbeitet, i n  dem 
Österreich gemäß Artikel 8 Abs. 2 schon bisher 
durch Beobachter vertreten war.  Die Grundlage 
solcher Rege lungen ist d ie neueste Entwicklung 
der wissenschaftlichen Forschung und der Tier­
haltungsverfahren. 

Im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG hat der 
Nationalrat besch lossen, daß der vor l iegende 
Staatsvertrag durch Er lassung von Gesetzen zu 
erfü l len ist. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die gegenständl iche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 1 7 . November 1 992 i n  Verhandlung genom­
men u nd einstimmig beschlossen ,  dem Hohen 
Hause zu empfeh len. dem vor l iegenden Staats­
vertrag im Sinne des Arti kels 50 Abs. 3 in Ver­
b indung mit Artikel 44 Abs. 2 B-VG d ie verfas­
sungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Als E rgebn is sei ner Beratung ste l l t  der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wol le beschl ie ßen: 

1 .  Dem Besch luß  des Nationalrates vom 
1 2. November 1 992 betreffend ein Europäisches 
Übereinkommen zum Schutz von Tieren in land­
wirtschaftl ichen Tierhaltungen wird im S inne des 
Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 
Abs. 2 B-VG d ie verfassungsmäß ige Zustimmung 
ertei lt. 

2. Gegen den Besch luß des National rates, den 
Staatsvertrag im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B­
VG durch d ie Er lassung von Gesetzen zu erfül­
len, wird kein E inspruch erhoben.  

fü r den Bericht. 

Wir gehen in  d ie Debatte e in .  

Ich e rteile Frau Bundesrät in Sch ierhuber das 
Wort. 

I J .30 
Bundesrät in Agnes Schierhuber (ÖVP, Niede r­

österre ich) :  Herr Präsident !  Meine sehr  gesc;�ätz­
ten Damen und Herren !  Das Europäisc he Uber­
ei nkommen zum Schutz von Tieren in  landwirt­
schaftl ichen Tierhaltungen, vor a l lem was Inten­
sivhaltungsformen anlangt, ist  zu begrüßen . Als 
Vertreterin der Landwirtschaft h ier im Hohen 
Haus, aus einem Gebiet kommend . in welchem 
die Intensivtierhaltung sowohl  durch k limatische 
als auch durch strukture l le Gegebenheiten nur  
ganz schwer zu real isieren is! .. ist es  für mich sehr  
leicht, persönl ich diesem Ubere inkommen die 
Zustimmung zu geben. 

Wir,  die Bauernschaft Österreichs, verlangen 
schon seit langem flächen bezogene Bestandsober­
grenzen,  das hei ßt, wir wollen je Hektar nur  so 
viele Großvieheinheiten,  wie viele es gewährlei­
sten, daß ökologisch  gewirtschaftet werden kann. 
Nur - das möchte ich hier seh r  deutl ich sagen - :  
Die österreichische Landwirtschaft kann das nie­
mals im Alleingang machen,  nämlich diese Richt­
l inien e inführen,  denn sonst ist sie mit den Bau­
ern im übrigen Europa noch weniger konkur­
renzfähig a ls b isher. Die sch lechte Einkommens­
lage der Bauern hat es notwendig gemacht, zur 
intensiveren Nutzung ihrer Möglichkeiten über­
zugehen, wodurch  d iese i h r  E inkommenmini­
mum etwas steigern konnten. 

Noch immer wird d ie ökologische Bewirtschaf­
tung den Bauern viel zuwenig honoriert. Ich 
möchte es hier ganz offen sagen: Es muß e ine 
Koalition zwischen Konsumenten und Bauern ge­
ben. Aber solange nicht d ie überwiegende Mehr­
heit der Konsumenten bereit ist, für ein Produkt 
aus ökologischer Bewirtschaftung mehr zu bezah­
len a ls sonst, so lange ist es eigentlich den Bauern 
nicht möglich, vermehrt in  d iese Produkt ions­
form einzusteigen. Es sind ja in den letzten Jah­
ren vom Landwirtschaftsministerium die Förde­
rungsmittel für ökologische Bewirtschaftungswei­
sen aufgestockt worden. Aber trotzdem muß ich 
sagen :  Das Landwirtschaftsbudget reicht dazu 
nicht aus, aus diesem allein kann das nicht be­
werkstel ligt werden.  Wir brauchen zusätzliche 
Mögl ichkeiten und Ansätze. 

Es gibt schon seh r  viele positive Ansätze, vor 
al lem im Waldviertel. Ich  möchte e inige davon 
erwähnen, als erstes das "Beef natur" ,  das in Frei­
landhaltung gezüchtet wird und e ine Ede lkreu­
zung zwischen F leckvieh und ANGUS ist. Damit 
werden gute Preise erzielt. E in anderes Beispiel 
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ist die " Mi l l i" . Es ist das ein Kalb. das nur mit 
Milch gefüttert wird und nicht angekettet gehal­
ten wird. 

Weitere Beispiele: . ,Waldland" wo Enten ,  Gän­
se, und H ühner in Freilandhaltung gehalten wer­
den, mit welchen die Bauern durch entsprechen­
de Preise ein höheres Einkommen erwirtschaften 
können. Aber das stößt alles an Grenzen. Zu nen­
nen wäre auch noch die Eierprod uktion .  

Es gibt nur  e ine k le ine Gruppe von Konsumen­
ten, die bereit sind. entsprechende Preise zu zah­
len. Ich  möchte Ihnen an hand eines Beispiels d ie 
Situation auf d iesem Gebiet vor Augen führen: 
Wenn ich ein Ei von ,.glückl ichen Hühnern" di­
rekt vom Bauern kaufe. so muß ich dafür minde­
stens 2 S bezahlen, damit dem Bauer wenigstens 
die Gestehungskosten abgedeckt werden. Dieses 
Ei muß aber im Handel mindestens 4 S kosten. 
Laut Statisti k  haben noch vor etl ichen Jahren die 
Österreicher rund 30 Prozent ihres Einkommens 
für Lebensmittel ausgegeben, heute sind es nur 
mehr rund 1 7  Prozent. Das zeigt deutlich .  wie 
wichtig die Koalition zwischen Konsumenten und 
Bauern notwendig wäre. 

Hohes Haus! Lassen Sie mich auf e ine Ver­
leumdungskampagne, d ie zurzeit von einer öster­
reich ischen Tageszeitung betrieben wird, h inwei­
sen .  Es gibt natürl ich Tierhalter, die "schwarze 
Schafe" sind, aber diese gibt es n icht nur in der 
Bauernschaft, sondern in jedem Beruf. Ich traue 
mich, sehr offen zu sagen:  Diese finden wir in der 
breiten Palette von der Kirche bis zum Richte r. 
D ie Mehrheit der österreichischen Bauern weiß ,  
daß sie d ie  Tiere gut  zu behandeln hat und daß sie 
auch artgerecht gehalten werden müssen.  Den 
Bauern ist mit  solchen Kampagnen sicher nicht 
gedient. 

Ich habe hier eine Presserneldung aus Italien. 
wonach eine Tierschutzgruppe die Adoption von 
Kühen aus Liebe zu Kühen forciert. In Kenntnis 
dessen zweifle ich langsam an der Realitätsbezo­
genheit vieler Menschen. Laut e iner E G-Richtli­
nie müssen in Italien rund 400 000 Kühe ge­
schlachtet werden,  wei l  zuviel Rindfleisch da ist. 
Daß ein Tierschutzverband eine Adoption von 
Kühen aus " Liebe zum Rind" fordert, damit es 
weiter am Leben bleibt, finde ich höchst schi­
zophren. Das möchte ich hier sehr  deutlich sagen .  
Ich würde d iesen Menschen empfehlen, Kinder 
zu adoptieren,  denn es gibt genug Kinder auf der 
Welt, die am Verhungern sind. Das wäre real isti­
scher und würde auch der Würde des Menschen 
entsprechen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. J  

Ich möchte nochmals betonen: Wir, die ÖVP, 
und d ie Bauernschaft bekennen u ns zu diesem 
Gesetz. Ich b i tte um die Unterstützung der gan­
zen Gesel lschaft, damit wir es auch verwirkl ichen 
können. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.; / 1 .36 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht  noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e in  Sch luß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g.  

Der vorl iegende Besch luß enthält Verfassungs­
bestimmungen, die nach Artikel 44 Abs. 2 B-VG 
der Zustimmung des Bundesrates bei  Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der Bu ndesrätin­
nen und B undesräte und einer Mehrheit von min­
destens zwei Dritte ln der abgegebenen Stimmen 
bedürfen .  

Ich ste l le zunäc hst d ie  für  d ie  Abst immung er­
forderliche Anwesenheit der Bundesrätinnen und 
Bundesräte fest. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, dem Beschluß im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit  
Artikel 44 Abs. 2 B-VG die verfassu ngsmäß ige 
Zustimmung zu erteilen, sowie gegen den Be­
sch luß  im Sinne des Art ikels 50 Abs. 2 B-VG kei­
nen Einspruch zu erheben, um ein Handzeic hen. 
- Es ist d ies S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, den Verfassungsbestimmungen i m  
Sinne des Artikels 5 0  Abs. 3 in Verbindung m it 
Artikel 44 Abs. 2 B- VG d ie Zust immung zu er­
teilen beziehungsweise keinen Einspruch zu erhe­
ben, ist somit a n g e n  0 m m e n .  

Ausdrück l ich stelle ich die erforderliche 
Z w e i d  r i t t e l  m e  h r h e i t im Sinne des Ar­
tikels 44 Abs. 2 B-VG fest. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und der Re­
publik Kroatien über die bilateralen Außenwirt­
schaftsbeziehungen samt Anhang (661 und 
782/NR sowie 4364/BR der Beilagen) 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und der Re­
publik Slowenien über die bilateralen Außen­
wirtschaftsbeziehungen samt Anhang (662 und 
783/NR sowie 436S/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun  zu den Punkten 7 und 8 der Tages­
ordnung, über die die Debatte unter einem abge­
führt wird. 

Es sind d ies: Besch lüsse des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Abkommen 
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zwischen der Republik Österreich und der Repu­
blik Kroatien über die b ilateralen Au ßenwirt­
schaftsbeziehungen samt Anhang und ein Ab­
kommen zwischen der Repub l ik  Österre ich und 
der Republ ik S lowenien über die bi lateralen Au­
ßenwirtschaftsbeziehungen samt Anhang. 

Berichterstatter über die Punkte 7 und 8 ist 
Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher. Ich bitte 
ihn um die beiden Berichte. 

Berichterstatter Dkfm. Dr. Helmut Frauseher: 
Se hr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da­
men und Herren !  Ich bringe zunächst den Bericht 
zum Tagesordn ungspun kt 7. 

Mit dem Entstehen des Staates Kroatien ergab 
sich d ie Notwendigkeit der vertragl ichen Rege­
lung der Wirtschaftsbeziehungen zu d iesem Staat. 
Da Kroatien n icht automatischer Rechtsnachfol­
ger des ehemaligen Jugoslawien ist, bestehen zwi­
schen Österre ich und Kroatien so hin im Gebiet 
der Handels- und Wi rtschaftsbeziehungen keine 
vertragl ichen Regelungen.  Die Verträge mit dem 
ehemaligen J ugoslawien können a l lerdings wäh­
rend einer Übergangsze it im Verhältnis zu  Kroa­
tien in pragmatischer Weise weiter angewendet 
werden. 

Durch das Abkommen wird Kroatien die b i la­
terale Meistbegünstigung hinsicht l ich der Zölle 
und sonstigen Abgaben im Umfang von Artikel I 
GATT eingeräumt. 

Im Abkommen ist vorgesehen, daß bei e iner 
Tei lnahme zumindest e iner Vertragspartei am 
EWR beziehungsweise bei deren Beitritt zu den 
EG nur jene Bestimmungen des vorl iegenden Ab­
kom mens, die n icht vom EWR- bezieh ungsweise 
EG-Rechtsbestand erfaßt sind, weiterhin Geltung 
haben werden .  

Der  Wirtschaftsausschuß  hat  d ie gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 7 . November 
1 992 in Verhandlung genom men und einst immig 
besch lossen,  dem Hohen Hause zu empfeh len,  
keinen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Wirt­
schaftsausschuß  somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschl ießen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republ ik  Österreich u nd der Repu­
bl ik  Kroatien über die b ilateralen Außenwirt­
schaftsbeziehungen samt Anhang wird kein Ein­
spruch erhoben.  

Ich berichte weiters über das Abkommen mit 
der Republ ik S lowenien, das inhaltl ich dem Ab­
kommen mit der Republ ik  Kroatien entspricht, 
über welches ich gerade berichtet habe. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in se iner Sitzung vom 1 7 . November 
1 992 in Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis se iner Beratung stel lt  der Wirt­
schaftsausschuß  somit den A n t r a g , der Bun­
desrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republ ik  Österreich und der Repu­
blik Slowenien über d ie bi lateralen Außenwirt­
schaftsbezieh ungen samt Anhang wird kein Ein­
spruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für die Berichte. 

Wir gehen in die Debatte ein,  die über die zu­
sammengezogenen Punkte unter einem durchge­
führt wird .  

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Wede­
nig. Ich erte ile es ihm.  

l l AO 
Bundesrat D ietmar Wedenig (SPÖ, Kärnten): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher B undesrat ! 
W ie man dem Bericht entnehmen kann ,  war nach 
dem Entstehen der Staaten Slowenien und Kroa­
tien d ie Notwendigkeit gegeben,  eine vertragl iche, 
völkerrechtl iche Basis für die Wirtschaftsbez ie­
hungen zwischen der Republ ik Österreich und 
den Repub l iken Slowenien sowie Kroatien zu 
schaffen. 

Die Hauptbestimmung der beiden Abkommen 
ist jeweils Artikel 2, der besagt - ich zitiere - :  

"Die Republ ik Österreich und die Republik 
S lowenien" - bezieh ungsweise Kroatien - "be­
handeln e inander nach dem Gru ndsatz der Meist­
begünstigung h insicht l ich  der Zölle und sonstiger 
Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für sol­
che Zölle u nd sonstige Abgaben ,  die anläßlich der 
E infuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben wer­
den." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  
Wichtig scheint mir  auch der ausdrück l iche Hin­
weis auf Kooperationsmöglichkeiten im Bereich 
des U mweltschutzes zu  sein .  Ich erlaube mir in 
d iesem Zusammenhang, meine Forderung, die 
ich am 25. April 1 99 1  von dieser Stel le aus erho­
ben habe, zu wiederholen, und zwar d ie Forde­
rung an Slowenien: Das grenznahe Kernkraft­
werk Krsko, das eine ständige Bedrohung beson­
ders für Kärnten und die Ste iermark darste llt, 
muß  geschlossen werden ! 

Selbstverständlich wird dies aber nur dann 
möglich sein ,  wen n  Österreich bereit ist, den 
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Nachbarländern bei der Umstel lung auf alternati­
ve und erneuerbare Energiequellen Hilfeste l lung 
zu leisten .  Daher rufe ich auch mit  Vehemenz die 
zuständigen Stel len in  Österreich auf, zu hande ln .  

Die sehr erfo lgreiche Unterschriftenaktion der 
"Kärntner Tageszeitung" bewe ist. daß sich die 
Bevöl kerung nicht zufriedengibt mit vagen Zusa­
gen ,  sondern endlich konkrete Taten sehen wi l l .  

I ch  habe mir  die Stenographischen Protokol le 
über die Debatte im Nationalrat zu den genann­
ten Abkommen mit Slowenien und Kroatien an­
gesehen und war darüber sehr  enttäuscht. Ich war 
enttäuscht über das Niveau gewisser Abgeordne­
ter be i einer Debatte über ein Abkommen, womit  
d ie  Beziehungen zu Nachbarländern verbessert 
werden sol lten .  Die Wirtschaftsbeziehungen mit  
Slowenien und Kroatien wurden in d ieser Debatte 
beinahe als "Almosen" Österreichs h ingestel lt .  
und als " Krönung" artete d iese Debatte in ein Ge­
plänkel über das FPÖ-Ausländervolksbegehren 
aus und mu ßte sogar einmal  wegen eines Tumul­
tes unterbrochen werden.  (Bundesrat G a  I I  s l e r: 
Österreich zuerst!) 

Meine sehr geehrten Kol leginnen und Kolle­
gen !  Ich ersuche al le Redner h ier im Bundesrat, 
d ie sich zu diesem Tagesordnungspunkt zu Wort 
melden, sich nicht auf dieses n iedrige Niveau zu  
begeben, sondern sich von d em Niveau der Natio­
nalratsdebatte durch eine kompetente sachl iche 
Debatte zu  unterscheiden. (A llgemeiner Beifall. ) 
Ich werde mit gutem Beispiel vorangehen; dazu 
habe ich mir die notwendigen Informationen in 
Kärnten, in Wien und in Slowenien geholt. 

Sehr  geehrte Damen und Herren des Bundesra­
tes ! Slowenien war bereits vor der U nabhängig­
keit d ie am weitesten entwickelte Tei l republ ik Ju­
goslawiens. Das slowenische Bruttonationalpro­
dukt pro Einwohner ist mit 7 420 US-Dollar 
zwar niedriger  als das der meisten EG- und  
EFTA-Länder, aber höher a l s  jenes von  Zypern,  
Portugal oder Ungarn und übertrifft das von Ser­
bien um mehr als das Doppelte. 

1 99 1  stand die slowenische Wirtschaft im Zei­
chen der Umorientierung hin zur Marktw irt­
schaft, was ein ige Anpassungsprobleme mit sich 
brachte. Darüber h inaus führte der pol it ische U n­
abhängigkeitsprozeß die damit verbu ndenen Ver­
l uste der Absatzmärkte in Jugoslawien,  Schäden 
durch die kr iegerischen Handlu ngen i m  
Juni  1 99 1 ,  dann Boykottmaßnahmen und der 
Verlust der Devisenreserven an d ie Belgrader 
Zentralbank zu e inem Rückgang der I ndustrie­
produktion und des Lebensstandards. D ie bilate­
rale Zusammenarbeit ist daher von gegense itigem 
Interesse, und das Bemühen um e ine wirkl iche 
Stabi l ität bei unseren südöstl ichen Nachbarn ver­
langt ein ehrliches und täglich praktiziertes Zu­
sammenwirken. 

Schöne Sonntagsreden zu halten und am Mon­
tag darauf die Nachbarn nicht mehr als Partner 
anzuerkennen und Haß zu säen, ist heuchlerisch ,  
dient niemandem und ist daher abzulehnen. 
Kärnten hat daher schon lange vor der Verse lb­
ständigung Sloweniens und Kroatiens gute Han­
delsbeziehungen zu beiden Staaten aufgebaut. In 
den vergangenen Jahren haben sich sowohl der 
Warenaustausch als auch das Interesse an Fremd­
kapitalanlagen besonders in S lowenien erhöht. 

Die beiderseit ige Zusammenarbeit hat sich in 
letzter Zeit günstigst entwickelt. Der Handelsaus­
tausch betrug im Jahre 1 992 über 600 Mil lionen 
US-Dollar in  beide Richtungen.  Sehr erfreul ich 
ist das Wachstum in diesem Jahr, zumal der slo­
wen ische Exportanteil  in  den ersten neun Mona­
ten sogar auf 41 Prozent erhöht werden konnte 
und 2 1 2  Mil l ionen US-Dollar betrug. Der Im­
portanteil  stieg um 37  Prozent und betrug 
3 1 9  Mi l lionen Dollar. 

Es näherte sich der Warenaustausch heuer in 
den ersten neun Monaten bereits dem Anteil des 
gesamten vergangenen Jahres. Somit ist Öster­
reich der viertwichtigste Handelspartner Slowe­
niens geworden - hinter Deutschland, Italien 
und Frankreich - ,  mit einem Anteil von 7 Pro­
zent am Export und 1 1  Prozent am Import. 

Noch bedeutender ist Österreichs Rol le bei den 
Fremdkapitalanlagen. Im Jahre 1 99 1  betrug der 
Anlagenantei l  österreichischer Unternehmer bei 
der Anzahl der Einlagen 26 Prozent und beim 
Anlagewert 26 Prozent. Damit l iegt Österreich in 
diesem Bereich an zweiter Stelle, hi nter Deutsch­
land. Im Jahre 1 992 hat sic h der Antei l  der öster­
reichischen Anlagen sogar auf 30 Prozent erhöht. 

Auf dem Gebiete der Eröffnung fremder Ban­
ken in  Slowenien ist Österreich führend. Diese 
Zahlen sind nicht von ungefähr,  meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren: Einerseits spiegeln sie 
die Aktivitäten der Unternehmen wider, anderer­
se its die der öffentlichen Hand und der Kam­
mern. 

Wenn schon vor einigen Jahren von S lowenien 
ein großes Interesse an der Gründung gemischter 
Unternehmen in Österreich herrschte - vor al­
lem in  Kärnten und in der Steiermark -, so stellt 
man fest, dieses hat sich auch in den letzten Jah­
ren nicht geändert. Im Gegentei l :  Es herrscht e in 
noch größeres I nteresse an der Anlage österrei­
chischen Kapitals in den slowenisc hen Unterneh­
men . Österreichische Unternehmen legen ihr Ka­
pital in F irmen aus dem Bereich Papier, Bauwe­
sen,  Energie u nd Chemieindustrie sowie in Han­
deisunternehmen und im Bankwesen an .  Es ist 
aber auch e in gro ßes Interesse von Anlegern im 
Tourismusbereich sowie auf agrarwirtschaftli­
chem Sektor gegeben. 
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Slowenien und Kroatien s ind für d ie österrei­
ch ische Wirtschaft e in sicherlich sehr  interessan­
ter Markt. Es ist daher nicht verwunderl ich,  daß 
die österreich ische Wi rtschaftskammer in Lai­
bach eine Repräsentanz eröffnet hat. In diesem 
Jahr wurden bereits zahlreiche Aktivitäten zwi­
schen Österreich, S lowenien und Kroatien ent­
wickelt; zu letzt fand bekanntermaßen e in  Besuch 
von Bundeskanzler Dr . F ranz Vran itzky in Slo­
wenien statt. 

Auf der Tagesordnung stehen aber auch ständi­
ge Besuche einzelner Unternehmen untereinan­
der,  um Erfahrungswerte auszutauschen und 
neue Geschäftstätigkeiten in  dieser Region anzu­
bahnen. Selbstverständlich werden auch bi laterale 
Messetätigkeiten forciert. Großes Interesse be­
steht an Fi rmengründungen durch Ausländer und 
Joint-ventures. So gibt es in  Slowenien bereits 
über 1 1 00 F irmen mit ausländischer Betei l igung, 
wobei Österreich unter den ausländischen Inve­
storen.  h inter Deutschland . an zweiter Stelle 
steht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! Die genannten Daten und Fakten 
beweisen,  daß die vertragl ichen Regelungen der 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Republik 
Österreich und den Republiken Slowenien und 
Kroatien notwendig waren. - Aus diesem Grun­
de gibt d ie sozia ldemokratische Fraktion beiden 
Abkommen gerne ihre Zustimm ung. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. ) l J .50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Ing. Eberhard. Ich ertei­
le i hm das Wort. 

l I .50 .. 
Bundesrat lng. August Eberhard (OVP, Kärn-

ten) :  Herr Präsident !  Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren !  D ie Ereignisse in un­
serem - ehemaligen - Nachbarstaat J ugosla­
wien,  die e inen hohen Blu tzoll gefordert haben 
und deren Ende leider nicht abzusehen ist, haben 
dazu geführt, daß es unter anderem zur  Entste­
hung der Staaten Slowenien u nd Kroatien gekom­
men ist. 

Um den Veränderungen im  ehemaligen Jugo­
slawien Rechnung zu tragen ,  ist es notwendig und 
richtig, daß es zu  neuen Formen der Zusammen­
arbeit zwischen Österreich u nd den neu entstan­
denen Staaten Kroatien und S lowenie n  kommt. 

Da S lowenien und Kroatien,  wie bereits a us 
dem Bericht hervorgegangen ist, nicht automa­
tisch Rechtsnachfo lger des ehemaligen Jugosla­
wiens sind, ist es notwendig, daß es zu neuen ver­
t raglichen Regelungen kommt. 

D iese vertraglichen Regelungen sind sicher 
vom Wunsche geleitet, die bestehenden b ilatera­
len Au ßenwirtschaftsbezieh ungen zu verstärken 

sowie den Warenaustausch und die wirtschaftl i ­
che, industrielle, technisch-wissenschaftl iche Zu­
sammenarbeit auf Grundlage der Gleichberechti­
gung und des gegenseitigen Vorte ils zu fördern. 
Daß d iese Zusammenarbeit für Kärnten als Nach­
barland zu Slowenien besonderen Stel lenwert hat. 
braucht h ier nicht besonders erwähnt zu werden.  

Mit der Verselbständigung insbesondere von 
Slowenien ist es in den zurückl iegenden Monaten 
schon zu einer Intensivierung und Verstärkung 
der Zusammenarbeit insbesondere auf wirtschaft­
l icher Ebene, aber auch darüber h inaus gekom­
men. 

Die wirtschaftl ichen Aktivitäten zwischen 
Kärnten und Slowenien sind zum Beispiel auf der 
Ebene der Zusammenarbeit zu bemerken. Ein re­
gelmäßiges Treffen von Vertretern der Wirt­
schaftskammern findet statt. Eine Kooperations­
börse wurde e ingerichtet, ein gemeinsames Han­
deisforum besteht. Das Handbuch ,. Investieren in 
Slowenien" wurde aufgelegt. Es gibt Manage­
ment-Schulungen.  Darüber hinaus bestehen ge­
genseitige Betei ligungen, wie sie auch schon von 
meinem Vorredner erwähnt worden sind. Und 
natürlich gibt es auch die Zusammenarbeit in der 
Alpen-Adria. 

Weiters ist es in jüngster Zeit zu einer Re ihe 
von Betriebsansiedlungen von Kärntner F irmen 
im Nachbarland Slowenien gekommen. Öster­
reich versucht, mit allen Teilen des ehemaligen 
Jugoslawiens gute nachbarschaftl iche, aber auch 
wirtschaftliche Beziehungen zu pflegen. 

Nicht nur für Kärnten,  sondern für ganz Öster­
reich ist Slowenien ein besonders wichtiger Part­
ner. Beispie lsweise gingen 40 Prozent des öster­
reichischen Gesamtexportes nach Jugoslawien 
über Slowenien .  Österreich hat Ende 1 99 1  Waren 
im Wert von 5 Mill iarden Schi l l ing nach Slowe­
nien exportiert und Waren im Wert von 3,4 Mi l ­
liarden Schil l ing importiert. 1 992 hat es eine Stei­
gerung sowohl bei den Exporten als auch bei den 
Importen gegeben.  

Wie schon erwähnt, haben darüber h inaus auch 
die Investitionen österreichischer F irmen in Slo­
wenien zugenommen, und zwar besonders im 
Handel ,  in  der I ndustrie und auch bei den Dienst­
leistungen. So gibt es derzeit 300 Dire kt­
investitionen mit e inem Investitionsvolumen in  
der Höhe von über 2 Mil l iarden Schi l l ing. Das be­
deutet, daß Österreich in Slowenien, was Dire kt­
investitionen anlangt, am zweiten Platz h inter 
Deutsch land, l iegt. 

Hohes Haus! D ieses zur  Besch lußfassung vor­
liegende Abkommen zwischen Oster­
reich - S lowenien und Österreich - Kroatien ist 
sicher e in  wesentlicher Schritt, aber auch eine ge­
eignete Grundlage zur Weiterentwick lung bilate-
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raler Au ßenwirtschaftsbeziehungen. Meiner Mei­
nung nach ist das auch ein Beitrag zur wirtschaft­
l ichen Entwicklung in Kroatien und Slowenien . 
Neben allgemeinen Zielsetzungen sieht das vor­
liegende Abkommen vor, daß bei den gemeinsa­
men Wi rtschaftsbeziehungen von marktwirt­
schaftlichen Grundsätzen auszugehen ist. 

Darüber hinaus wird im Abkommen festgehal­
ten, daß die Best immungen des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens bis zum Be itritt 
Sloweniens und Kroatiens zu diesem Abkommen 
in pragmatischer Weise im Verhältnis zwischen 
der Republik Österreich und den Republiken Slo­
wenien und Kroatien weiter anzuwenden sind. 

Um die Einfuhren oder Ausfu hren von Slowe­
nien u nd Kroatien nach Österreich möglichst ein­
fach ,  unbürokratisch und mit möglichst geringer 
Zol lbelastu ng abwickeln zu können, wurde in die­
se Abkommen die Meistbegünstigungsklause l 
m itaufgenommen. 

Hohes Haus! Umweltbelastung - besonders 
die Luftverschmutzung - macht sicherlich nicht 
an Staatsgrenzen halt . Daher kann ein wirksamer 
Umweltschutz nur in  enger Zusammenarbeit, in 
echter Kooperation der e inzelnen Staaten mitein­
ander erfolgen .  Mit der zur Besch lußfassung vor­
l iegenden Vereinbarung wird dem Rechnung ge­
tragen,  was im Artikel 4 des Abkommens unter 
anderem steht: 

"Im Bereich des U mweltschutzes so l l  in enger 
Z usammenarbeit nac h  Maßgabe des höchsten je­
weils verfügbaren Standards der Umwelttechno­
logie vorgegangen werden ."  

Ich  freue m ich ,  daß ich in diesem Zusammen­
hang auf einen Umstand hinweisen kann, und 
zwar darauf, daß das Dampfkraftwer k  Sostanj 
nahe der Kärntner Grenze eine Entschwefelungs­
anlage erhalten sol l .  Warum erwähne ich das? -
Man muß wissen ,  daß dieses Dampfkraftwerk  
jährl ich 93  000 Tonnen Schwefeldioxid in die 
Luft schleudert; in  meinem Heimatbez i rk  leiden 
wir besonders daran.  Bei uns im Lavanttal in 
Kärnten gibt es einen hohen Prozentsatz an 
Waldsc häden, und diese Gründe für diese Wald­
schäden werden unter anderem auf den Schad­
stoffausstoß dieses Dampfkraftwerkes zurückge­
führt. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Die­
ses Abkommen sieht aber auch vor, daß es zu 
e inem mögl ichst ungehinderten Tourismus- und 
Reiseverkehr zwischen Österreich, S lowenien 
und Kroatien kommen so l l .  Das hat sicher auch 
seine Berechtigung und seine Bedeutung, wei l 
doch auch, was den Tourismus und die F remden­
verkeh rswirtschaft betrifft, Österreicher, Kärnt­
ner in  Slowenien Urlaub machen wollen u nd auch 
speziell ,  was den Wintersport betrifft, Menschen 

aus diesen Ländern bei uns Wintersport betreiben 
wollen. 

Ich bin überzeugt davon,  daß durch diese Ab­
kommen zwischen Österreich - Kroatien und 
Österreich - Slowenien günstige Voraussetzun­
gen zur Weiterentwicklung der bilate ralen Au­
ßenwirtschaftsbeziehungen geschaffen werden 
und - wie schon erwähnt - daß darüber hinaus 
auch ein Beitrag - das ist sehr wesentlich - zur  
wirtschaftlichen Weiterentwicklung in Slowenien 
und Kroatien geleistet wird. 

Daher sind diese Abkommen für mich ein Akt 
des Aufeinanderzugehens in echter, guter nach­
barschaftlicher Beziehung. Es ist ein Schritt vor­
wärts. der den Vertragspartnern und damit den 
Menschen in Österreich .  S lowenien und Kroatien 
dienl ich  ist. 

Wir werden diesem Abkommen über die b ilate­
ralen Au ßenwirtschaftsbeziehungen daher gerne 
unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei Ö VP 
und SPÖ. )  1:'..00 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mölzer. Ich erteile ihm 
das Wort. 

I :!..(}() 
Bundesrat Andreas Mölzer (FPÖ, Kärnten): 

Herr P räsident! Frau Staatssekretärin! Hohes 
Haus! Vor gut einem Jahr, genau am 1 0. Oktober 
des Jahres 1 99 1 ,  kam es hier in diesem Hause zu 
einem Entsch ließungsantrag der fre iheitlichen 
Fraktion betreffend "unverzügliche Anerken­
nung Sloweniens und Kroatiens" . - Wie Sie sich 
vielleicht entsinnen können, wurde dieser Antrag 
von der Mehrheit dieses Hauses abgelehnt. Dar­
über ist die Geschichte in kaum einem Jahr h in­
weggegangen, und heute beschl ießen wir  erfreul i­
cherweise Verträge über bi laterale Außenwirt­
schaftsbez iehungen.  

Wir F reiheitlichen begrü ßen diese Verträge, 
weil wir wissen ,  daß positive wirtschaftl iche E nt­
wicklungen Voraussetzungen für gedeih l iche, de­
mokratische und soz iale Entwick lunge n  in diesen 
neuen europäisc hen Staaten sind. Dazu beizutra­
gen ist zweifellos eine Aufgabe gutnachbarschaft­
l icher Politik. 

Überhaupt glauben wir, daß es erfreul ich ist, 
daß die Öffentlich ke it in d iesem Lande und woh l  
auch zum Teil das politische Estab lishment zu ­
nehmend daraufkommen, daß  es  sich bei den 
Aufgaben der österreichischen Außenpol itik in 
e rster Linie doch um gutnachbarschaftliehe, u m  
Nachbarschaftspolit ik handel n  muß.  N icht so wie 
vor etwa eine inhalb Jahrzehnten unter Bruno 
Kreisky Fragen der Palästinenser, n icht so wie vor 
wenigen Wochen Friedensschaffung in Somalia 
ist österreichische Aufgabe, sondern eben Frie­
densaktivitäten und Aktivitäten zum wirtschaftl i -
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Andreas Mölzer 

ehen und demokratischen Gede ihen  in unserem 
geographischen und historischen Umfeld . ( Vize­
präsident Dr. 5 l r i m i t z e r  übernimmt den 
Vorsitz, ) 

Dennoch möchte ich daran erinnern, daß trotz 
dieser heute zu beschl ießenden so erfreulichen 
Vertragswerke vor kaum einem Jahr in diesem 
Hause e in SPÖ-Redner zum freiheitlichen Ent­
sch l ießungsantrag erklärte - ich zitiere wörtlich 

"Wir Österreicher, Bewohner eines neutralen 
Staates, dürfen in diesem Konfl ikt  keine e indeuti­
ge und einseitige Schuldzuordnung treffen. und 
wir dürfen auch keine Schwarzweißbilder entste­
hen lassen :  auf der einen Seite viel leicht die an­
geb l ich demokrat ischen und freiheitsl iebenden 
Slowenen und Kroaten, auf der anderen Seite der 
angebl iche blutrünstige serbische Panzerkommu­
nismus , , , "  

Aussagen dieser Art, Hohes Haus, sind - lei­
der, sage ich - von der Geschichte gerichtet wor­
den. Leider, sage ich deshalb, da wir heute nach 
den sogenannten ethn ischen Säuberu ngen in Bos­
nien längst wissen,  daß der blutige serbische Pan­
zerkommunismus keineswegs ein "angeblicher" 
ist, sondern ein ganz realer, ein real menschen­
mordender und real vö l kermordender. 

Es ist nun nur zu notwendig, b i laterale Au ßen­
wirtschaftsbeziehungen zu stärken. Neue Demo­
kratien müssen sicherl ich in erster Linie durch 
wirtschaft l iche Unterstützung gefördert werden;  
vor al lem, wenn man beden kt, daß man auch von 
österreichischer Seite mit  dem kommunistischen 
J ugoslawien beste Wirtschaftsbeziehungen ge­
pflogen hat. Überhaupt haben ja österreichisc he 
Regierungen über Jahrzehnte hinweg dazu beige­
tragen, dem Völkerkerker Jugoslawien durch po­
litische Akzeptanz zu einer Art von Legitim ität , 
zu einer Art von europäischer Legitimität zu ver­
helfen. 

Man erinnere sich etwa an das Begräbnis des 
Josip Broz, genannt Tito, als österreichische Spit­
zen politiker in  tiefster Ergriffenheit von einem 
der "größten europäischen Staatsmänner" ge­
sprochen haben. Die Erben dieses Partisanenfüh­
rers Tito, der d ie südslawischen Völker unter d ie 
Knute Be lgrads gezwungen  hat, betreiben heute 
die bereits zitierten ethnischen Säuberungen.  

Ich wil l  damit sagen,  daß,  wenn wir das vorma­
l ige kom munistische Regime, das sich als "Se lbst­
verwaltungssozialismus" getarnt hat, unterstützt 
haben ,  wir heute u mso mehr und erst recht die 
jungen Demok ratien in i hrer ökonomischen und 
damit sozialen und demokratischen Entwicklung 
zu unterstützen haben .  

In beiden uns  vorl iegenden Verträgen heißt es 
- und das ist aus freiheitlicher Sicht besonders 
erfreul ich  - ,  daß man von marktwirtschaftl ichen 
Grundsätzen ausgehend die Wirtschaftsbeziehun­
gen verbessern wol le,  und nicht nur diese, son­
dern auch die industrielle, technische und wissen­
schaft l iche Zusammenarbe it. Es heißt darin aber 
auch,  daß diese Zusammenarbeit auf der Grund­
lage des gegenseit igen Vortei ls zu fördern sei .  
Wenn man vom gegenseitigen Vorteil spricht, 
also auch von den österreichischen Vorte ilen, 
dürfen dabei die Auswirkungen solcher Wirt­
schaftsbeziehungen auch auf d ie unmittelbar an 
Slowenien und Kroatien angrenzenden, auf die 
benachbarten Gebiete Österreichs, speziel l also 
auch auf Kärnten und auf die Steiermark,  nicht 
vergessen werden. 

Niederösterreich  u nd Burgenland, das wissen 
wir, haben im Zuge der Ostöffnung anspruchs­
volle Investitionsprogramme seitens des Bundes 
bekommen, Investitionsprogramme, die etwa in 
der Verkehrspol it ik - etwa beim Ausbau der Ei­
senbahnen u nd ähnl ichem - akt iv  werden sol len .  
Auch zur Einrichtung eines sogenannten Ost­
Grenz-Fonds kam es, denn man war sich und ist 
sich offenbar immer noch dessen bewußt, daß 
Grenzöffnungen für die strukturschwächeren 
grenznahen Regionen, vor allem für deren Wirt­
schaft, für deren Betriebe mit großen Schwierig­
ke iten verbunden sein können. 

Hohes Ha,�s! Das gleiche gilt natürlich auch für 
den Süden Osterreichs, also für Kärnten und die 
Steiermark. Vergeblich  warten wir aber darauf, 
daß die Bundesregierung ähnl iche Initiativen er­
greift, wie für das östliche Grenzgebiet der Repu­
bl ik .  Man so llte also so etwas wie e inen Süd­
Grenz-Fonds einrichten, um die Verstärkung der 
wirtschaft l ichen Zusammenarbeit hin in Richtung 
S lowenien und Kroatien auch für den Süden 
Österreichs, auch für die Bundesländer Kärnten 
u nd Steiermark, fruchtbringend werden zu lassen.  
(Bundesrat Dr.  G u s e n  b a u  e r:  Sie wissen offen­
sichtlich nicht. daß der Ost- West-Fonds in diese 
Richtung erweitert wurde!) Die Schl ießung des 
Atomkraftwerkes Krsko, die zuerst angesprochen 
wurde, gehört selbstverständlich auch zu einer 
fruchtbringenden Entwick lung in  Richtung Kärn­
ten beziehungsweise zwischen Kärnten und Slo­
wenien. 

Unseren beiden neuen Nachbarstaaten Slowe­
n ien  und Kroatien ist jedenfal ls von österreich i­
scher und speziell von Kärntner Se ite alles Glück 
u nd möglichst v ie l  E rfolg für i hre wirtschaftl iche 
E ntwicklung zu wünschen. Das ökonomische, so­
ziale und damit i nsgesamt demokratische Gedei­
hen dieser neuen staatlichen Gemeinwesen wird 
für uns alle in Europa zweife l los von großem 
N utzen sein .  (Beifall bei der FPÖ. )  /2.07 
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Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weiters 
zum Worte gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. Vin­
cenz Liechtenste in .  Ich erte i le es i hm .  

J �. r!7 
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 

Steiermark) :  Herr Präsident !  Frau Staatssekretä­
r in !  Liebe Kolleginnen und Kol legen ! Gerade fü r 
uns Steirer ist natürl ich das, was in  S lowenien und 
Kroatien jetzt entstanden ist, etwas ganz Besonde­
res. Seit vielen Jahren kommen sehr viele Men­
schen aus diesen Ländern wieder zu uns, und wir 
haben ein großes Zusammengehörigkeitsgefühl .  
Wenn wir in d ie  Geschichte zurückbl icken, sehen 
wir, daß wir Jahrhunderte gemeinsam gelebt, ge­
arbeitet haben. 

Die Abkommen über die wirtschaftl ichen Be­
ziehungen zwischen Österreich und den jetzt wie­
dererstandenen Staaten Slowenien und Kroatien, 
mit denen uns e ine jahrhundertelange gemeinsa­
me Gesch ichte verbindet. s ind ein weiterer Schritt 
in Richtung Einbindung d ieser unserer Nachbarn 
in d ie freie europäisc he Wirtschaft. So wie durch 
die Unabhängigke itserklärungen der be iden Re­
publ iken und ihre völkerrechtl iche Anerkennung 
durch Österreich e in Anfang gemacht wurde, um 
dem Chaos des sich auflösenden Jugoslawien zu 
entkommen, ist d ies nun eine k lare Anerkennung 
ihrer wirtschaftl ichen Souveräni tät und hoffent­
l ich auch e ine wesentliche Hi lfe ,  um mit der Zeit 
den Folgen zu entgehen, d ie die katastrophale 
Mißwirtschaft des kommunistischen Regimes in 
allen Staaten des Ostens und Südostens Europas 
mit sich gebracht  hat. Auch wenn sich das Jugo­
slawien Titos von den Sowjets beizeiten unabhän­
gig gemacht und versucht hat, einen Mittelweg zu 
gehen, so hat sich doch auch in den südslawischen 
Ländern gezeigt, daß keine Variation des Systems 
von Kar ! Marx zum Erfolg führen kann, daß das 
eine Katastrophe war und daß alle Menschen in 
all diesen Systemen gelitten haben, sodaß wir froh 
sein  können, wenn der Marxismus endlich unter­
geht. (Beifall bei Ö VP und FPÖ. )  

Da haben selbst kräftige H ilfen aus den USA 
und anderen westlichen Ländern nur  die ärgsten 
Wunden verdecken geholfen, und dann ist d iese 
Förderung gerade in diesen Ländern oft auch 
noch von der kommunistischen Zentralregierung 
auf das schwerste mißbraucht worden. Heute 
sieht man leider, daß es auch aus Tei len Westeu­
ropas kein wirkl iches Verständnis dafür gibt, wie 
man dort he lfen kann, wie wir Europäer dort hel­
fen müßten, um diesem wahnwitzigen Nationalis­
mus ein E nde zu bereiten. 

Mit umso größerer Freude begrüßen wir daher 
diese Abkommen mit nun freien demokratisc hen 
Ländern, die hoffentl ich so bald wie möglich die 
Folgen der Mißwirtschaft und Kroatien im beson­
deren natürlich d ie Folgen der serbischen Aggres­
sion überwunden haben werden.  

Gerade wir i n  der Steiermark haben vor rund 
einem Dreivierte ljahr die schmerzl ichen Kämpfe 
Zentral-Jugoslawiens unmitte lbar an unserer 
Grenze zu Slowenien miterleben müssen.  

Österreich  hat nicht vergessen ,  daß diese Län­
der jahrhundertlang eng mit ihm verbunden wa­
ren .  So hat es zum Beispiel die gemeinsame Ab­
wehr der Türken ermöglicht, daß moderne mit­
teleuropäische und übernationale Staaten entste­
hen konnten. 

Besonders d ie Steiermark fühlt sich dem 
Nachbarn Slowenien beziehungsweise Kroatien 
verbunden.  Wir wissen aus ureigenster Anschau­
ung, daß es zwischen den Menschen und der 
Landschaft d iesseits und jenseits der Grenze kei­
nerlei Unterschiede gibt - abgesehen natürlich 
von der versch iedenen Sprache. Ebenso ist die 
Wirtschaft Österreichs und die S loweniens und 
Kroatiens von sehr ähnlichen Ponderabi l ien ab­
hängig. 

Wir verstehen aber heute besser den verfloge­
nen Wunschtraum nach e inem Staatenbund der 
Südslawen . Wir wissen, daß es eine national isti­
sche Extremphase in ganz Eun:�pa gab, die ja auch 
zum Ende des übernationalen Osterreich -Ungarn 
führte. Folgen  dieser Phase sind ja  nirgendwo an­
ders so schreck l ich zu sehen als eben gerade jetzt 
in Serbien und im umkämpften Bosnien, dem un­
ser aller Sympathie gehört; ebenso wie den Slowe­
nen und Kroaten .  

Die Bi ldung dieser Staaten entspricht dem 
Wunsch nach Selbstbest immung der Völker; das 
ist sehr deutlich zu vernehmen, und zwar n icht 
nur im Südosten Europas. Wir hoffen, daß die 
Forderung, daß der Wunsch nach einem Verein­
ten Europa Wirkl ichkeit werden wird und daß die 
Völ ker Europas in e inem geeinten Kontinent brü­
derlich miteinander leben können.  

Wir von der ÖVP werden deshalb diesen zwei 
Abkommen mit Freude unsere Zustimmung er­
tei len. - Ich danke sehr .  (Beifall bei der Ö VP. ) 
/ ::' ./3 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weiters 
zum Worte gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Kommerz ialrat Alfred Gerst ! .  Ich ertei le es ihm.  

1::..1 3  .. 
Bundesrat Alfred Gerstl (OVP, Steiermark) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte F rau 
Staatssekretär in !  Mir l iegt das Stenographische 
Protokol l  der Steiermärkischen Landtagssitzung 
vom 1 0. November 1 992 vor. In  dieser S itzung 
wurde über den "bestialischen Gestank" , der von 
Radkersburg heraufkommt, gesprochen, wei l  es 
die Slowenen bis heute nicht der Mühe wert ge­
funden haben ,  d iese Anlagen z u  modernisieren. 
- Da kann man nicht von gutnachbarlichen Be­
ziehungen sprechen! 
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Alfred Gerstl 

Ich zitiere,  was der Herr Präsident des Steier­
märkischen Landtages sagte: 

Ich bin der gleichen Mei nung wie Herr Abge­
ordneter Sch leich :  Auch mit den Duty-Free­
S hops muß  Schlu ß  gemacht  werden.  Dabei geht 
es nicht nur um d ie Trafikanten, sondern da geht 
es in Wa hrheit auch um jene Ordnung, die wir 
wünschen, und zwar in gegenseitigem Einverneh­
men.  

Da von "gutnachbarlichen Beziehungen" ge­
sprochen wird: Eine Regierung, die. wie jene S lo­
weniens, internationale GATT-Vereinbarungen 
mi ßachtet, jedoch deren Vorte ile nützen wil l ,  d ie 
darüber informiert ist. daß sie so strafrechtlich zu 
ah ndenden Handlungen Vorschub leistet, wie 
etwa dem Schmuggel von Zigaretten nach Öster­
reich ,  wodurch auch Hunderte k leine Tabakwa­
ren-Einzelhändler in ihrer Existenz gefährdet 
wurden. wodurch der österreichische Staat jähr­
l ich  mit 1 Mil l iarde Sch i l l ing, heuer sogar 
1 , 5 Mil l iarden Schi l l ing, durch Verlust an Steuer­
ei nnahmen geschädigt w ird , ein Staat, der durch 
steuerentlastende Bi l l igpreise ein gesundheitspo­
lit isch beden kl iches Anheizen des Tabakkonsums 
bewirkt, ein solcher  Staat ist für mich persönlich 
- seien Sie mir b itte nicht böse, meine Damen 
und Herren - ,  unglaubwürdig, wenn es um kor­
rekte. die Interessen beider Länder berührende 
zwischenstaatliche Beziehungen geht. 

Ich habe seinerzeit selbst mit dem s lowenischen 
Herrn Ministerpräsidenten Peterle gesprochen, 
auch mit dem slowenischen Wirtschaftsminister 
Bast l ,  und ich habe angeregt, man sol le in Jugo­
slawien das gleiche machen , was wir nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Österreich gemacht haben, 
nämlich den Preis für Tabakwaren durch einen 
"Aufbauzusch lag" so zu erhöhen, sodaß etwas für 
den Staat als auch für die Gesundheitspolit ik 
übrigble ibt. - Es hat so ausgeschaut, als ob das 
tatsächl ich gemacht würde. Aber es war das eben­
sowenig erfolgreich wie die Bemühungen des 
österreichischen Gesundheitsministers bezie­
hungsweise des Herrn Finanzministers. 

Ich glaube daher, daß man Slowenien die 
Meistbegünstigung für Zölle und sonstige Abga­
ben - i m  Artikel 1 der GATT-Vereinbarungen 
festgelegt - solange nicht zugestehen sollte, so­
lange nicht  die Devisen läden beziehungsweise 
diese Duty-free-Shops seitens Sloweniens aufge­
lassen werden .  

Ich  bin a lso - aus d ieser Begründung heraus, 
die auch der Präsident des Steiermärk ischen 
Landtages, Abgeordneter Schleich zur Sprache 
gebracht hat - der Meinung, jetzt h ier  e inen Ein­
wand gegen das vom Nationalrat beschlossene 
Abkommen der Republ ik  Österreich mit S lowe­
nien betreffend bi laterale Außenhandelsbezie­
hungen,  wonach Österreich diesem Land die 

Meistbegünstigungsk lausel nach Art ikel 1 des 
GATT einräumt, depon ieren zu müssen.  (Beifall 
bei Bundesräten der Ö VP. ) 12 .16  

Vizepräsident Dr.  Martin Strimitzer: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht  vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fal l .  

Die Debatte ist  gesch lossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter e in Sch luß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Die A b s t i m  m u n g über die vorl iegenden 
Besch l üsse des Nationa lrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur Abstimm ung über den Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 3 .  November 1 992 
betreffend ein Abkommen zwischen der Repub l ik  
Österreich und der  Republ ik  Kroatien über die 
bi lateralen Außenwirtschaftsbeziehungen samt  
Anhang. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu  erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n. 

Wir gelangen weiters zur Abst immung über 
den Beschluß des Nationa lrates vom 13. No­
vember 1 992 betreffend ein Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der Republ ik Slowe­
nien über die b i lateralen Außenwirtschaftsbezie­
hungen samt Anhang. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte , 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m m e n m e h r h e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n 0 m m e  n .  

9 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Patentanwaltsgesetz und das 
Musterschutzgesetz 1990 geändert werden (665 
und 784/NR sowie 4366/BR der Beilagen) 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Patentgesetz geändert wird (Patent­
gesetz-Novelle 1992) (666 und 785/NR sowie 
4367/BR der Beilagen) 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Markenschutzgesetz geändert wird 
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Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer 

(Markenschutzgesetz-Novelle 1992) (669 und 
795/NR sowie 4368/BR der Beilagen) 

Vizepräsident D r. Mart in Strimitzer: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 9 b is 1 1  der Tages­
ordnung, über die die Debatte ebenfalls unter ei­
nem abgefü hrt wird .  

Es sind dies: Besch lüsse des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Patentanwaltsgesetz und das Muster­
schutzgesetz 1 990 geändert werden ,  ein Bundes­
gesetz, mit dem das Patentgesetz geändert wird 
(Patentgesetz-Novel le 1 992) und ein Bundesge­
setz, mit dem das Markenschutzgesetz geändert 
wird (Markenschutzgesetz-Novelle 1 992) . 

Die Berichterstattung über die Punkte 9 bis 1 1  
hat Herr Bundesrat Gottfried Jaud übernommen. 
Ich bitte ihn  um die Berichte. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Ich bringe zunächst den Bericht 
zum Tagesordnungspunkt 9. 

Die Tei lnahme Österreichs am Europäischen 
Wirtschaftsraum macht auch eine Anpassung von 
Vorschriften des Patentanwaltsgesetzes sowie der 
Vertretungsregelung des M usterschutzgesetzes an 
das laut EWR-Vertrag relevante Gemeinschafts­
recht, insbesondere an die sogenannte Diplom­
Anerkennungsrichtl in ie sowie an d ie Grundfrei­
he iten der Dienstle istung und der Niederlassung 
erforderl ich .  

Dem Inhaber besti mmter ,  für die Ausübung 
des patentanwaltl ichen Berufs in  einem EWR­
Staat erforderlicher Diplome - das sind sämtli­
che Befähigungsnachweise , d ie den unmitte lbaren 
Zugang zu diesem Beruf in einem Mitgl iedstaat 
ermöglichen - ,  wird unter bestimmten Voraus­
setzungen, i nsbesondere der Ablegung einer Eig­
nungsprüfung, Niederlassungs- und Dienstlei­
stungsfreiheit h insich�lich der Ausübung des Pa­
tentanwaltsberufs in Osterreich gewährt. Im Mu­
sterschutzgesetz wurde die Vertreterregelung 
EWR-konform gestaltet. Überdies wurden redak­
tionelle Änderungen vorgenommen. 

Der Wirtschaftsausschuß  hat d ie gegenständli­
che Vorlage in sei ne r  Sitzung vom 1 7. November 
1 992 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu  erheben. 

Als Ergebnis sei ne r  Beratung ste l lt der Wirt­
schaftsaussch u ß  somit  den A n t r a g, der Bun­
desrat wol le beschl ie ßen:  

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Patentanwaltsgesetz und das M uster­
schutzgesetz 1 990 geändert werden ,  wird kein 
Einspruch erhoben. 

We iters erstatte ich den Bericht betreffend 
Patentgesetz-Novel le 1 992. 

Dem Österreichischen Patentamt wird im Ser­
vice- und informationsbere ich Rechtspersänl ich­
keit (Tei lrechtsfäh igkeit) im Interesse der äster­
reichischen Wirtschaft - ohne zusätzliche Bela­
stung des Bundeshaushaltes - zuerkannt. Hie­
durch wird dem Patentamt die Möglichkeit zu  
einem weiteren Ausbau dieses ständig an  Bedeu­
tung gewinnenden Tätigkeitsbereiches ermög­
licht. 

Die Ermächtigung des Präsidenten des Patent­
amtes, mit Verordnung bestim mte Serv ice- und 
Informationsleistungen dem Bereich der Te il­
rechtsfäh igkeit zuzuordnen,  ermöglicht es, auf 
d ie Nachfrage der Öffentlichkeit sowie auf künf­
tige Entwicklungen im Service- und Informa­
tionsbereich flexibel zu reagieren und demgemäß 
das Tätigkeitsspektrum der Teilrechtsfähigkeit 
den jeweil igen Markterfordernissen anzupassen .  

Die Tätigkeit des Österreichisc hen Patentamtes 
im Rah men  der Tei lrechtsfähigkeit unterliegt der 
Kontrol le des Bundesm inisters für wirtschaftl iche 
Angelegenheiten und des Rechnungshofes. 

Der Wirtschaftsausschuß hat d ie gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7 . Novem­
ber 1 992 in Verhandlung genommen und ein­
st immig besch lossen, dem Hohen Haus zu emp­
feh len, keinen Einspruch zu erheben . 

Als Ergebnis se iner Beratung ste l lt der Wirt-
schaftsausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1992 betreffend eip Bundesgesetz, 
mit dem das Patentgesetz geändert wird (Patent­
gesetz-Novelle 1 992), wird kein Einspruch erho­
ben. 

Schl ieß l ich  erstatte ich den Bericht des Wirt­
schaftsausschusses betreffend Markenschutz­
gesetz-Novel le 1 992.  

Die Anpassung des geltenden Markenschutzge­
setzes ist im Hinbl ick  auf die im relevanten 
Acquis des EWR-Abkommens befindliche "Erste 
Richtl inie des Rates vom 2 1 .  Dezember 1988 zur  
Angleichung der Rechtsvorschriften über Mar­
ken" bis zum 1. Jänner 1 993 notwendig. 

Die zwingend vorgesehenen Regelungen der 
Richtlin ie ,  vor allem im Bereich der Löschungs­
tatbestände, werden daher unter weitestmöglicher 
Beibehaltung des geltenden Markenrechts trans­
formiert. 

Der Beschluß trägt damit den Erfordern issen 
der entsprechenden EG-Richtl inie im notwendi­
gen Rah men voll inhaltl ich Rechnung. Entspre-
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chende Rege lungen h insichtlich des Problemkrei­
ses "Gemeinschaftsmarke" wurden wegen der 
noch ausstehenden anschließenden Behandlung 
durch d ie EG ausgeklam mert. 

Der Wirtschaftsaussch u ß  hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 7. Novem­
ber 1 992 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig besch lossen ,  dem Hohen Hause zu emp­
fehlen. keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der Wirt­
schaftsausschuß  somit den A n  t r a g , der 
Bundesrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Markenschutzgesetz geändert wird 
(Markenschutzgesetz-Novelle 1 992) , wird kein 
E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wir gehen in die Debatte ein, welche über d ie 
zusammengezogenen Punkte unter einem abge­
führt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bu ndesrat 
Wilhelm Gantner. Ich ertei le es ihm.  

I2.}'4 
Bundesrat Wilhelm Gantner (ÖVP, Vorarl­

berg) :  Herr Präsident! Geschätzte Frau Staatsse­
kretärin !  Hoher Bundesrat ! Meine sehr vereh rten 
Damen und Herren!  Wenn  in den Erläuterungen 
der Regierungsvorlage zur Patentgesetz-No­
velle 1 992 unter anderem steht. daß Service und 
Dienstleistung des Patentamtes nur einen verhält­
nismäßig ger ingen Teil der Tätigkeiten ausmache. 
so trifft d iese Feststel lung leider den Nagel auf 
den Kopf. - Dies sol l  aber nicht als Vorwurf an 
das Österre ich ische Patentamt verstanden wer­
den, denn,  wie ja bekannt  ist, sind ja die gesetzl i­
chen Rahmenbedingungen für diese umfassende 
Die nstleistungsorientierung bisher sehr eng gewe­
sen .  

Der  Antei l  an  dem i n  der  ganzen Welt ange­
wendeten Patente ist e in wichtiger Indikator für 
die I nnovationskraft, für die mitte l - und langfri­
stige Konkurrenzfähigkeit und für die künftige 
MarktsteI lung einer Volkswirtschaft. D iesbezüg­
l ich hat Österreich großen Nachholbedarf, vor al­
lem in Sachen Hochtech no logie. 

Vergleicht man die technologische Konkur­
renzfähigkeit unseres Landes mit der Deutsch­
lands, der Schweiz, der USA oder gar Japans, so 
fäl l t  auf, daß wir diesbezüglich gerade bei diesen 
Produkten lediglich 75 Prozent des OECD­
Durchschnittes erreichen, Deutschland h ingegen 
immerhin 83 Prozent beziehungsweise die 
Schweiz 94 Prozent; Japan übertrifft d ies jedoch 

mit 1 49 .  die USA sogar mit 1 6 1  Prozent. Auch 
was den techno logisch mittleren Bereich anlangt, 
l iegt Österreich um 7 Prozent unter dem zitierten 
Durchschn itt, nur bei Low-tech-Produkten ste­
hen wir mit 28 Prozent Liber dem Wert an der 
Spitze . 

Die langfristigen E ntwick lungen der österrei­
ch ischen Zahlungsbi lanz für Lizenzen, Patente 
und Sch utzmarken deuten ebenfalls auf eine 
technologische Strukturschwäche unserer Wirt­
schaft h in .  Es ist nicht allein das Passivum als sol­
ches, das Anlaß zu Besorgnis gibt, sondern die 
klare Tendenz zur Verschlechterung. Trotz des 
vermehrten ,  aber immer noch sehr  bescheidenen 
Aufwandes für Forsch ung und Entwick lung in 
Österreich wird das Verhältnis Ausgaben für 
Know-how zu Einnahmen immer ungünstiger. 

Wie einer aktuellen Pressemeldung zu entneh­
men ist, wurden allein im Jahre 1 990 von Auslän­
dern in Österreich bereits mehr als 
3 1  000 Patentschutzrechte beantragt. Wäh rend 
die Zahl  der von den heimischen Firmen ange­
meldeten Patente immer mehr sinkt, steigt jene 
der Ausländer. Derzeit l iegt das Verhältnis bei 
1 : 8; es hat gegenLiber den siebziger Jahren eine 
Verschlechterung um annähernd das Dreifache 
e rfahren.  Hält dieser Trend an, rechnen Fach leu­
te mit  e iner weiteren Versch lechterung dieses 
Verhältnisses bis zum Jahre 2000 von 1 : 1 4. Für 
d ie österreich ischen Betriebe bedeutet d ies e ine 
immense Verschärfung der Konkurrenzsituation. 

Diese gro ße Zahl neuer Monopolrechte - um 
so lche handelt es sich hier - macht es unbedingt 
erforderl ich, daß auch die österreich ischen Be­
triebe und die österreichischen Erfinder in ver­
stärktem Maße Patentschutz für i hre e igenen 
Entwicklungen anstreben. 

Der internationale Konkurrenzdruck wird stär­
ker werden - nicht zuletzt auch im Hinbl ick  auf 
den EWR u nd gerade im Hinblick auf die zur 
Debatte stehenden Gesetzesanpassungen. Da 
muß  und kann das Patentamt in verstärktem Um­
fang Service- und Informationsle istungen bieten. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!  Patente 
und Gebrauchsmuster geben ihren Besitzern zeit­
l ich begrenzten Schutz. Dieses temporäre Mono­
pol wird unter anderem mit der Veröffentl ichung 
einer detail l ierten Beschreibung "erkauft" . Auf 
diese Weise sollen andere Unternehmen nicht nur 
erfahren,  inwieweit denn ein Produkt, e in  Verfah­
ren geschützt ist, sondern wie der Stand der Tech­
n ik  ist, und vor a l lem soll es zu weiteren  techni­
schen Entwick lungen anregen .  Der technische 
Fortschritt kann so insgesamt vorangetrieben 
werden. Nicht umsonst bedeutet das latein ische 
"patere" offenlegen und nicht etwa "schützen" . 
- Die Nutzung der Patentliteratur für I nforma­
tionszwecke ist daher nicht nur legit im, sondern 
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ausdrückl ich erforderlich. Diese ste l lt e ine umfas­
sende Dokumentation des technisc hen Wissens 
dar. Dieser Wissensschatz wächst jährl ich u m  
etwa 1 M il l ion Neuanmeldungen. Praktisch alle 
Gebiete des technischen Wissens aller Länder die­
ser Erde sind systemat isch erfa ßt und bi lden eine 
einmal ige Informationsquelle, mit derzeit immer­
hin schon 39 Mi l lionen Dokumenten.  

Leider wird d ieser Fundus viel zu wenig ge­
nützt. Wie anders kann die Tatsache erk lärt wer­
den, daß heute das Rad immer noch neu zu erfin­
den versucht wird? So werden in Deutschland 
beispielsweise rund die Hälfte aller Patentanträge 
zurückgewiesen ,  wei l  die vermeintl iche Neuheit 
bereits bekannt war. - In der EG sollen rund 
400 Mi l l iarden Schil l ing durch Doppelentwick­
lungen verlorengehen. Bei e iner konsequenten 
Nutzung der zugänglichen Patentinformationen 
kön nten daher erhebliche Kosten für Forschung 
und Entwicklung e ingespart werden. 

Meine Damen und Herren ! Es gi lt also , d iese 
im Patentamt vorhandenen Informationen mög­
lichst rasch,  unbürokratisch und einfach an d ie 
Interessenten zu bringen. 

Wenn in  der vorliegenden Regierungsvorlage 
zur Novell ierung des Patentgesetzes davon ausge­
gangen wird, daß die unbedingt erforderliche ex­
tensive Ausweitung des D ienstleistungsangebots 
des Patentamtes ohne Belastung des Staatshaus­
haltes reüssiert werden kann, so kann ich mir nur 
vorstellen .  daß d ies über entsprechende Gebüh­
renerhöh ungen oder erhöhte Verrechnungen von 
Serviceleistungen finanziert werden muß.  D ie 
neue Tei lrechtsfähigkeit so l l  dafür den gesetzli­
chen Rahmen schaffen.  Dagegen ist im Pri nzip 
nichts e inzuwenden. Nur erscheint es mir grund­
sätzlich bedenk l ich ,  wenn  im Beiblatt zur Regie­
rungsvorlage - so wie bei allen anderen Vorlagen 
auch und zugegebenermaßen durchaus gesetzes­
konform - imme r  wieder nur von den zu erwar­
tenden Kosten für den Bundeshaushalt ausgegan­
gen und über die Auswirkungen auf e ine betrof­
fene Bevölkerungsgruppe kein Wort verloren 
wird. Ich glaube, daß wir auch diesen Aspekt e in­
mal  in  diesem Hohen Hause behande ln  so llten .  

Z urück zum Gesetzentwurf. Jede Leistung ko­
stet Geld, und das gi lt auch für die Leistungen des 
Patentamtes. Wenn wir auf der einen Seite bedau­
ern, daß die Wirtschaft die bereits vorhandenen 
Möglichke iten viel  zuwenig ,  ja sogar immer weni­
ger n utzt, auf der anderen Seite aber Gebühren­
erhöhungen und Preiserhöhungen Tür und Tor 
öffnen ,  dann dürfen wir uns nicht wundern, wenn 
dieser negative Trend fortgesetzt, ja vielleicht so­
gar verstärkt wird. Da bedarf es eines Paketes be­
gleitender Maßnahmen. Es ist erwiesen und 
durch versch iedene Untersuchungen eindeutig 
bestätigt, daß die zeitgerechte Inanspruchnahme 
oder die Zurverfügungstel l ung von zielgerichte-

ten Informationen das I nnovationsk l ima entschei­
dend fördert. Dies hat das Österreichische Patent­
amt richtig erkannt, und es bietet jetzt schon eine 
Reihe von Möglichkeiten an.  die dort gehorteten 
Unterlagen allen Interessenten zugänglich zu ma­
chen. Auch die Patentanwälte stel len sic h in den 
Dienst der Sache und halten zum Beispiel in den 
ei nzelnen Bundesländern Patentsprechtage ab, an 
denen in a l len Belangen des Patent- u nd Ge­
brauchsmusterschutzes

'" 
kosten lose kurze Bera­

tung angeboten wird. 

Die in Österreich gespeicherten und die mei­
sten ausländischen Patenti nformationen sind 
mittlerweile auch auf elektron ischer Basis, zum 
Beispiel auf CD-ROMs, verfügbar oder über eine 
Telefondatenverbindung von der Ferne aus ab­
rufbar. Jede Firma oder jede Privatperson kann 
so vom Schreibtisch aus d ie für sie wichtigen 
Grundlagen erheben. 

Ich möchte das Hohe Haus bei dieser Gelegen­
heit aber auch darauf aufmerksam machen ,  daß 
es neben dem Patentamt noch weitere I nstitutio­
nen gibt, die Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit verschiedenen Fragen des Patent- und Mu­
sterschutzes anbieten.  Die Wifis der Handelskam­
mer zum Beispiel bieten mit ihren Innovationsbe­
ratungsste l len in enger Kooperation mit dem Pa­
tentamt und den Patentanwälten e ine umfassende 
Hilfestel lung bei Entwicklungsvorhaben in prak­
tisch al len Themenbereichen an. S ie stehen mit 
Rat und Tat allen Hilfesuchenden zur Verfügung. 
Dazu kommen Patentarch ive, wie zum Beispiel 
jenes in Vorarlberg, das vom Wifi beziehungswei­
se von der Handelskammer betrieben und auch 
finanziert wird. Es bietet die Möglichkeit, vor Ort 
Patentrecherchen durchzuführen und sofort Ein­
blick in die interessanten Dokumente zu nehmen. 

Die Zah l  der angemeldeten Patente gilt ,  wie be­
reits erwähnt, als Gradmesser für die Leistungs­
kraft einer Volkswirtschaft. Ich bin überzeugt da­
von ,  daß e in  vergrößertes, attraktives Angebot 
seitens al ler betroffenen Stel len bereits m ittelfri­
stig zu einer Verbesserung der angesprochenen 
Situation füh ren kann .  Ich begrüße daher aus­
drücklich  die vorl iegende Novell ierung und hoffe, 
daß die damit verbundene Tei lrechtsfähigkeit für 
das Patentamt auch von d iesem und vor allem 
von der österreich ischen Wi rtschaft n icht nur  ge­
nutzt, sondern auch vol l  ausgeschöpft wird -
zum Wohle der erforder l ichen internationalen 
Wettbewerbsfäh igkeit Österreichs. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 12 .34 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weitere 
Wortmeldungen l iegen mir n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist daher gesch lossen .  
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Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlu ßwort. 

Die A b s t i m  m u n g über d ie vorl iegenden 
Beschlüsse des Nationa lrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 3 .  November 1 992 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Patent­
anwaltsgesetz und das Musterschutzgesetz 1 990 
geändert werden.  

Ich bitte jene Bu ndesrät innen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vor liegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der An trag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

Wir kommen zur Abstimmung über den Be­
sch luß  des National rates vom 1 3 . November 1 992 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Patent­
gesetz geändert wird (Patentgesetz-No­
velle 1 992) .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Auch dies 
ist S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Be­
sch luß  des Nationalrates vom 1 3 . November 1 992 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Mar­
kenschutzgesetz geändert wird (Markenschutz­
gesetz-Novelle 1 992) . 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und B undesräte, 
die dem Antrag zustimmen , gegen den vorliegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

1 2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Wirtschaftstreuhänder-Berufs­
ordnung geändert wird (EWR-Wirtschaftstreu­
händer-Berufsrechtsanpassungsgesetz) (667 und 
786/NR sowie 4369/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer : Wir ge­
langen nun zum 1 2. Punkt der Tagesordnung:  
B undesgesetz, mit dem d ie Wirtschaftstreu­
händer-Berufsordnung geändert wird ( EWR­
Wirtsc haftstreuhänder-Berufsrechtsan passungs­
gesetz). 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Felix 
Bergsmann übernommen.  Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Fel ix Bergsmann: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Das Inkrafttre­
ten des EWR-Abkommens macht auch Anpas­
su ngsmaßnahmen im Wirtschaftstreuhän­
der-Berufsrecht erforder l ich .  Dabei sol l  fo lgen­
dermaßen vorgegangen werden: 

Umsetzung der EG-Richtl inie über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch­
schu ldiplome, 

Beseitigung diskriminierender Rege lungen in 
bezug auf Staatsangehörige von EWR-Vertrags­
parteien, 

G le ichstel lung zwischen Bewerbern um Zulas­
sung zur  Eignungsprüfung und deren Absolven­
ten ohne Bestel lung und Berufsanwärtern im Sin­
ne des § 1 9 der Wirtschaftstreuhänder-Berufs­
ordnung h insichtl ich deren Unterworfenheit 
unter die Ehrengerichtsbarkeit. 

Der Wirtschaftsaussch u ß  hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7. Novem­
ber 1 992 in  Verhandlung genommen und ein­
stimmig besch lossen,  dem Hohen Hause zu emp­
feh len, ke inen E inspruch zu  erheben .  

Als  Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Wirt­
schaftsausschuß  so mit den A n t r a g, der 
Bundesrat wol le beschl ießen:  

Gegen den Beschluß  des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Gesetz, m it 
dem d ie Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung 
geändert wird (EWR-Wirtschaftstreuhän­
der-Berufsrechtsanpassungsgesetz) ,  wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr.  Mart in Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Kurt Kaufmann .  Ich ertei le es ihm . 

12.38 
Bundesrat Dr. K urt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

österreich) : Herr Präsident !  Frau Staatssek retä­
rin ! Hoher B undesrat! Das EWR-Abkommen 
macht es erforderl ich, daß im Sinne der Nieder­
lassungsfrei heit in den EG-Staaten Österreich die 
einzelnen Berufsrechte entspechend anpaßt. Wir 
haben heute hier das Berufsrechtsanpassungs­
gesetz für die Wirtschaftstreuhänder zu  behan­
deln .  Man kann e in le itend sagen, daß die Wirt­
schaftstreuhänder i h m  grundsätzl ich positiv  ge­
genüberstehen; sie stehen ja auch der EG und 
dem EWR positiv gegenüber. 
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Dieses Gesetz zeigt. daß es. glaube ich, notwen­
dig ist. der Qual ität und dem Wettbewerb den 
Vorrang vor einem Inländervorbehalt zu geben. 
Wichtig ist aber, daß gleiche Wettbewerbsvoraus­
setzungen gegeben sind, und diese werden mit 
d iesem Gestz geschaffen. 

Es geht also neben der N iederlassungsfreiheit 
für EG-Bürger um d ie entsprechenden Eignungs­
prüfungen. Es geht in diesem Gesetz auch um 
zwischenstaatl ichen D ienstleistungsverkehr .  

Was die besonderen Berufserfordern isse an­
langt, sieht die Regelung so aus, daß bei einem 
Staatsbürger eines EWR-Staates. der dort eine 
entsprechende Befugn is als Steuerberater nach­
weisen kann ,  e ine E ignungsprüfung und der Ab­
schluß e iner entsprechenden Berufshaftpflicht­
versicherung vorgesehen sind. 

Für Staatsbürger aus EWR-Staaten, in denen es 
keine reglementierte Berufsbefugnis gibt, wurde 
versucht, e inen Gleichk lang zwischen den Ausbil­
dungszeiten in Österreich und jenen dieser 
Staaatsangehörigen zu finden. Es wird e in minde­
stens dreijähriges Hochschulstudium verlangt, 
e ine zweijährige hauptberufl iche wirtschaftstreu­
händerische Berufsausbildung in einem EWR­
Staat, sowie eine mindestens v ierjährige Berufser­
fahrung als Berufsanwärter im In land. 

Was, glaube ich, genauso wichtig ist wie die ent­
sprechende Regelung der Eignungsprüfungen, ist 
diese Rege lung der zwischenstaatl ichen Bezie­
h ungen oder der Möglichkeit. über Grenzen hin­
aus zu arbeiten. Das ist in d iesem Gesetz auch 
vorgesehen, ohne daß also derjen ige Wirtschafts­
treuhänder oder Steuerberater e inen Wohnsitz 
begründen muß ,  wenn er vorübergehend über die 
Grenzen h inaus arbeitet. - Ich glaube, das bietet 
auch unseren Freiberuflern die Chance, über 
Grenzen h inaus zu arbeiten, und das sol l  und 
kann auch nicht a ls E inbahnstraße in Richtung 
Österreich angesehen werden .  

Hinsicht l ich  der E ignungsprüfungen wurde 
von einigen Wirtschaftstreuhändern festgestel lt ,  
daß es diesbezüglich D ifferenzen zu den Prüfun­
gen für Österreicher gibt. Bei den mündlichen 
Prüfungen wurde festgestel lt, daß die Prüfungen 
aus Rechnungswesen und Betriebswirtschaftsleh­
re und bei den Wirtschaftstreuhändern die Prü­
fu ngen über Betriebswirtschaftslehre und Devi­
sen-, Bank- und Wertpapierrecht fehlen. Wir ha­
ben im Ausschuß  bereits darüber gesprochen ,  daß 
diese Anwärter entsprechende Berufserfahrungen 
aus dem Ausland mitbringen m üssen .  

Da es sich h iebei nur um eine k le ine Novel le 
handelt, brauchen wir über weitere berufsrechtli­
che Bestimmungen in  der Wirtschaftstreu händer­
ordnung n icht zu diskutieren.  D ie Wirtschafts­
treuhänder stehen diesem Gesetz posit iv gegen-

über. und meine Fraktion wird diesem Gesetzes­
beschluß ihre Zust immung erteilen. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. )  12 .41 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weitere 
Wortmeld ungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist daher gesch lossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf e in 
Sch lußwort. 

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene B undesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

1 3. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. November 1992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Transparenz von Preisen für Erdöl, Mi­
neralölerzeugnisse, Gas, Strom und Arzneimit­
tel sowie der Preisauszeichnungsvorschriften 
(Preistransparenzgesetz) (668 und 787/NR sowie 
4370/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr.  Martin Strimitzer: Wir ge­
langen nun zum 1 3. Punkt der Tagesordnung: 
Preistransparenzgesetz. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat Felix 
Bergsmann übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Fel ix Bergsmann: Hoher B un­
desrat ! Das Abkommen über den  Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ,  das mit  
1 .  Jänner 1 993 in Kraft treten sol l ,  sieh t  vor, daß 
eine Reihe von EG-Richtl inien, d ie die Transpa­
renz von Preisen und Preisvorschriften für Sach ­
güter betreffen, als gemeinsamer Rechtsbesitz­
stand mit entsprechenden Anpassungen auch für 
die EFT A-Staaten gelten sol l .  

Die  Schaffung der zur Erfül lung dieser Mittei­
lungspflichten erforderlichen innerstaatl ichen 
Rechtsvorschriften ist daher das Ziel d ieses Be­
schlusses des Nationalrates, und zwar d urch e ine n  
Auftrag an den Bundesminister für wirtschaft l i ­
che Angelegenheiten, erstens der EFTA-Überwa­
chungsbehörde und dem Ständigen Ausschuß der 
EFT A-Staaten und zweitens dem Statistischen 
Amt der Europäischen Gemeinschaften al le Mit­
tei lungen zu machen, zu denen Österreich auf­
grund des EWR-Abkommens in  der jeweil igen 
Fassung verpfl ichtet ist. 
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Berichterstatter Felix Bergsmann 

Der Wirtschaftsausschu ß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7. Novem­
ber 1 992 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben und der Be­
sti mmung des Art. I i m  Sinne des Art . 44 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz die verfassu ngsmäßige 
Zustimmung zu erte i len.  

Als Ergebnis seiner Beratung ste l l t  der Wi rt­
schaftsaussch u ß  somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschl ießen :  

1 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. November 1 992 betreffend ei n Bundesgesetz 
über die Transparenz von Preisen für Erdöl ,  Mi­
neralölerzeugnisse, Gas. Strom und Arzneimittel 
sowie der Preisauszeichn ungsvorschriften wi rd 
kein Einspruch erhoben.  

2 .  Der Best immung des Art. I wird im S inne 
des Art. 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilt .  

Vize präsident D r. Martin Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wir gehen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Josef Rauchenberger. Ich erte ile es ihm.  

1::'.46 

B undesrat Josef Rauchenberger (SPÖ, Wien) :  
Sehr geehrter Herr  Präsident! Frau Staatssekretä­
rin! Hoher Bundesrat! Grundlage d ieses Gesetzes 
ist der Auftrag an den Bundesminister für wirt­
schaft l iche Angelegenheiten, regelmäßig be­
stimmte Daten über Preise, Erlöse, Geschäftsbe­
dingungen und innerstaatl iche Rechtsvorschriften 
für Erdöl, Mineralölerzeugnisse, Gas, Strom und 
Arzneimittel versch iedenen EFTA- und EG-Ein­
richtungen mitzuteilen. 

Die nähere Regelung d ieser Mittei lungspfl icht, 
i nsbesondere hinsichtlich der dabei einzuhalten­
den F risten,  der erfaßten Produ kte, Preise und 
Erlöse, ist mit Verordnungen durch den B undes­
minister für wirtschaft l iche Angelegenheiten fest­
zulegen. 

Das Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsraum, das mit 1 .  Jänner 1 993 in  Kraft tre­
ten so l l ,  sieht vor, daß e ine Reihe von EG-Richtli­
nien, die die Transparenz von Preisen und 
Preisvorschriften für Sachgüter betreffen, als ge­
meinsamer Rechtsbesitzstand mit entsprechenden 
Anpassungen auch für EFTA-Staaten gelten sol l .  
Die Schaffung der  zur Erfüllung d ieser Mittei­
l ungspflichten erforderlichen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften ist daher Ziel dieser Gesetzes­
vorlage. 

Österre ich wird damit verpflichtet, der EFT A­
Überwachungsbehörde, dem Ständigen Ausschuß 
der EFT A-Staaten u nd dem Statistischen Amt für 
Europäische Gemeinschaften d ie erforderl ichen 
Daten mitzuteilen. Im Sinne dieses Gesetzes wer­
den auch die betreffenden U nternehmen ver­
pfl ichtet, d ie erforderl ichen Daten in übersichtl i­
chen und leicht überprüfbaren Aufzeichnungen 
zu führen, beziehungsweise Behörden, die mit 
der Vollziehung d ieses Gesetzes betraut sind, 
Einsicht in derartige Aufzeichnungen zu gewäh­
ren. 

Es ist zu hoffen. daß dies für die betreffenden 
Unternehmungen n icht zu zusätzlichen admini­
strativen. persone l len oder fi nanziellen Belastun­
gen führt .  1m Rahmen der Ausschußberatungen 
wurde jedenfalls versichert, daß dieser Melde­
pfl icht vorwiegend d ie bestehe nden Fachverbän­
de nachkommen werden. 

Vom Standpunkt e iner  europäisch abgest imm­
ten Energiepolitik ist  es für u nser Land von be­
sonderem I nteresse, vergleichbare Bed ingungen 
auf d iesem Sektor zu schaffen. "Vergle ichbare 
Bedingungen" hei ßt, daß es nicht genügt, zum 
Beispiel i m  Regierungsübereinkommen mehr Ko­
stentransparenz bei Erzeugung und Vertei lung 
der Energie festzuschreiben. 

Dieses heute zu besc hl ießende Preistranspa­
renzgesetz so l l  daher, so hoffe ich, I mpuls für 
neue u nd zusätzliche E nergiesparin itiativen sein .  
Egal,  ob es  sich dabei u m  die beabsichtigte Ener­
giekennzeichnungspfl icht, um die Nutzung von 
Abwärme vorwiegend in der Industrie, den ver­
stärkten Ausbau der Fernwärme, eine verbesserte 
Wärmedämmung oder andere neue Maßnahmen 
handelt: Wichtig ist es, im Bereich der leitungsge­
bundenen Energie bestehendes Mißtrauen abzu­
bauen, auch mit einem Verzicht auf das derzeit 
bestehende nicht-öffent l iche Behördenverfahren . 
Gerade in  diesem Bereich besteht ja die größte 
Skepsis der Bürger, und ihre Forderung auf volle 
Offenlegung der Energiewirtschaftsdaten bezie­
hungsweise Kalku lationen ist n icht von der Hand 
zu weisen.  D iesbezüglich wird der bereits erwähn­
te U mweg über die Fachverbände im S inne des 
§ 8 mit dem Verbot der Verwendung von Daten 
für andere als im Gesetz vorgesehenen Zwecke 
als Schutz der Energiewirtschaft angesehen, die 
gewünschte Transparenz zu verhindern .  Nicht 
nur deshalb bekenne ich mich zu einer gänzlichen 
Offenlegung d ieser Bereiche, sondern ebenso zu 
e iner getrennten Kostenrechnung für Verte i lung 
und Erzeugung der Energie. 

Noch viele Initiativen werden dazu notwendig 
se in .  Heute setzen wir jedoch wieder einen Schritt 
i n  diese Richtung, weshalb ich namens meiner 
Fraktion e rkläre, dem Beschluß betreffend Pre is­
transparenzgesetz gerne zuzust immen.  (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP.) 12.50 
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Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weiters 
zum Worte gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr.  
Kurt Kaufmann. Ich erte i le es ihm. 

12 .50 
Bundesrat Dr .  Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

österreic h) :  Herr Präsident! Frau Staatssekretä­
r in !  Hoher Bundesrat! Es wurde vom Berichter­
statter beziehungsweise von meinem Vorredner 
der Inhalt d ieses Gesetzes bereits erläutert. 

Dieses Gesetz ist notwendig wegen des Beitritts 
zum Europäischen Wirtschaftsraum und beinhal­
tet drei Meldepfl ichten .  E ine Meldepflicht betref­
fend statistische Unterlagen über den Strompreis, 
e ine zweite betreffend den Bereich der Mineralöl ­
produkte und e ine dritte betreffend Kalku latio­
nen von Arzneimittelpreisen.  

Dieses Gesetz sieht vor, daß die einzelnen Un­
ternehmen die entsprechenden Unterlagen an das 
Bundesministeri um für wirtschaftl iche Angele­
genheiten zu l iefern haben, und im Sinne einer 
Verwaltungsvereinfachung haben die Fachver­
bände der Gas- u nd Wärmeversorgu ngsunterneh­
men, der Verband der E lektrizitätswerke Öster­
reichs und der Verband der Erdölindustrie neben 
dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Konsumentenschutz die entsprechende Informa­
tionspfl icht übernommen. Ich glaube, das ist des­
halb wichtig, müssen doch diese F irmen heute 
schon mehrfach Informationen l iefern,  etwa an 
die Energieagentur nach Paris oder an das öster­
reichische Statistische Zentralamt. 

Rückfragen an die Fachverbände haben erge­
ben, daß das für sie keine Mehrbe lastung dar­
ste llt, da sie heute sc hon - vor al lem der Fach­
verband der Erdölindustrie - eine freiwi l l ige 
Vereinbarung mit Minister Schüssel haben und 
seit der Golf-Krise regelmäßig die entsprechen­
den Unterlagen ,  Kalk ulationsunterlagen oder 
Mengenunterlagen, l iefern.  

Herr Kollege, S ie haben die notwendige Trans­
parenz des Strompreises angeschnitten, und als 
Niederösterreicher muß ich sagen, ich wäre froh 
darüber, würde Ihre Anregung auch von den 
Wiener Stadtwerken aufgegriffen werden , gibt es 
doch immer wieder vehemente Diskussionen 
über den Strompreis für das niederösterreich ische 
Versorgungsgebiet der Wiener Stadtwerke. Es 
wird immer wieder vermutet, daß über den Preis 
eine Subvention der Wiener Nahverkehrsbetriebe 
erfolgt. Daher wäre ich sehr froh, würde diese 
Anregung auch von den Wiener Stadtwerken auf­
gegriffen werden .  (Bundesrat R a u  e h e  n b e r -
g e r: Niederösterreich braucht nur einen "grünen" 
Slrompreis machen. dann können wir verglei­
chen!) 

Bei uns gibt es entsprechende Kalku lationen: 
Im Durchschnitt ist der n iederösterreichische 

Strompreis günstiger als der von Wien. Daher 
wäre ich froh,  käme es zu einer solchen Transpa­
renz.  D iesbezüglich, muß ich sagen ,  hat Minister 
Schüssel ja sc hon e inige Vorarbeit geleistet. Es 
wird ja verlangt - nicht nur im Regierungsüber­
e inkommen. sondern Wirtschaftsminister Schüs­
se l hat das getan - .  daß die Kalku lationsunterla­
gen vorgelegt werden . Der Strompreis ist ja der 
einzige Preis, der noch amtl ich festgelegt wird. 
Auch hier wäre ich froh,  könnte mehr Wettbe­
werb. wie bei den anderen Firmen, P latz greifen. 

E in  weiterer Punkt betrifft die Preisfestsetzung 
von Arzneimitteln .  Hier gibt es ja e ine im Gesetz 
und vor allem nach den EG- Richtl inien e igenarti­
ge Regelung mit zweimal 90 Tagen und mit einer 
Verlängerung von nochmals 60 Tagen.  Das hei ßt, 
es e rgibt sich e ine mehr  als achtmonatige Frist für 
die Festlegung von Preisen für Arzneimittel .  
Rückfragen im Ausschuß haben ergeben , daß das 
zuständige Min isteri um für die Festlegung dieser 
Preise b isher länger gebraucht hat. Daher kann 
man mit Recht sagen, daß eine Verkürzung er­
reicht wurde. 

Auch da wäre neben der Preis transparenz mehr 
Wettbewerb notwendig. Mir ist überhaupt nicht 
k lar, weshalb der Hau ptverband der Sozialversi­
cherungsträger beigezoge.� wird, der ja festlegt, 
welches Arzneimitte l in Osterre ich rezeptpflich­
tig ist und verkauft werden darf, und nachher 
wi rd erst darüber diskutiert, welcher Preis festge­
legt werden sol l .  

Das sind aber al les Punkte, die eigentl ich nicht 
unmittelbar mit  dem Preistransparenzgesetz zu­
sammenhängen.  Dieses Gesetz so l l  hauptsäch lich 
dazu d ienen, den entsprechenden Behörden bei 
der EFTA und bei der EG statistisches Material 
zur Verfügung zu ste l len.  Es ist für Österreich 
wichtig, dort dabei zu  se in, denn das ist, wie ge­
sagt, keine Einbahnstraße, da auch wir d ie ent­
sprechenden I nformationen von d iesen Behörden 
erhalten .  

In  diesem Sinne wird meine Fraktion d iesem 
Gesetzentwurf zust immen. (Beifall bei der Ö VP. ) 
1�.56 

Vizepräsident Dr. Mart in Strimitzer: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fal l. 

D ie Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Sch lußwort. 

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Der vorliegende Beschluß enthält Verfassungs­
best immungen ,  die nach Artikel 44 Abs. 2 Bun-
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Vize präsident Dr. Martin Strimitzer 

des-Verfassungsgesetz der Zust immung des Bun­
desrates bei Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Bundesrätinnen und Bundesräte und 
mit einer Mehrheit von mi ndestens zwei Dritte ln 
der abgegebenen Stimmen bedürfen .  

Ich stel le zu nächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Bundesrätinnen und 
B undesräte fest. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte , 
d ie dem Antrag zustimmen, der Verfassungsbe­
stimmung des Art ike ls I im S inne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG elie verfassungsmäßige Zustimmung 
zu ertei len, um ein Handzeichen . - Der Antrag, 
den z itierten Verfassungsbestimmungen im Sinne 
des Art ikels 44 Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu 
ertei len ,  ist somit a n  g e n 0 m m e  n.  

Ausdrüc k l ich ste l le ich die erforderliche 
Z w e i d  r i t t e l  m e h r  h e  i t im Sinne eies Arti­
kels 44 Abs. 2 B-VG fest. 

Ich bitte nu nmehr jene Bundesrätinnen und 
Bundesräte, die eiern Antrag zustimmen, gegen 
den Beschluß des Nationalrates keinen Ei nspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Das ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das 2. Verstaatlichungsgesetz geändert 
wird (675 und 796/NR sowie 43711BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Wir ge­
l angen nun zum 1 4. Punkt der Tagesordnung: 
Änderung des 2. Verstaatlichungsgesetzes. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Felix 
Bergsmann übernommen. Ich b itte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Felix Bergsmann: Herr Präsi­
dent! Frau Staatssekretärin !  Hoher Bundesrat! 
Das Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsrau m  sieht in seinem An hang IV vor, daß 
die Richtl inie des Rates vom 29. Oktober 1 990 
über den Transit von Elektrizitätslieferungen 
über große Netze auch für den Bereich des EWR­
Abkommens gilt. D ie Republ ik  Österreich ist da­
her verpfl ichtet, diese Richtl in ie nach Maßgabe 
der im Anhang IV Z 8 enthaltenen ergänzenden 
Best immungen über die jeweils für den EFT A­
oder EWR-Bereich zuständigen Organe inner­
staatl ich umzusetzen.  

Der Gesetzesbesch luß des Nationalrates nennt 
n icht expl izit die gegenwärtig einzige für Öster­
reich nomin ierte Gese l lschaft . So sol l  einem drin­
genden Anliegen der Länder entsprochen werden ,  

daß nach Aufnah me in d i e  Liste der für Öster­
reich genannten Gesel lschaften auch andere 
Hochspannungs le itungsnetze betreibende Gese ll­
schaften ebenfal ls ihre Interessen im Bereich des 
Elektrizitätstransits wahrnehmen können. 

Der Gesetzesbesch luß  räumt dem Bundesmini­
ster für wirtschaft l iche Angelegenheiten eine Ver­
ordnungsermächtigung zur Präzisierung der sich 
aus der Richtlinie ergebenden Rechte und Pflich­
ten ein .  

Der Wirtschaftsausschuß  hat d ie gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7. Novem­
ber 1 992 in Verhandlung genommen und mehr­
stimmig beschlossen.  dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen E inspruch zu erheben und der 
Best immung des Art. I im Sinne des Art. 44 
Abs. 2 B-VG die verfassu ngsmäßige Zustimmung 
zu erteilen. 

Als Ergebnis se iner Beratung stel l t  der Wirt­
schaftsaussch u ß  somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wol le besch l ießen:  

1 .  Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
13 . November 1 992 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das 2. Verstaatl ichungsgesetz geändert 
wird, wird kein E inspruch erhoben. 

2 .  Der Best immung des Art. I wird im Sinne 
des Art. 44 Abs. 2 B-VG die verfassungsmäßige 
Zust immung erte i lt .  

Vizepräsident Dr.  Martin Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Gottfried Jaud. I ch  erteile es ihm.  

/3.00 .. 
Bundesrat Gottfried Jaud (OVP, Tirol) :  Sehr 

geehrter Herr P räsident !  Sehr geeh rte F rau 
Staatssek retärin Fekter !  Meine sehr  geehrten Da­
men und Herren !  Bei den EWR-Anpassungsge­
setzen sind wir im Bundesrat besonders aufgeru­
fen, darauf zu achten, daß diese Gesetzesände­
runge n  nicht zum Anlaß genommen werden,  eine 
verstärkte Zentralisierung vorzunehmen. 

Die vor l iegende Änderung des 2 .  Ver­
staatl ichungsgesetzes regelt  die Möglichkeit, Ver­
träge über den Transit von Elektrizitätslieferun­
gen über große Netze abzuschließen und die sich 
daraus ergebenden Verpflichtungen einzugehen. 
Für uns in den Bundesländern ist es i mmer wie­
der unverständl ich,  wenn  bei solchen Gesetzesän­
derungen - vorsichtig ausgedrückt - der An­
schein erweckt  wird. a ls wollte man vorhandene 
Rechte der Bundesländer beschneiden. 

Bei a l len  entsprechenden Punkten der Geset­
zesänderung wird auf den Anhang IV Zahl 8 des 
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Gottfried Jaud 

EWR-Abkommens verwiesen. In der Anlage 1 
des Anhanges IV ist für Österreich nur die Ver­
bundgesel lschaft genannt. Damit würde nur die 
Verbundgesel lschaft unter die Elektrizitäts­
transit-Richtl inien fal len. Erst den Er läuterungen 
zu diesem Gesetz ist zu entnehmen, daß e inem 
dringenden Anliegen der Länder entsprochen 
werden sol l ,  wonach auch andere Hochspan­
nungsnetze betreibende Gesel lschaften in diesen 
Anhang für Österreich aufgenommen werden sol­
len. Ich werte dies als eine Absichtserklärung des 
Wi rtschaftsmin isters, die interessierten E lektrizi­
tätsgesel lschaften,  wenn sie die notwendigen Be­
dingungen erfü l len. in den Anhang des EWR­
Vertrages aufzunehmen. 

Die Energiepol itik war schon i m mer ein bedeu­
tender Faktor bei der Entstehung der Europäi­
schen Gemeinschaft: 1 952 bei der Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl  
und 1958 bei der Gründung der Europäischen 
Atomgemeinsc haft. Momentan werden nur zirka 
7 Prozent der Strom- und Gasproduktion i n  
Westeuropa grenzüberschreitend gehandelt. 

Die stärkere Integration der EG-Staaten soll 
aber, letzten Kommissionsberechnungen zufolge, 
bedeutende E insparungen in der Zuk unft brin­
gen .  Bestehende Gebietsschutzverträge könnten 
in Zukunft u mgangen werden: Dam it ist die Risi­
koeinschätzung für langfristige Investitionen, die 
besonders bei der Errichtung von großen Wasser­
kraftanlagen notwendig sind, wesentlich schwieri­
ger geworden.  In der EG wird al lerdings bezwei­
felt, ob der grö ßer werdende Wettbewerb zur 
Aufgabe des Systems von gesch lossenen Versor­
gungsgebieten führen wird.  

Für große Stromverbraucher, große Industrie­
betriebe oder kommunale Versorgungsbetriebe 
bedeutet die Möglichke it, Strom im gesamten 
EWR-Raum einkaufen zu können, eine Möglich­
keit, zu günstigeren E nergiepreisen zu kommen.  
Es ist auch denkbar, daß sic h mehrere Stromver­
braucher zusammenschl ießen und gemeinsam an 
den Markt gehen, ähnl ich wie E inkaufsgenossen­
schaften, die sich damit entsprechende Preisvor­
teile verschaffen können. 

All das sind Schritte, die geeignet sind, tei lweise 
verkrustete Strukturen unserer Stromerzeu­
gungs- und Stromliefergesel lschaften aufzubre­
chen. Wie jeder größere Markt wird auch der 
kommende Strommarkt sicherl ich Vortei le für 
den Verbraucher bringen. 

Der hohe Aufwand von Stromerzeugungs- und 
Stromlieferbetrieben, die sich bei uns praktisch 
zum größten Tei l  in  öffentl icher Hand befinden,  
wird oft damit begründet. daß die Sicherung der 
Stromlieferung zu jeder Zeit und in jeder Menge 
gewährleistet sein muß .  Die Sicherung der Strom­
l ieferung wird auch als Begründung dafür heran-

gezogen,  da ß sich die großen Stromversorgu ngs­
unternehmungen in öffentlicher Hand befinden 
müssen .  

Hoher Bundesrat! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Diese Begründ ungen mögen in 
Notzeiten oder für Staaten mit wirtschaftl ichem 
Enwick lungsnachholbedarf gelten ,  wenn ich mir 
aber die wirtschaftl iche Entwicklung unseres 
Landes heute anschaue. so meine ich , daß die pri­
vate Wirtschaft i mstande ist, die gesamte Bevöl­
kerung unseres Landes mit  al len Gütern der Welt 
in ausreichendem Maße und zu vernünftigen 
Preisen zu versorgen. Ich behau pte. es ist wesent­
l ich schwier iger, uns täglich mit frischen Sem­
meln und frischer Milch zu versorgen ,  als eine 
kontinuierliche Stromversorgung sicherzustel len.  
Es ist deshalb nicht einzusehen . daß verschiedene 
Privatisierungen nur bis zu 49 Prozent durchge­
führt werden sol len .  

Allein das Wort " VerstaatI ichungsgesetz" reizt 
natürlich ,  über Privatisierung zu sprechen. In  
letzter Zeit ist der Verkauf oder das Verschenken 
von unrentablen Staatsbetrieben in  Stocken gera­
ten. Ich möchte hier an alle Verantwortlichen ap­
pe l l ieren,  die Privatisierung von Betrieben, die 
sich in öffentlicher Hand befinden, in Zukunft 
verstärkt voranzutreiben. 

Wirtschaftsminister Schüssel hat überall dort. 
wo seine Verantwortung ihm die Möglichkeit e in­
räumt, beispielgebend und sehr zukunftsorien­
tiert gehandelt (Bundesrat Mag. B ö s  c h: Ver­
kehrsbüro!) Ich erinnere besonders an das BIG, 
an das Bundesimmobilien-Gesetz. Nur  Wirt­
schaftsbetriebe, die Gewinne abwerfen,  sichern 
dauerhaft Arbeitsplätze .  Nur Betriebe, die in kei­
ner gesetzlich geschützten Nische dahinschlum­
mern,  sondern dem scharfen Wind des täglichen 
Konkurrenzkampfes ausgesetzt s ind, garantieren 
möglichst niedrige Produktpreise. - Diese Auf­
forderung zur Privatisierung gi lt nicht nur für 
den Bund, sondern im gleichen Maße auch für 
Länder u nd Gemeinden. 

Verstärken wir die soziale Sicherheit, die wirt­
schaftl iche Sicherheit und den heute sehr hohen 
Wohlstand in  unserem Land durch eine starke 
Privatisierungswelle bei Betrieben,  die sich -
völ lig unze itgemäß - noch immer in  öffentl icher 
Hand befinden ! 

Ich stimme diesem Gesetzesbeschlu ß  im Ver­
trauen darauf zu, daß die Wünsche der Länder -
wie versprochen - berücksichtigt werden. - Ich 
danke Ihnen.  (Beifall bei der ÖVP und bei Bun­
desräten der SPÖ. )  13 .08 

Vizepräsident Dr .  Mart in Strimitzer: Zum 
Worte gemeldet hat sich wei ters Herr Bundesrat 
Mag. Gilbert Trattner. Ich erteile es ihm. 
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1 3.08 
Bundesrat Mag. Gilbert Trattner (F PÖ, Tirol) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Staatssekretäri n !  Sehr geehrte Damen und Her­
ren ! Eigentlich könnte ich meine Rede schon wie­
der beenden, nachdem Herr Kol lege 1aud seine 
Statements abgegeben hat aus Sicht des Landes 
Tirol beziehungsweise der übrige n  Bundesländer .  
Ich bin nur gespannt, wie er  abst immen wird . Das 
wird interessant werden. (Bundesrat J a ll d: Das 
habe ich gesagt.') Er hat zwar gesagt, er stimmt zu,  
aber nach dieser Wortmeldung müßte er eigent­
l ich  dagegen sein ,  denn im Grunde geno mmen 
hat er nur Kritik geübt. (Z�t'ischel1ruf des Bllndes­
rates J a  u. d. ) Wohl,  woh l .  Er sagt, eine mangeln­
de Novell ierung des 2 .  Verstaatl ichungsgesetzes 
hat stattgefunden, und zwar hat die mangelnde 
Novel l ierung stattgefunden im Punkt . . . (Bull­
desrat J a ll ci: Nicht zugehört!) 

Ich werde es ein b ißchen feiner ausführen . Da 
gibt es einmal im Verstaatlichungsgesetz den § 5, 
Abs. 6g, in dem steht: "Stromlieferungsverträge 
mit dem Ausland bedürfen der Zustimmung der 
Verbundgesel lschaft." Das heißt, die einzelnen 
Landesgesel lschaften dürfen gar keine eigenstän­
digen Stromlieferungsverträge mit dem Ausland 
abschl ießen,  ohne zum großen Verbund zu gehen 
und ihn zu fragen, ob man das überhaupt darf. 
(Bundesrat D r 0 c h l e r: Richtig so.') 

Das ist ein ganz schöner E inschnitt! Das hei ßt, 
man traut de; Vorstandsleuten in den Landesge­
sel lschaften gar n icht zu ,  kaufmänn ische Verträge 
abschl ießen zu können,  um einen Profit für die 
einzelnen Landesgesel lschaften zu  erzielen .  (Bun­
desrat D r 0 c h t e  r: Das heißt es nicht.' - Bundes­
rat H o l z i n g e r: Das rnuß man von der anderen 
Seite auch sehen!) Ich sehe es einmal  von der 
kaufmännischen Seite .  

Im Anhang IV des Abkommens ist  als e inzige 
transitleitende Gese l lschaft die Verbundgesell­
schaft genannt .  Von den Landesgesel lschaften ist, 
wie Kollege Jaud gesagt hat, überhaupt keine 
Rede. 

Denn: Alle Verträge m it e iner Kapazi tätslei­
stung von 1 0  Mi l lionen Ki lowattstunden im Mo­
nat müssen auch vom Verbund genehmigt wer­
den. Wenn der Verbund Änderungswünsche hat 
und Verbund und jewe i lige Landesgesel lschaft 
sich nicht einigen kön nen, dann hat das letzte 
Wort der Herr Wirtschaftsminister. Da hätte ich 
ganz gerne ein mal  den Herrn Wirtschaftsmin ister 
gefragt, wie oft er schon in dieser Sit uation das 
letzte Wort gehabt hat. - Vielleicht können S ie 
mi r  d iese Frage beantworten, Frau Staatssek retä­
rin .  

Man hätte natürlich auch das Verstaatl ichungs­
gesetz in der Form ändern können, indem man 

sagt: Na gut, wir ändern den § 5 Abs. 1 ,  und zwar 
sind dort die Betei l igungsverhältn isse in der Ver­
bundgesel lschaft gerege lt. Dort steht dezidiert 
dr innen: Das Aktienkapital der Verbundgesel l ­
schaft muß zu m indestens 5 1  Prozent im Eigen­
tum des Bundes stehen.  - Die Bundesregierung 
gibt wohl ständig Lippenbekenntnisse ab für die 
Privatisierung. Es wurde auch behauptet, daß Pri­
vatisierungen dort leicht durchzuführen sind, wo 
keine gesetzlichen Regelungen vorhanden sind, 
aber wie diese Privatisierungen ohne gesetzliche 
E inschränkungen ausschauen, haben wi r ja auch 
schon erlebt, nicht. Das Beispiel Verkehrsbüro ist 
ja uns al len noch ganz gut in Erinnerung. 

Man hätte natürl ich dieses 2 .  Verstaatlichungs­
gesetz ,  wenn  man den Privatisierungsgedanken 
wirkl ich ernst n immt und ernst nehmen wi l l ,  hin­
sichtl ich dieses § 5 Abs.  I nove l l ieren können, in 
dem man dieses feste Beteil igungsverhältnis 
5 1  : 49 aufhebt. 

Zum nächsten Kritikpunkt, und zwar betrifft 
das die Z usammensetzung des Aufs ichtsrates. 
Dort ist der Aufsichtsrat nämlich in der Art zu­
sammengesetzt, da ß e in Dritte l der Mitglieder 
vom Bund, e in Dritte l der Mitglieder von den 
Bundesländern kommt, und dann jeweils ein Mit­
gl ied der Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft des Österreichischen Arbeiterkammerta­
ges. d�r Landwirtschaftskammern und des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes. Kein  einziger 
Aufsichtsrat kann jedoch von den Privataktionä­
ren nominiert werden .  Der Herr Wirtschaftsmini­
ster ist das seit über e inem 1ahr schu ldig. Er hat 
versprochen, daß das gemacht wird. B is dato ist 
jedoch n ichts geschehen. Das einzige, was bis dato 
geschehen ist: Es sol l  d ie Möglichkeit geben, daß 
sich die Privataktionäre aus einer taxativ aufge­
zählten Liste von Experten einen aussuchen dür­
fen .  Das ist doch der letzte Stand der Dinge. Aber 
sonst ist dort noch nichts passiert. 

Aus diesen Gründen werden wir Freiheitlichen 
d iese Gesetzesvorlage ablehnen .  (Beifall bei der 
FPÖ. )  /3./4 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet hat  s ich weiters Herr Bundesrat 
Mag. Herbert Bösch .  Ich erteile es ihm. 

13.14 . .  
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPü, Vorarl­

berg) : Herr Präsident !  Frau Staatssek retärin !  Ho­
her Bundesrat! Ich möchte eingangs meiner Aus­
führungen auf ein paar Äußerungen meines Vor­
redners Jaud eingehen ,  wenn er sich hier  in er­
freul icher Frische e igentl ich  zu mehr 
Privatisierung im Bereich Energieversorgung be­
kennt und dafür stark  macht. Ich habe, glaube 
ich ,  schon e inmal von d ieser Ste lle aus auf die 
Erfahrungen der 20-Prozent-Privatisierung der 
Vorarlberger Kraftwerke h ingewiesen .  Und ich 
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kann sagen:  Diese Erfahrungen müssen wir nicht 
noch einmal machen! 

Es wurde vom Land alls - und da ist eben auch 
die Frage, ob eine Gebietskörperschaft unbedingt 
die Agenden von Börsenmaklern wahrnehmen 
sol l  - in einer großen Werbekampagne die Vor­
arlberger Bevölkerung animiert, Antei lsscheine, 
Aktien der Vorarlberger Kraftwerke zu kaufen. 
Diese 20 Prozent wurden dann an der Wiener 
Börse notiert. Ich konnte als eher Laie in Fragen 
von Aktien und Börsenkursen dennoch feststel­
len ,  daß die VKW-Aktie nicht zu  den Börseren­
nern in Wien gehört hat und nach wie vor nicht 
gehört. 

Ich glaube. mancher dieser Vorarlberger Ak­
tienkäufer hätte heute vielleicht lieber ein Spar­
buch in se inem Portfeui l le als manche dieser 
VKW-Atien. 

Noch etwas: Wir wissen, daß natürlich bei ei­
nem Energieversorgungsunterneh men der 
Strompreis für d ie Ertragslage entscheidende 
Funktion hat. Und da haben wir auch eine inter­
essante Erfahrung gemacht. Natürlich waren 
beim letzten Preiserhöhungsantrag, der da gestellt 
wurde von der Geschäftsfüh rung der Vorarlber­
ger Kraftwerke, e ine Menge dieser "Kleinaktionä­
re" , wie man sie nennt, eigentlich durchaus ange­
tan von diesem Vorhaben, denn der Ertrag ihrer 
Aktie korrelierte ja unmittelbar mit d iesem 
Strompreiserhöhungsantrag. 

Die Organe - sprich der Aufsichtsrat - dieser 
Aktiengesel lschaft haben diesen Antrag auf Preis­
erhöhung gestel lt ,  und - siehe da! - der große 
Privatisierer Landeshauptmann Purtscher setzte 
sich über diese Organbesch lüsse h inweg und sagte 
- natürlich aufgrund pol itischer Vorkommnisse, 
aufgrund des pol itischen Gegenwindes - :  Der 
Strompreis wird nicht erhöht! 

Ich frage Sie, Kollege Jaud: Ist das die Privati ­
sierung, d ie Sie s ich vorstel len? - Also ich m u ß  
sagen, ich habe nichts mit Privatisierung a m  Hut. 
aber ich kann mir das in der Form auch nicht als 
große Argumentationshilfe für Ihre Vorhaben 
vorstellen. 

Meine Damen und Herren! Wir diskutieren 
heute über die Anpassung Österreichs an die EG­
Richtlin ie vom 29.  Oktober 1 990 über den Tran­
sit  von Elektrizitätsl ieferungen über große Netze. 
D iese Richtlin ie ist bekanntlich Gegenstand des 
EWR-Vertrages und muß daher auch von unse­
rem Land umgesetzt werden .  Diese E lektrizitäts­
transit-Richtl inie g i lt also für die großen Netze 
der EG- und EFT A-Staaten. Österreich nannte, 
wie schon erwähnt, in d iesem Zusammenhang die 
Verbundgesellschaft im Anhang IV des EWR­
Vertrages. 

Meine Damen und Herren !  Etwas überrascht 
war ich von fo lgendem Passus im Bericht des 
Handelsausschusses des Nationalrates. und das 
hat, glaube ich ,  Herr Kollege Jaud ebenfa l ls schon 
angezogen;ebenso Kol lege Trattner. Es heißt hier 
- ich zitiere :  "Der Gesetzentwurf nennt nicht ex­
pl izit d ie gegenwärtig einzige für Österreich no­
minierte Gesel lschaft. So sol l  e inem dringenden 
Anl iegen der Länder entsprochen werden, daß 
nach Aufnahme in die Liste der für Österreich 
genannten Gesel lschaften auch andere Hochspan­
nungsleitungsnetze betreibende Gesel lschaften 
ebenfal ls ihre I nteressen im Bereich des Elektrizi­
tätstransits wahrnehmen können ." - Zitatende. 

Meine Damen und Herren!  Die Verbundgesel l ­
schaft steht aus Gründen zum Beispiel der Not­
wendigkeit e ines e igenen Regelbereiches - den 
haben nun einmal die Landesgesel lschaften nicht, 
Kollege Jaud - oder des Überbl icks über freie 
Transportkapazitäten - das ist ja auch nicht un­
wichtig, denn die Versorgungssicherheit so ll ja 
durch solche Stromtransite nicht gefährdet wer­
den, deshalb muß  man a lso wissen,  was herein­
kommt. was h inausgeht; das weiß  in Österreich 
auch wiederum nur die Verbundgesellschaft - .  
die Verbundgesellschaft steht a lso vol lkommen 
zu Recht als e inziges österreichisches Energiever­
sorgungsunternehmen im Anhang IV des EWR­
Abkommens. Deshalb ist der von mir zitierte Pas­
sus aus dem Bericht des Handelsausschusses des 
Nationalrates meines Erachtens eigentlich ein 
Ausdruck e iner  gewissen Konzeptlosigkeit des 
Herrn Wirtschaftsministers, was die energiepoliti­
sche Zukunft unseres Landes in einem vereinten 
Europa an langt. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß  nicht kon­
kret, welche Länder ein so dringendes Anliegen 
anmeldeten, i hre Landesgesel lschaften auch noch 
im EWR-Vertrag beziehungsweise in dessen An­
hang unterzubringen.  Bekannt ist es mir von mei­
nem Bundesland und auch von Tiro! .  

Die "großen Netze" heißen a lso TIW AG, 
VKW, Vorarlberger I l lwerke AG. Wir reden viel 
vom Vereinten  Europa. Meine Damen und Her­
ren. das Vereinte Europa hat andere große Netze, 
andere Kategorien im Auge, wenn wir uns die 
Richtl inie aus dem Jahre 1 990 anschauen. 

Es werden unter anderem als große Netze an­
geführt: Deutsch land: Badenwerk AG, Bayern­
werke AG, Hamburgische E lektrizitätswerke, 
Preussen-Elektra AG, RWE Energie AG und so 
weiter. Frankreich n,ennt gar nur ein großes Netz, 
eine Gesel lschaft: E lectricite de France . Italien 
ebenfal ls nur ein Netz: E NEL. (Bundesrat K a m ­
p i  c h l e r: Weil sie zentralistisch organisiert sind.') 
Es geht mir jetzt gar nicht um den Zentral ismus. 

Meine Herrschaften !  Ich glaube, wir müssen 
uns heute hier e inmal darüber unterhalten,  ob wir 
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in die EG wol len oder n icht, ob wir operierende 
Gesellschaften. die auch im europäischen Bewerb 
bestehen können, haben wol len oder ob wir wei­
terhin sagen:  Jedem sein Stadtwerklein. Deshalb 
sage ich,  in diesem Entwurf fehlt mir der rote 
Faden. den ich mir von unserem Energieminister 
eigentlich erwartet hätte. 

Dazu einige Zahlen,  meine Damen u nd Her­
ren. Bleiben wir beim föderal istischen Deutsch­
land: Gesamtabgabe im Jahr 1 99 1  in Terrawatt­
stunden - das sind , glaube ich, 1 000 Gigawatt­
stunden, also ein gro ße Zah l  - :  Badenwerke AG: 
18 ,65 Terrawattstu nden; Bayernwerke AG: 39, 1 0; 
Preussen-Elektra AG: 60,20; E nergieversorgung 
Schwaben AG: 20,74; RWE :  1 25 ,20; Verein igte 
Energiewerke AG: 5 1 ,25 .  - Zum Vergleich:  
Österreichische Verbundgesellschaft: 30,8 1 .  

Viel1eicht doch noch ein B l ick i n  das zentral isti ­
sche Frankreich :  Electricite de France: 42 1 ,50 -
also etwa das Vierzehnfache unserer Verbundge­
sel lschaft. 

Jetzt schaue ich noch in mein Bundesland: D ie 
Vorarlberger Kraftwerke AG hatte im Jahre 1 99 1  
e ine Gesamtabgabe von 2 , 1 6  - 2 , 1 6 ! - .  die Vor­
arlberger I l lwerke AG 1 .43. 

Meine Damen und Herren !  Uns ist bewußt -
ich bin zumindest i mmer davon ausgegangen - ,  
daß die E uropäische Integration auch die Grö­
ßenordnung von konk urrenzfähigen Gesel lschaf­
ten nach oben verändert. Im Bankwesen wurde 
d ieser Tatsache auch in Österreich schon tei lweise 
Rechnung getragen; im Energiebereich aber set­
zen offensichtlich verschiedene Landespolitiker 
immer noch auf die Kleinstaaterei .  Interessanter­
weise handelt es sich bei d iesen Herrschaften sehr 
oft um Landespolitiker, d ie sonst n icht m üde wer­
den, d ie Europäische Gemeinschaft u nd deren 
Vorzüge zu propagieren.  

Wenn wir sehen, wie zum Beispiel d ie west­
deutschen Energieversorgungsunternehmen i m  
Zuge der deutschen Wiedervereinigung die ost­
deutschen Energieversorger innerhalb k ürzester 
Zeit unter sich aufte i len  und trotzdem noch wei­
tere Fusionen beabsichtigt sind - zum Beispiel in 
u nserem Nahbereich e ine Fusion der Energieve r­
sorgung Schwaben und der Badenwerke AG; bei­
de jeweils i n  der Größenordnung von fast der 
Österreichischen Verbu ndgesellschaft - .  dann 
können wir etwa ermessen,  wie die "Energie-Eu­
ropaliga" i n  Zukunft aussehen wird . Was es  heißt, 
dort mit  Landesl igamannschaften spielen zu wol­
len, ist jedem von uns, der von Sport e in  b ißehen 
Ahnung hat, sehr  bewußt. 

Meine Damen und Herren !  Ich habe durchaus 
Verständnis dafür, gerade auch als M itgl ied dieses 
Bundesrates - hier gehe ich durchaus mit den 
Äußerungen, die von meinen beiden Vorrednern 

h ier angedeutet wurden ,  konform - ,  wenn  d ie 
Bundesländer ihre Mitgestaltungsmöglichkeiten 
auch im Vereinten Europa gesichert haben wol­
len. 

Wir haben solche Bestrebungen - denken wir 
an das Länderbeteil igungsverfahren - immer un­
terstützt. Wenn wir aber im europäischen Wett­
bewerb bestehen woHen ,  werden wir in entspre­
chenden Größenordn ungen denken und hande ln 
müssen .  Ich b in  mir dessen sicher. da ß in  man­
chen europäischen Energiekonzernzentralen 
schon längst Überlegungen darüber angestel lt 
wurden, welche der österreichischen Energiege­
se l lschaften v ie l leicht gerade noch ganz gut in das 
jeweil ige Konzernschema passen würden .  

Meine Damen und Herren! Frau Staatssekretä­
rin!  Mir ist nicht bekannt, inwiefern seitens des 
Wirtschaftsministeriums eine österreichische 
Strategie im Energiebereich im Falle einer EG­
Mitgl iedschaft Österreichs vorl iegt. Für das E uro­
pa der tatsäch lich großen und immer größer  wer­
denden Netze sollten wir auch von Österreich aus 
gerüstet se in - auch auf d ie Gefahr h in ,  daß d ies 
nicht i mmer jedem Landespolitiker gerade i n  des­
sen lokales Schema paßt. - Danke schön. (Beifall 
bei der SPÖ. )  1 3.27 

Vizepräsident Dr .  Martin Strimitzer: Zu Wor­
te gemeldet hat sich Frau Staatssek retärin Fekter. 
Ich ertei le es ihr .  

1 3.2 7 

Staatssekretärin im Bundesministerium für 
wirtschaftl iche Angelegen heiten Dr. Maria Fek­
ter: Meine Damen und Herren! Da es ein ige Vor­
würfe gegen den Herrn Wirtschaftsminister 
Schüssel gegeben hat, möchte ich. darauf antwor­
ten .  

Es ist ganz e infach unrichtig, daß e r  untätig 
war, was d ie Aufsichtsräte betrifft. Er hat nämlich 
erreicht, daß bis Jahresende die Zahl der Auf­
sichtsräte um d ie Hälfte reduziert wird; der Pri­
vataktionärsvertreter ist inzwischen bereits be­
stimmt: Es ist Herr Rechtsanwalt Dr. Eide lsber­
ger. Somit ist die Ankünd igung erfü llt ,  und man 
kann B undesmin ister Sch üssel n icht Untätigkeit 
vorwerfen .  

I ch  bedaure auch zutiefst, daß  i hm Konzeptlo­
sigkeit vorgeworfen wird, denn es l iegt hier keine 
Konzeptlosigkeit des Min isters vor, sondern Un­
kenntnis von Ihnen, Herr Bundesrat. Es gibt 
nämlich einen Energiebericht der österreichi­
schen B undesregierung, der auch dieses Haus 
passiert. Wenn man diesen Energiebericht genau­
er l iest, stellt man fest, es sind nicht nur H inten­
nach-Statistiken enthalten,  sondern sehr wohl  
auch Vorwegstrategien für d ie  Energiepol it ik in 
unserem Land. Die Tarifreform, d ie Versor-
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gu ngsprioritäten,  Alternativenergien et cetera 
sind in diesem Energiebericht enthalten. 

Das hei ßt, hier ist nicht dem Wirtschaftsmini­
ster Konzeptlosigkeit vorzuwerfen,  sondern hier 
sol l  man sich darüber informieren,  was in  d iesem 
Land von Regierungsseite .  von Parlamentsseite 
abgesegnete Strategie ist. ( Zwischenruf des BWI­
desraces Mag. B ö s  c Iz. ) Der Energiebericht pas­
siert dieses Haus, somit mü ßte er auch Ihnen be­
kannt se in .  

Wenn man mit Mengenangaben - Gigawatt. 
Terrawatt et cetera - operiert, so treffen diese in 
keinster Weise Aussagen über die Versorgungsef­
fizienz. 

Wenn man die deutsche Energieversorgung mit 
der österreichischen vergleicht, dann kann man. 
glaube ich, feststeHen.  daß wir bezüglich Energie­
versorgungseffizienz sicher wettbewerbsfähig 
sind. 

Daß bezüglich der E nergieversorgung mit dem 
Beitritt zum EWR oder auch mit e inem EG-Bei­
tritt n icht d i e  große Umstel lung kommt, hängt 
damit zusammen, daß wir ja schon lange interna­
tionale Kooperationen pflegen,  zum Europäi­
schen Energieverbund gehören und aus d iesem 
Grunde nur  Novellen brauchen, d ie eine Nachju­
stierung, aber keine Umkrempelung des Systems 
mit  sich bringen. 

Wenn man das Wort "Privatisierung" in den 
Mund nimmt, insbesondere das Verstaatl ichungs­
gesetz, dann sollte man auch wissen, daß dieses 
Verstaatlichungsgesetz im Hinblick auf die 
5 1  Prozent Staatseigentum eine Verfassungsbe­
sti mmung bein haltet. Es hat keinen Sinn,  danach 
zu rufen, wenn man weiß ,  daß man die für e ine 
Änderung notwendige Zweidritte lmehrheit nicht 
zustande bringt. Aus diesem Grund ist der jetzt 
vorl iegende Gesetzesbeschluß eine notwendige 
Anpassung an den EWR-Vertrag. Bezüglich Pri­
vatisierung werden wir uns weiter bemühen ,  eine 
Zweidrittelmehrheit zustande zu bringen .  (BeifaLL 
bei der Ö VP. ) 1 3.30 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet hat sich weiters Frau Bundesrätin 
I lse G iesinger. Ich ertei le es ihr .  

1331 
Bundesrätin I lse Giesinger (ÖVP, Vorarlberg): 

Sehr  geehrter Herr Präsident! Sehr geeh rte Frau 
Staatssekretärin !  Werte Damen und Herren !  Als 
Vorbemerkung zu den Ausführungen meines 
Vorredners, des Herrn Bundesrates Bösch ,  bezüg­
l ich  Privatisierung und Strompreiserhöhung der 
VKW möchte ich kurz erwähnen, daß es natür­
lich nicht angeht, daß in derselben Sitzung auf 
der einen Seite eine Strompreiserhöhung bean­
tragt wird und auf der anderen Seite zusätzliche 
Sonderzah lungen für Mitarbeiter beantragt wer-

den. Und das war mit ein Grund, warum auch der 
Herr Landeshauptmann gegen die Strompreiser­
höhung war. - Ich glaube, die Menschen in unse­
rem Land würden das auch nicht verstehen. 

Jetzt komme ich aber zum 2 .  Verstaatlichungs­
gesetz. Trotz eines anders lautenden Ministerial­
entwurfes wurde letztendlich das 2.  Verstaatl i­
chungsgesetz dahin gehend geändert, daß d ie 
Interessen versch iedener Länder - auch des Lan­
des Vorarlberg, dessen Vertreterin i ch  b in  - tei l ­
weise berücksichtigt wurden. So steht unter 
Punkt 1 1  zu Artikel 11, Z. 1 ,  §§ 1 1  und 1 2 :  

1 .  " Durch § 1 1  werden die im EWR-Abkom­
men, An hang IV, Anlage 1. Rubrik Österre ich, 
genannten Gese llschaften (transitierenden Ge­
sel lschaften) verpfl ichtet, den in der Verordnung 
des Bundesministers für wi rtschaftl iche Ange le­
genheiten festgelegten Best immungen zur Umset­
zung des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum und den Verpfl ichtungen auf­
grund der Elektrizitätstransitrichtl inien zu ent­
sprechen .  Die Konkretisierung der sich für eine 
transitierende Gesel lschaft ergebenden Verpfl ich­
tung erfo lgt durch Verordnung." - Und so wei­
ter .  

Wenn  man s ich das EWR-Abkommen bezie­
hungsweise den An hang IV, Energie. Verzeichnis 
nach Art ikel  24, Anlage 1 ,  durchl iest, dann ste l l t  
man fest, daß da steht: Österreichische Elektrizi­
tätswirtschafts AG. Ich habe mir aber von Juri­
sten folgendes sagen lassen:  Der Umstand, daß in 
diesem Gesetz d ie Verbund nicht erwähnt wurde 
beziehungsweise von "genannten Gesel lschaften" 
die Rede ist, bedeutet, daß auch andere Gesel l­
schaften in  diese Anlage aufgenommen werden 
können. Dies ist nur ein Te i l  des Länderwun­
sches, und doch ist dadurch d ie  Voraussetzu ng 
gegeben ,  daß in den EWR-Vertrag, wie vorhin er­
wähnt, Ländergesel lschaften, wie zum Beispiel 
d ie Vorarlberger Kraftwerke AG und auch die 
Vorar lberger I l lwerke AG, aufgenommen werden 
können. Nach meinen Informationen möchten 
dies auch die TIW AG in Tirol und jetzt auch die 
O KA in Oberösterreich.  

Diese Gesellschaften werden in den EWR-Ver­
trag aufgenommen, wenn sie die dafür erforderl i ­
chen Kriterien erfüllen. Nach Meinung unserer 
Juristen erfüllen diese Kriterien - ich kann jetzt 
nur von Vorarlberg sprechen - die VKW und die 
Vorarlberger I llwerke. Warum, wird mein Kolle­
ge Gantner erläutern, und ich erspare mir daher 
die Begründungen dafür. Um es zu erreichen, i n  
diese Anlage aufgenommen zu werden ,  ist eine 
österre ichische Erk lärung erforderlich, und zwar 
vom Wirtschaftsmin isterium.  Al lerdings kann 
eine solche Aufnahme erst nach Inkrafttreten des 
EWR-Vertrages erfolgen und muß außerdem i m  
Gemeinsamen Ausschuß des EWR behandelt und 
beschlossen werden. 
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Wie ich in Erfahrung bringen konnte. steht das 
Wirtschaftsministeri um diesem Wunsch positiv 
gegenüber, und Ministerialrat Dr. Zluwa hat bei 
den Verhandlungen zu diesem Gesetz im Septem­
ber in Tirol sowie am Dienstag im Ausschuß er­
k lärt, daß derzeit geprüft wird, ob die angeführ­
ten Gesel lsc haften die notwendigen Kriterien er­
füllen. Vielleicht kann uns Frau Staatssekretärin 
pr .  Fekter auc h  noch kurz sagen ,  b is wann diese 
Uberprüfung abgesch lossen sein wird. Ich werde 
dies in Evidenz halten und sehr genau überprü­
fen ,  wie sich diese flIr Vorarlberg wichtige Ange­
legenheit entwickelt - eine wichtige Angelegen­
heit n icht  nur für Vorarlberg, sondern auch für 
die anderen Bundesländer. 

D urch die Aufnahme in den Anhang IV, An­
lage 1 des EWR-Vertrages erwachsen den Strom­
gesellschaften natürlich auch Verpfl ichtungen. 
Allerdings wird, wenn die anderen Gesel lschaften 
aufgenommen werden, verhindert, daß die Ver­
bundgesel lschaft das Monopol für E le ktrizitäts­
transit bekommt. Erst dann, wenn  die diversen 
Landesstromgesel lschaften.  die dies wünschen, im 
EWR-Vertrag, Anlage 1 ,  wirkl ich aufscheinen,  
hat das Wirtschaftsmin isterium gezeigt, was För­
deralismus praktisch heißen kann .  

Auch  muß an dieser Stel le gefragt werden,  war­
um d ie anderen Landesstromgesel lschaften n icht 
schon von al lem Anfang an mit aufgenommen 
worden sind. Ich fordere daher das Wirtschafts­
min isterium nochmals auf, d ies möglichst bald 
positiv zu erledigen. 

Hätte ich nicht die Gewißheit, daß Min ister 
Schüssel ,  Frau Staatssek retärin Dr .  Fekter und 
das Ministerium vol l  h inter d iesem Anliegen ste­
hen, mü ßte ich heute im Interesse meines Bun­
deslandes gegen diesen Gesetzentwurf stimmen. 
- Da ich aber diese Gewißheit habe , stimme ich 
heute dafür, auch im Vertrauen darauf. Weiters 
ist d ies auch e in praktisches Beispiel dafür,  wie 
notwendig und wichtig die Mitarbeit der Länder­
vertrete�. hier im Bundesrat ist. - Dan ke. (Beifall 
bei der OVP. ) /3.37 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Wilhelm Gant­
ner. Ich erteile es ihm. 

/3.37 
Bundesrat Wi lhe lm Gantner (ÖVP, Vorarl­

berg) : Herr Präsident! Verehrte Frau Staatssekre­
tärin!  Hoher B undesrat ! Ich darf zuerst kurz auf 
die Ausführu ngen meines Vorredners Kollegen 
Bösch aus dem Ländle zu sprechen kommen. Ich 
glaube, man sol lte bei  der Bewertung von Aktien ,  
vor  a l lem be i  Aktien e ines EVUs,  wie sie zum 
Beispiel d ie  VKW darstel lt , nicht vom Börsenkurs 
oder vom E rtrag ausgehen , sondern man sollte 
vielmehr  den langfristigen Wertzuwachs und vor 
allem die Wertsicherung berücksichtigen und da-

bei den tatsäch lichen Ante i lswert natürl ich nicht 
unter den Tisch kehren .  

In  d iesem Zusammenhang darf ich berichten,  
daß die Zahl  derer, d ie neue Aktien erwerben 
wollen, bei weitem jene übersteigt, die diese ab­
sto ßen wollen.  Das ist flIr mich auch e in  k leines 
I ndiz dafür, daß diese Aktie geschätzt wird. 
Gleichwohl  wi l l  ich aber nicht verhehlen , daß mir 
der Anteil d ieser Privatisierung noch zuwenig ist. 

Wenn davon gesprochen wird , daß Landes­
hauptmann Purtscher den Strom preisantrag des­
halb zurückgezogen habe , um polit isches Klein­
ge ld daraus zu machen, dann muß ich schon dazu 
sagen, daß er damit eine ordnungsgemäße Dis­
k ussion dieses brisanten Themas ermögl icht hat 
- unter Einbeziehung verschiedener energiepoli­
tischer Aspekte und vor allem unter Berücksichti­
gung zusätzlicher E insparungspotentiale. 

Auf der e inen Sei te wird von meinem Kollegen 
Bundesrat Bösch kritisiert, daß unser Landes­
hauptmann d iesen Strompreisantrag zurückzie­
hen l ieß ,  auf der anderen Seite aber beklagt er 
sich darüber, daß es im Zuge der Privatisierung 
bei der VKW zu Strompreiserhöhungen käme. 
Also man sol lte sich einmal entscheiden, was man 
haben wi l l .  

Ich erlaube mir deshalb - im Gegensatz zu Ih­
nen,  Herr Kol lege, der  S ie  e ine für  mich überhol­
te zentral istische Haltung h ier an den Tag legen 
( ironische Heiterkeit bei der SPÖ) .  doch eher von 
einem förderaListischen Ansatz auszugehen. 

Die gegenständliche Änderung des 2.  Verstaat­
l ichungsgesetzes hat im wesentlichen den Transit 
von elektrischer Energie über Hochspannungs­
übertragungsnetze zum Gegenstand und be­
stimmt, daß die Richtlinien des Rates der Euro­
pä ischen Gemeinschaft k ünftig auch für den 
EWR und damit auch für Österreich zu gelten 
haben. 

Seit langem findet zwischen den großen Netzen 
Europas e in  reger Austausch an elektrischer 
E nergie statt. Ohne diese Transitleistung wäre 
e ine moderne Elektrizitätsversorgung nicht mehr 
denkbar. Dabei n immt nicht nur der Bedarf an 
e lektrischer Energie, sondern auch der Bedarf an 
weiterer Vernetzung ständig zu. Neben der unbe­
d ingt notwendigen Steigerung der damit erreich­
ten Versorgungssicherheit können damit auch die 
Kosten für elektrische Energie langfristig niedrig 
gehalten werden .  

Deshalb fördert d ie  EG auch ausdrücklich den 
Austausch und den Transit von Strom. Im Sinne 
der Richt l in ie ist aber jede Beförderung von elek­
trischer E nergie zu verstehen, die zwischen gro­
ßen Hochspannungsnetzen und den dafür zustän­
digen Gese llschaften mit S itz in einem Mitglied-
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staat durchgefü hrt wird. wenn das Erzeuger- be­
ziehungsweise E ndabnehmernetz innerhalb der 
Gemeinschaft l iegt und dabei mindestens eine in­
nergemeinschaftliche Grenze überschritten wird . 

Weiters heißt es. da ß Transitverträge zwischen 
den einzelnen Gesel lschaften .  die für die jewei l i ­
gen Elektrizitätsnetze verantwort l ich  sind, ausge­
handelt werden können - natü rlich nur unter 
Wahrung verschiedener Auflagen wie effiziente 
Auslastung, Angemessenheit, Vermeidung von 
Diskriminierung, Sicherung der Versorgung und 
Reservekapazitäten. Es ist veran kert, daß solche 
transitierenden Gesel lschaften in einer Liste im 
Anhang I aufgel istet werden müssen .  Dieses Ver­
ze ichnis kann wohl bei Bedarf von der Kommis­
sion nach Konsultierung des betreffenden Mit­
gl iedstaates unter best immten Auflagen ergänzt 
werden. ( Vizepräsideflt S l r u ( z e n  b e  r g e r  
übernimml den Vorsitz. )  

Meine Damen und Herren !  Die i n  Vorarlberg 
tätigen Gesel lschaften, Vorarlberger I l lwerke AG 
und Vorarlberger Kraftwerke AG , haben schon 
sehr früh mit Stroml ieferungen über die Staats­
grenzen hinweg begonnen. Bereits vor der Grün­
dung, ja vor dem Ersten Weltkrieg, hat die F irma 
Jenny und Schindler ihre Spinnerei in Wangen im 
Allgäu von Vorarlberg aus mit Strom versorgt. 
Die Stadt Lindau kon nte dann bald nach der 
Gründung der VKW ebenfa lls von Vorarlberg aus 
mit elektrischer Energie bel iefert werden. Mit der 
Gründung der Vorarlberger I I lwerke AG wurde 
schon 1 922,  später dann auch 1 926, mit Schwei­
zer und mit deutschen Vertragspartnern unter an­
derem ein Zweidrittel-Strombezugsrecht verein­
bart, und zwar b is zum Zeitpunkt des Heimfa l ls 
beziehungsweise Rückkaufs des Werkes durch 
das Land Vorarlberg. Damit war d ie  Vorarlberger 
I l Iwerke AG eine der ersten europäischen Gese l l ­
schaften ,  die einen Verbundbetrieb zwischen alpi­
ner Wasserkraft in Österreich und Braunkohle­
kraftwerke in Deutschland praktizierte. Bereits in 
den zwanziger Jahren wurde dafür die erste 
220 KV-Hochspannungsleitung Österreichs er­
richtet. 

Im 2. Verstaatl ichungsgesetz vom 1 0. Mai 1 947  
wurde ausdrückl ich erklärt, daß  diese Leitung bis 
zur deutschen Staatsgrenze mit dem dazugehö­
renden Umspannwerk an die Vorarlberger I llwer­
ke AG zu übertragen ist. Auch in der letzten Fas­
sung dieses Gesetzes, im Bundesgesetzblatt 
Nr. 32 1 vom 2.  Ju l i  1 987,  ist d iese Best immung 
ausdrücklich enthalten.  I m  § 5 d ieses Gesetzes ist 
die Vorarlberger I l lwerke AG ausdrückl ich von 
jeder Verpflichtung ausgenommen, in das Netz 
der Österreichischen Verbundgesel lschaft einzu­
speisen. 

Heute liefert d ie I l lwerke AG beispielsweise die 
gesamte Energie der Werksgruppe Obere 
I11/Lünersee an d ie Energieversorgu ng Schwa-

ben/Stuttgart . Die Deckung der Strombezugs­
rechte anderer Vertr�gspartner erfo lgt über das­
selbe Netz, und die UbergabestelLen l iegen zwi­
schen dem deutschen und österreichischen Regel­
bere ich .  Die Vorarlberger I l Iwerke AG wirkt 
darüber hinaus mit ihrer Lieferung von hochwer­
tiger Spitzenenergie an der Leistungsfrequenzre­
ge lung im deutschen Regelbereich mit. Sie ist mit 
diesem Regelbereich mit einer eigenen Hoch­
spannungslei tung verbunden und arbeitet damit 
im deutschen und nicht im österreichischen Re­
ge lbereich .  

Auch die VKW, die Vorarlberger Kraftwerke, 
betreiben eine e igene Netzkoppelung mit der be­
nachbarten Schweiz. D iese wurde i m  Jahre 1 988 
an die Verbundgesel lschaft übertragen bezie­
hungsweise verleiht, damit sie diese Netzkoppe­
l ung in den internationalen Verbundbetrieb ein­
bringen  kann. 

D ie VKW und in noch höherem Maße die Vor­
arlberger I llwerke AG betreiben mit Erfolg schon 
viele Jahrzehnte lang einen internationalen Ver­
bu ndbetrieb. Mit gutem Recht können diese Ge­
sellschaften deshalb als Pioniere des internationa­
len Verbundbetriebes bezeichnet werden. Die 
Menge, die von diesen exportiert werden. ist kei­
neswegs gering: Immerhin wird von diesen be iden 
genannten Gesel lschaften 1 7  Prozent des öster­
reichischen Stromexportes bestritten .  I Bundesrat 
D r 0 c h t e  r: Warum ? Können Sie uns das sa­
gen ?)  Ich sage Ihnen das gleich ,  weshalb wir so 
erfo lgreich sind: wei l  wir soviel Energie haben 
und schon früh gen ug mit Transitleistungen mit 
unseren Partnern . . .  (Bundesrat D r 0 c h I  e r: 
Mall muß die Eigentumsverhältnisse berücksichti­
gen.' Sie wissen. daß es jahrzehntelange Vereinba­
rungen gibt. die . . . . ') Das ist schon längst über­
holt. Sie kennen die neuen Entwick lungen,  und 
Sie wissen um die Diskussion des Heimfal lsrechts. 

Es sol l te unbedi ngt vermieden werden, daß nun 
diesen Unternehmen einseitige Hemmnisse gegen 
Vertragsbeziehungen, die schon mehr als ein hal­
bes Jahrhundert bestehen, in den Weg gelegt wer­
den. I n  einer diesbezüglichen Besprechung, die 
meine Kol legin Giesinger bereits erwähnt hat, 
wurde seitens des Bundesminister iums für wirt­
schaftl iche Angelegenheiten erk lärt, daß beide 
Vorarlberger Gesel lschaften, VIW und VKW, 
ebenso wie die in der ähnl ichen Lage befindl ichen 
TIW AG in die eingangs erwähnte Liste der transi­
t ierenden Gesel lschaften aufgenommen werden. 
Damit sol l  sichergestel lt werden ,  daß aus dem Ti­
tel " EWR-Anpassungsgesetz" von EWR- oder 
EG-Best immungen oder wegen e ines anzupassen­
den 2.  Verstaatlichungsgesetzes keine wie immer 
geartete D iskriminierung oder Benachte il igung 
gegenüber anderen, etwa der Österreich ischen 
E le ktrizitätsgesel lschaft AG und der Österreichi­
schen Verbundgesellschaft, erfolgen darf. 
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Hohes Haus! Es geht hier nicht um i rgendwel ­
che Sonderrechte, j edenfal ls nicht für TIWAG, 
VKW oder VIW, sondern um d ie Integrität ver­
traglicher Verhältnisse, d ie auf die Zeit  vor oder 
nach dem Ersten Weltkrieg zurückgehen und 
noch heute Grund lage der Vorarlberger und der 
Tiroler Elektrizi.tätswirtschaft sind. 

Aus diesem Grund vertrete ich die Auffassung, 
daß sowoh l  die Vorar lberger Kraftwerke AG. d ie 
Vorar lberger I l lwerke AG sowie die Tiroler Was­
serkraftwerke AG die im Artikel n Abs. 1 der 
Richtlinie des Rates vom 29. 1 0. 1 990 über den 
Transit von Elektrizität über gro ße Netze gefor­
derten Voraussetzungen erfül len .  

Ich  fordere daher d ie  Bundesreg ierung auf. kei­
nesfalls nur die Österreichische Elektrizitätswirt­
schafts AG, sondern gleichzeitig und gleichrangig 
auch alle von mir genannten Unternehmen in die 
Liste der Anlage I des Vertrages aufzunehmen. 
( Beifall bei der Ö V P. ) 12.48 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
tei le Frau Staatssekretärin Dr .  Fekter  das Wort. 

1:!. .48 

Staatssek retärin i m  Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Maria Fek­
ter: Werte Frau Bundesrätin  Giesinger !  Zu Ihrer 
F rage bezügl ich der Aufnah me in die Anlage I 
des vierten Anhanges des EWR-Vertrages, in we i­
cher derzeit ja nur die Verbundgesellschaft ge­
nannt ist: Für diese Aufnahme gibt es ganz be­
sti mmte Voraussetzu ngen .  Ich darf d iese nennen .  

a )  Die E lektrizitätsbeförderung erfolgt durch 
e ine Gesellschaft, die für e in großes Hochspan­
nungsnetz zuständig ist und am Verbu nd des eu­
ropäischen Hochspannungsnetzes bete i ligt ist. 

b) Erzeugungsnetz bezieh ungsweise Endab­
nahmenetz l iegen im Hoheitsgeb iet der Gemein­
schaft; in d iesem Fall  im EWR-Bereich. 

c) Bei der Beförderung wird mindestens eine 
innergemeinschaftl iche Grenze überschritten. 

Unserem Haus ist derzeit bekannt, daß d ie Vor­
arlberger Kraftwerke AG, die Vorarlberger I l I­
werke AG und die Tiroler Wasserkraftwerke AG 
Interesse haben, in diesen Anhang aufgenommen 
zu werden. Aus diesem Grund hat auch  unser 
Ressort Bereitschaft erklärt, d ie Voraussetzungen 
im E inzelfa l l  zu prüfen.  Wie aber von I h nen be­
reits erwähnt worden ist, kann eine Aufnahme in  
d ie  Anlage I des vierten Anhanges, der  vom Ge­
meinsamen EWR-Ausschuß beschlossen wird, 
erst nächstes Jahr, etwa im Früh l ing erfolgen. Wir 
hoffen, bis dahin die notwendigen Vorprüfungen 
abgeschlossen zu haben.  (Beifall bei der Ö VP.) 
/3.50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ein 
zweites Mal  zu Wort gemeldet hat s ich  Herr Bun­
desrat laud. Ich erte ile es ihm.  

/3.50 
Bu ndesrat Gottfried Jaud (ÖVP, Tirol ) :  Seh r 

geehrter Herr Präsident!  Meine sehr  geehrten Da­
men u nd Herren!  Herr Kol lege Böseh !  Zuerst 
möc hte ich mich für das Lob bezügl ich der Fri­
sche in meiner Rede bedanken. Ich darf deine 
Frage jetzt beantworten. 

Die durchgeführte Privatisierung in Vorarlberg 
kenne ich nicht und kann sie deshalb auch nicht 
beurte i len .  Aber entsprechend deinen Schi lde­
rungen dürfte es sich hier um eine 20prozentige 
Privatisierung handeln ,  die - das darf ich dazu 
sagen - sehr halbherzig ist. Meine Meinung dazu 
ist: Wenn man an Privatisierungen herangeht,  
dann muß man voll  h ineingehen. Es ist  auch nicht 
statthaft, d iesem 20-Prozent-Ante il womöglich 
die Schuld dafür zuzuschre iben,  daß die Pri vati­
sierung nicht e inwandfrei funktioniert hat, da die 
Verantwortung natürlich nach wie vor bei der 
Mehrheit, nämlich beim 80-Prozent-Anteil bleibt. 

Noch ein Wort zu den erwähnten Großnetzen.  
Seit  Maastricht weiß  man - bei uns ist  es schon 
länger bekannt - ,  daß Zentral ismus u nd Gigan­
tomanie von der Bevölkerung abgelehnt werden.  
Was den wirtschaftl ichen Bereich betrifft - den 
sprach ich in meiner Rede besonders an - ,  so 
wei ß  man schon seit Jahren , daß k leinere und 
überschaubare Strukturen bessere wirtschaft l iche 
Ergebnisse bringen.  

Lassen Sie mich zur Verdeutlichung, was ich 
unter Privatisierung verstehe, drei Beispiele brin­
gen: 

I n  meiner Gemeinde - das ist also ein kleiner 
Bereich - wird e ine Sauna betrieben. Ich habe 
dieses Beispiel schon einmal in diesem Hause ge­
bracht. Diese Sauna macht jährlich 800 000 S De­
fizit. In der Nachbargemeinde gibt es e ine Sauna, 
die in privaten Händen ist. Diese macht kein De­
fizit. 

Die Achensee-Bahn, vormals ein Anhängse l ei­
ner gro ßen Gesel lschaft, machte horrende Verlu­
ste. Ich habe mich damals im Gemeinderat, als 
man daran gehen wollte, die Achensee-Bahn auf­
zulösen, sehr  für ihre Beibehaltung eingesetzt. In  
meiner Euphorie über die möglichen Folgen der 
Privatisierung sagte ich im Gemeinderat, daß 
auch d ie Möglichkeit bestünde, daß diese Bahn 
einmal  einen Gewinn abwerfe, worauf mich fast 
der gesamte Gemeinderat - ich muß  sagen,  es 
war e in Gemeinderat mit hoher sozial istischer 
Mehrheit - ausgelacht hat. Und siehe da: Heute 
ist diese Achensee-Bahn im Besitz von zwei k lei­
nen Gemeinden und l iefert bereits positive Be­
triebsergebnisse. 
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Noch ein drittes Beispiel :  Die Jenbacher-Werke 
- ich muß Beispiele aus meinem Bereich brin­
gen, denn nur darüber weiß ich genau Bescheid 
- waren als Betrieb der Creditanstalt und damit 
als verstaatl ic hter Betrieb bis vor kurzem in  wirt­
schaftl ichen Schwierigkeiten. Dort arbeiteten in  
etwa 1 250 M itarbeiter. Dieser Betrieb wurde 
dann aktienrechtlich privatisiert. Was ist gesche­
hen? - Der private Besitzer ist wöchentlich in 
diesen Betrieb gegangen und hat gesagt, wo es 
langgeht. Allein das genügte bereits für einen 
Schwenk dieses Wirtschaftsbetriebes. In der Folge 
wurde dieser Betrieb - damit komme ich auf die 
Großeinheiten zu sprechen - geteilt in  zwei 
überschaubare Einhe iten mit je 500 Mitarbeiter. 
Heute läuft d ieses U nterneh men ausgezeichnet 
und vergrößert sich auch auf dem internationalen 
Markt. 

Das ist in  etwa meine Meinung bezügl ich Priva­
tisierung. - Ich danke I hnen. ( Beifall bei der 
Ö VP. J 13 .53 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Bitte , Herr 
Bundesrat Dr. Rockenschaub. 

13.53 
Bundesrat Dr .  Michael Rockenschaub (FPÖ, 

Oberösterreich) :  Herr Präsident!  Frau Staatsse­
kretär! Meine Damen und Herren!  Ich habe den 
Wortmeldungen aufmerksam zugehört, und ich 
frage mich ,  warum überhaupt noch jemand d ie­
sem Antrag zustimmen wird. Die Krit ik hat in 
einem Ausmaß überwogen ,  das wir Freiheitl iche 
gar nicht besser zusammengebracht hätten.  (Bei­
fall bei der FPÖ. - Bundesrat Ing. P e  n z: Die 
Frau Staatssekretär hat doch die Aufklärung gege­
ben!) 

D ie Zustimmung von ÖVP und SPÖ begründet 
sich auf reine Hoffnungssch immer ( Bundesrat 
lng. P e  n z: Nicht auf Hoffnungsschimmer, son­
dern auf Fakten.') . auf Spe ku lationen ,  auf Appelle, 
die vielleicht am Sankt-Nimmerle ins-Tag oder im 
Laufe der neunziger Jahre eintreten werden .  N ur 
unter diesem Titel stimmt man zu.  (Zwischenruf 
des Bundesrates J a u  d. ) 

Frau Staatssekretär in !  Ich möchte zurückkom­
men auf die Frage des Kollegen Bösch .  Es ent­
behrt vielleicht n icht e iner gewissen Heiterkeit,  
daß ein Fre iheitlicher einen Sozialdemokraten 
unterstützt, eine schwarze Staatssekretärin "anzu­
gehen" .  (Zwischenrufe bei der Ö VP, darunter: Wo 
sind wir denn?!) Aber ich glaube, F rau Staatsse­
kretär, Sie haben versucht, sich an der Frage des 
Herrn Kol legen Bösch vorbeizuschwindeln .  (Bun­
desrat Ing. P e  n z: Herr Kollege Bösch kann sich 
selbst zu Wort melden. er braucht Sie nicht.' War­
um wollen Sie ihm schaden? - Weitere Zwischen-

rufe bei der ÖVP. J Es war interessant. daß die 
Antwort daneben war. 

Herr Kollege Bösch hat ganz konkret gefragt -
das interessiert mich auch - ,  wie das Wirtschafts­
ministerium die strategische Zukunft der Landes­
gesel lschaften sieht. 

Frau Staatssekretär!  Sie haben auf den Energie­
bericht verwiesen. Dieser ist sehr umfangre ich 
und enthält viele interessante Dinge. Das ist keine 
Frage. Daß etwas über die strategische Zuku nft 
der Landesgesellschaften dr insteht, daran kann 
ich mich nicht erinnern. Mag sein, daß ich es ver­
gessen oder überlesen habe , aber dann korr igie­
ren Sie mich bitte . 

Es mündet letztl ich in die ganz konkrete Frage, 
die ich leidenschaftslos stelle: Ist im Ministerium 
österreichweit an eine Gesamtfusion gedacht, an  
e ine Gesamtfusion der bestehenden Versorger 
auf regionaler oder Landesebene, um - wie Kol­
lege Bösch gesagt hat - in der "Europaliga" mit­
spielen zu können? (Bundesrat Ing. P e  n z: Die 
Frage stellt sich gar nicht, weil sie gar nicht mög­
lich ist! - Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
K a u  f m a fl Tl.) 

Im Bundesrat kann doch eine Frage nicht 
gleich eine Unterstel lung sein !  Herr Kollege 
Kaufmann!  Das ist eine leidenschaftslos gestellte 
Frage! Das wird doch woh l  noch erlaubt sein, 
auch  einem Freiheitl ichen hier i n  diesem Haus! 
( Bundesrat Ing. P e  n z: Da kann man nur leiden­
schaftslos antworten, daß es nicht möglich ist, weil 
Sie keine Ahnung haben!) 

Ich frage, ob daran gedacht ist, d iese Überle­
gungen nachzuvol lziehen. Diese Frage kann ja 
mit einem einfachen Nein beantwortet werden.  -
Dann bin ich zufrieden .  wenn nicht daran gedacht 
ist. - Danke. (Beifall bei der FPÖ . ) 1 3.57 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet hat sich Frau Staatssekretärin Fekter . 
Ich erteile es ihr .  

13.57 
Staatssek retärin im Bundesmin ister ium für 

wirtschaftl iche Angelegenheiten Dr. Maria Fek­
ter: Bei der vorherigen Fragestel lung habe ich die 
Frage nach e iner Fusion al ler Landesgesel lschaf­
ten zu einer großen zentralistischen E inheit nicht 
herausgehört. Ich habe sie aber jetzt k l ipp u nd 
k lar aus I hrem M unde gehört. Ich habe immer 
geglaubt, daß dies ein föderal istisches I nstru ment 
unserer Gesetzgebung ist. Ich kann Ihnen aber 
versichern : Solange Minister Schüssel dem Ener­
gieressort vorsteht, wird es mit Sicherheit nicht zu 
e iner zentral istischen Ein igung kommen. Solange 
die Länder etwas betreffend ihre e igenen Gesell­
schaften zu sagen haben, kann ich mir das auch 
von Länderseite nicht vorste l len.  (Beifall bei der 
Ö VP.) Somit ist I h re Frage i m  Hinblick auf die 
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Strategie bezüglich der Ländergese l lschaften be­
antwortet. 

Eine andere Thematik - diese ist wahrschein­
lich inhaltsvo l ler als Ihre F ragestel lung nach e iner 
rechtl ichen Fusion - ist. wie die EG die Richtli­
nie bezüglich des Third-party-access regelt, denn 
das betrifft sehr wohl wiederum Verbund und 
Ländergesel lschaften gemeinsam . Da aber d ie EG 
selbst diesbezüglich noch keine klaren und kon­
kreten Ausformul ierungen auf den Tisch gelegt 
hat, ist es müßig, päpstl icher als der Papst Vorrei­
ter zu sein . (Beifall bei der Ö VP. J 13.58 

Vizepräsident Walter  Strutzenberger: Wünscht 
noch jemand das Wort? - Das ist nich t der Fal l .  

D ie  Debatte ist gesch lossen . 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Das ist auch n icht der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Der vorliegende Besch luß enthält Verfassungs­
bestimmungen , die nach  Artikel 44 Abs. 2 B-VG 
der Zustimmung des Bundesrates bei Anwesen­
heit von mindestens der Hälte der Bundesrät in­
nen und Bundesräte u nd mit einer Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stim­
men bedürfen.  

Ich stel le zunächst die für die Abstimmung er­
forderl iche Anwesenheit der Bundesrätinnen und 
Bundesräte fest. 

Ich b i tte nun jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, den Verfas­
sungsbest immungen i m  S inne des Artikel 44 
Abs. 2 B-VG die verfassungsmäß ige Zust immung 
zu erteilen , um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
die M e h r  h e i t. 

Der Antrag, den zItIerten Verfassungsbestim­
mungen im Sinne des Artikel 44 Abs. 2 B-VG die 
Zustimmung zu erteilen, ist somit a n  g e n  0 m -
m e n. 

Ausdrückl ich stel le ich die erforderliche 
Z w e i d r i t t e l  m e h r  h e i t im Sinne des Arti­
kel 44 Abs . 2 B-VG fest. 

Ich bitte ferner jene Bundesrätinnen und Bun­
desräte, die dem Antrag zustimmen, gegen den 
Besch luß des Nationalrates keinen E inspruch zu 
erheben ,  um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben,  ist 
somit a n  g e n 0 m m e  n. 

15. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. November 1992 betreffend ein Zweites Zu­
satzabkommen zum Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und dem Vereinigten Kö-

nigreich von Großbritannien und Nordirland 
über Soziale Sicherheit (722 und 808/NR sowie 
4372/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Waltel' Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 15 .  Pu nkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 1 3 . November 
1 992 betreffend ein Zweites Zusatzabkommen 
zum Abkommen zwischen der Republ ik Öster­
reich und dem Vereinigten Kön igreich von Groß­
britannien und Nordirland über Soziale Sicher­
heit. 

Berichterstatterin ist Frau B undesrätin Johan­
na Schicker. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin Johanna Schicker: Herr Prä­
sident! Frau  Staatssek retärin !  Werte Damen und 
Herren ! Aufgrund des EWR-Vertrages überneh­
men Österreich und die anderen EFTA-Staaten 
das Recht der E uropäischen Gemeinschaft im Be­
reich der Sozialen Sicherheit. Es gelten daher 
nach der Ratifizierung des EWR-Vertrages durch 
alle Vertragsparteien die EWG-Verordnungen 
140817 1 und 574172 sowie die e inschlägigen Urtei­
le des Europäischen Gerichtshofes. 

Im Art . 6 der erwähnten Verordnung 1 40817 1 
ist vorgesehen, daß die Verordnung im Rahmen 
ihres persönl ichen und sach lichen Geltungsberei­
ches an die Stelle jedes Abkommens über Soziale 
Sicherheit zwischen zwei oder mehreren M it­
gl iedstaaten tritt. 1m Rönfeldt-Erkenntnis hat der 
EuGH nunmehr entsch ieden, daß die Verord­
nung 1 40817 1  nicht an die Ste l le von Bestimmun­
gen von zwei- oder mehrseitigen Abkommen zwi­
schen den M itgliedstaaten treten kann, wenn d ie­
se für den Arbeitnehmer eine günstigere Lösung 
als die Verordnung vorsehen. da diese zwei- oder 
mehrseitigen Abkommen Bestandtei l  des jeweil i ­
gen Nationalrechts sind und im Bereich der Pen­
sionsversicherung der innerstaatl ich gebührende 
höhere Anspruch jedenfalls gewährleistet ist. 

Dieses Erkenntnis bedeutet, daß al le Fälle , die 
in den Anwendungsbereich der Verordnung 
1 40817 1 und eines zwei- oder mehrseitigen Ab­
kommens fallen, sowohl  nach den Bestimmungen 
der Verordnung als auch des betreffenden Ab­
kom mens zu prüfen und zu berechnen wären .  

Das gegenständliche Zweite Zusatzabkommen 
s ieht daher - einem brit ischen Vorschlag folgend 
- vor, das österreichisch-bri tische Abkommen 
über Soziale Sicherheit ab Inkrafttreten des 
EWR-Abkommens nicht mehr auf Personen an­
zuwenden, die von der EWG-Verordnung 
1 40817 1 erfaßt sind. 

Weiters sieht das gegenständl iche Zweite Zu­
satzabkommen eine Anpassung der die Pensions­
berechnung betreffenden Regelungen der Ver­
ordnung 1 40817 1 zur Sicherstel lung der Gewäh-
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rung der innerstaatlich gebührenden Pension für 
d ie weiter vom Abkommen erfaßten Fälle ( insbe­
sondere im Verhältnis zu Jersey, G uernsey und 
der Inse l Man) vor. 

Ferner enthält das gegenständl iche Zweite Zu­
satzabkommen eine formale Anpassung einzelner 
Abkommensbest immungen an die geänderte in­
nerstaat l iche und zwischenstaatl iche Rechtslage 
der beiden Vertragsstaaten .  

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen B undesgeset­
zen im S inne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur Uber­
prüfung des Vertragsinhaltes in die innerstaatl i­
che Rechtsordnung n icht erforderl ich. 

Der Sozialausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner  Sitzung vom 1 7. November 
1992 in Verhandlung genommen und mit Stim­
meneinhel l igkeit beschlossen ,  dem Hohen Hause 
zu empfeh len, keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der  So­
zialausschuß somit den A n  t r a g , der Bu ndes­
rat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1 992 betreffend Zweites Zusatzab­
kommen zum Abkommen zwischen der Republ ik  
Österreich und dem Vere inigten Königreich von 
Großbritannien und Nordir land über Soziale Si­
cherheit wird kein Einspruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht  jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fal l .  

Wi r  kommen zur  A b  s t i m  m u n g .  

I ch  bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vor l iegen­
den Besch luß des National rates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e  n. 

16. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geän­
dert wird (VAG-Novelle 1992) (694 und 788/NR 
sowie 4373/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 1 6. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 3 . November be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Versiche­
rungsaufsichtsgesetz geändert wird . 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Karl Wöl­
lert. Ich bi tte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Kar! Wöllert : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren !  Aufgrund des Ab­
sch lusses des EWR-Abkommens ist Österreich 
verpfl ichtet, das in diesem Abkommen entha lte­
ne, das private Versicherungswesen betreffende 
EG-Recht bis zum Inkrafttreten des EWR-Ab­
kommens - das ist frühestens mit I. Jänner 1 993 
- in innerstaatl iches Recht umzusetzen. Bestand­
teil des EWR-Vertrages ist das gesamte geltende 
EG-Recht auf dem Gebiet des privaten Versiche­
rungswesens mit ei n igen eher unbede utenden 
Ausnahmen. Zum größten Tei l  handelt es sich 
dabei nach innerstaatl ichen Kriterien um Versi­
cherungsaufsichtsrecht, dessen Umsetzung ihren 
N iedersch lag in umfangreichen Abänderungen 
und Ergänzungen des Versicherungsaufsichtsge­
setzes fi ndet. Das in diesem Zusammenhang 
maßgebende EG-Recht ist in die Rechtsform von 
Richtl in ien gekleidet. 

Der Finanza usschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung am 1 7 . November 1 992 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
sc hlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis se iner Beratungen stellt der F i ­
nanzausschuß somit den A n  t r a g, der Bundes­
rat wolle besch l ießen: 

Gegen den Besch luß des National rates vom 
1 3. November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geän­
dert wird, wird kein Einspruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein.  

Ich erteile Herr n Bundesrat Jaud das Wort. 

1-1./)6 
Bundesrat Gottfried Jaud (ÖVP,  Tirol) : Sehr 

geehrter Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Mei­
ne sehr vereh rten Damen und Herren! Bei der 
heute zu besch l ießenden Versicherungsaufsichts­
gesetz-Novel le habe ich mir die Frage gestel lt, ob 
dieses Gesetz Vorteile für den Konsumenten be­
ziehungsweise für denjenigen, der e ine Versiche­
rung abschl ießt,  bringt. 

Als Folge unseres EWR-Vertragsabsch lusses ist 
auch das Versicherungsaufsichtsgesetz zu ändern. 
Wir haben schon viele EWR-Anpassungsgesetze 
besch lossen und werden in Zukunft noch viele zu 
beschließen haben. Dies sind alles bereits Geset­
zesänderungen ,  die Österreich auf den EG-Bei­
tritt vorbereiten .  Man könnte sagen :  ein sanfter 
EG-Beitritt. 

Aber eines zeigt sich jetzt schon sehr deutl ich, 
und das wird sich nach meiner Auffassung in Zu-
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kunft noch deutlicher zeigen :  Wir passen unsere 
Gesetze an die geltenden Vorschriften innerhalb 
der EG an.  ohne auf das Zustandekommen dieser 
EG-Gesetze auch n!!r  den geringsten Einflu ß  zu 
haben. Der Beitritt Osterreichs zur EG ist meiner 
Auffassung nach eine zwingende Voraussetzung 
für unsere Gesetzesänderungen. zu  denen uns das 
EWR-Ab kommen ja verpflichtet. Würden wir 
nämlich der EG n i  c h t beitreten.  müßten wir 
auch in Zuku nft immer wieder unsere Gesetze 
der EG anpassen - ohne aber auf das Zustande­
kommen d ieser EG-Gesetze E infl u ß  nehmen zu 
können. 

Bei der gegenständl ichen Gesetzesänderung 
wird - grob gesproc hen - den Versicherungen 
des EWR-Raumes die Möglichkeit eingeräumt, 
F i l ialen zu  gründen und auch in  bestimmten Fäl­
len direkt Versicherungen abzuschließen. Diese 
Möglichkeiten ge lten natürl ich im Gegenzug 
auch für alle österreichischen Versicherungen, 
die in al len EWR-Ländern entsprechende wirt­
schaftl iche Aktivitäten entwickeln können .  

Meine e ingangs erwähnte Frage, ob dem Versi­
cherungsnehmer aus dieser Gesetzesänderung 
Vortei le erwachsen, möchte ich so beantworten :  
E i nerseits besteht die Möglichkeit, daß durch e i­
nen verschärften Konkurrenzkampf gewisse Ver­
sicherungen günstiger angeboten werden. Wir 
a l le wissen aber, daß gerade bei Versicherungsab­
sch lüssen d ie Bedingungen, das sogenannte Klein­
gedruckte, eine große Rolle spielen .  Deshalb wird 
es auf der anderen Seite für den Konsumenten 
wieder seh r  schwierig sein, aus der Fülle von An­
geboten das für ihn günstigste herauszufinden. 

Grundsätz l ich kann aber meiner Auffassung 
nach gesagt werden,  daß e in größerer freier 
Markt fast im mer das Angebot erhöht und somit 
e her Vortei le für den Konsumenten zu erwarten 
sind. - Ich danke Ihnen.  (Beifall bei der ÖVP. ) 
1 4JJ9 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Rednerin: Frau Bundesrätin Hies. Ich erteile ihr 
das Wort. 

14.09 
Bundesrätin Christine Hies (SPÖ, Wien):  Herr 

Präsident! Meine Damen und Herren des Bundes­
rates! Der Abschluß des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsrau m  erfordert die 
Übernahme der in d iesem Abkommen enthalte­
nen EG-Richtl in ien,  d ie das Versicherungsauf­
sichtsrecht betreffen .  Daher muß unser bisher 
geltendes Versicherungsaufsichtsgesetz e iner No­
vel l ierung unterzogen werden .  

Ziel d ieser Maßnahme ist d ie Herste l l ung der 
Übereinst immung der österreich ischen Rechts­
ordnung mit  dem nach dem E WR-Abkommen 
maßgebenden EG-Recht auf dem Gebiete der 

Versicherungsaufsicht. Somit wäre dann auf die­
sem Sektor, wie schon bei anderen Bereichen. das 
EG-Recht umgesetzt. 

Wenn wir es nicht ohnehin schon wü ßten, wür­
den uns die Novel l ierungen dieses Versicherungs­
aufsichtsgesetzes deutl ich machen, welch um­
fangreiche An passung bei vie len unserer Gesetze 
an die EG-Rechtsnormen vorgenommen wurden 
und noch vorgenommen werden müssen. 

Selbst i n  die beste hende Verfassung greifen d ie­
se Ängerungen ein, beziehungsweise erfordern 
d iese Anderungen, wie das Beispiel des § 1 1 8a ,  
Abs. 3 zeigt. d ie Erhebung gewisser Best immun­
gen in den Verfassungsrang. 

Es geht hier darum, daß die Übermittlung und 
die Überlassung von Daten i�. Zusammenhang 
mit Auskünften und mit der Ubermitt lung von 
Unterlagen keiner  Genehmigung durch die Da­
tenschutz-Kommission bedürfen.  

Bei Kriterien des Datenschutzes gi l t  es, Vor­
und Nachteile besonders sorgfältig abzuwägen .  
Im Gegensatz zu Oppositionsaussagen im Natio­
nalrat bin ich jedoch der Meinung, daß die Vor­
teile überwiegen.  Vortei l  1 ist, daß e ine Verwal­
tungsvereinfachung im Dienstleistungsverkehr 
eintritt. Vortei l  2 ist, daß es sehr  woh l  dazu kom­
men kann, daß Zweigstellen von europä ischen 
Versicherungsunternehmen in  Österreich Anbote 
an bestimmte Versicherungsnehmergruppen bes­
ser stel len könnten. Solche möglicherweise ge­
stellten Anbote kann man jedoch nicht von vorn­
herein als unseriös oder a ls Lockangebote be­
zeichnen . Vielmehr erwarte ich mir einen verbes­
serten Wettbewerb zugunsten ser iöser 
Versicherungsunternehmen . Potentiel l  unser iö­
sen Versicherungsnehmern, bei denen Daten vor­
l iegen, die sie berechtigterweise von einem Versi­
cherungsvertrag ausschl ießen würden - etwa je­
mand , der schon vorgemerkt ist, wei l  er unseriös 
ist oder sich etwas zuschu lden hat kom men lassen 
- ,  haben wir h ier  - das ist meine feste Überzeu­
gung - nicht das Wort zu reden.  Das Daten­
schutzgesetz . ist dazu da, d ie Bürgerinnen und 
Bürger vor e inem Mißbrauch ihrer persönl ichen 
Daten zu schützen,  es  wurde aber n icht  dazu ge­
schaffen ,  um sich zum Beispiel hinter d iesem Ge­
setz zu verstecken und sich ungerechtfertigte 
Vorteile zu verschaffen. 

Ich finde, es wird hier nicht - wie Herr Abge­
ordneter Mag. Schreiner von der FPÖ im Natio­
nalrat ausführte - ein Tor aufgesto ßen, um das 
Datenschutzgesetz in seiner Gesamtheit zu ver­
wässern, sondern überal l  dort, wo es d urch den 
Fortsch ritt sinnvol l  erscheint,  gewisse Passagen 
des Datenschutzgesetzes zu lockern, sol lten wir 
dies in  Hinkunft auch tun. Der nunmehrige 
§ 1 1 8a,  Abs. 3 scheint m i r  eine solche erforderl i­
che Lockerung zu sein. 
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Meine Damen und Herren !  Bei der Novel lie­
rung dieses Versicherungsaufsichtsgesetzes wurde 
eine gewaltige Arbeit im Sinne der Anpassung an 
EG-Richtl inien geleistet. 4 1  Paragraphen der der­
zeit ge ltenden Fassung wurden Abänderungen 
unterzogen,  1 8  Paragraphen mu ßten hinzuge­
führt werden,  und 9 Paragraphen der ge ltenden 
Fassung kamen zum Wegfal l .  

Meine Damen und Herren!  Wir von der sozial­
demokratischen Fraktion werden dieser Novelle 
zustimmen. - Ich danke. (Allgemeiner Beifall. ) 
J.J.13 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bu ndesrat Hrubesch. Ich ertei le 
ihm das Wort. 

14 . 13  
Bundesrat Christian Hrubesch (FPÖ, Nieder­

österreich) :  Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren !  Durch den Abschluß des 
EWR-Abkommens ist Österreich verpflichtet, 
EG-Richtl i nien aus dem Versicherungsbereich in 
geltendes österreichisches Recht umzusetzen. Da­
mit ergibt sich ein nicht unerheblicher Ände­
rungsbedarf im österreich ischen Versicherungs­
vertragsgesetz, Versicherungsaufsichtsgesetz so­
wie Versicherungssteuergesetz. So wird zum Bei­
spiel die Versicherungsfluchtsteuer, die derzeit 
bei Lebensversicherungen 1 5  Prozent ausmacht, 
wegfallen. Bisher wurde be i Lebensversicherun­
gen die fünffache Steuer berechnet und abge­
führt. 

Die neueste Entwick lung in der EG durch die 
Dritte Lebensversicherungs-Richtl inie wird zu ei­
ner Milderung des Gebotes der Spartentrennung 
führen. Hier wurden auch entsprechende Abän­
derungsanträge eingebracht und angenommen. 
Hauptziel d ieser Richt l in ie ist die Vollendung des 
Binnenmarktes unter dem Gesichtspunkt der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstlei­
stungsverkehrs. 

In weiterer Folge kommt es zu  einem Ende der 
materiellen Versicherungsaufsichtspflicht,  das 
heißt, die Versicherungsaufsichtsbehörde be­
schränkt sich nur mehr auf d ie Sicherung der In­
solvenz der Versicherungsunternehmen, in  Hin­
kunft wird sie n icht mehr den Inhalt der Versi ­
cherungsbedi ngungen regeln .  

D urch die  mit der Dritten Schadens-Richtl inie 
erzielte Abschaffung der präventiven Bedin­
gungs- und Tarifkontrolle wird es in Zukunft 
nicht mehr möglich sein,  eine vorherige Geneh­
migung oder Vorlage der Versicherungsmateria­
lien zu verlangen.  

Die Niederlassungsfrei heit g ibt  einem Unter­
nehmen, welches Sitz i n  e ine m EG-Staat hat, das 
Recht, sich in anderen M itgliedstaaten n iederzu­
lassen.  Der fre ie Dienstleistungsverkehr bedeutet 

d ie Freiheit, ohne N iederlassungszwang in einem 
anderen EG-Staat tätig zu sein .  

Die Tätigkeit im freien D ienstleistungsverkehr 
kann auf zWei Arten erfolgen:  

Erstens: Der Versicherer begibt sich zwecks 
Vertragsabschlusses zum Versicherungsnehmer. 

Zweitens: Der Versicherungsnehmer begibt 
sich zum Versicherer.  

Trotz dieser Niederlassungs- und Dienstlei­
stungsfreiheit gibt es für den Konsumenten Be­
schränk ungen, und zwar für den sogenan nten 
k leinen Mann. Nehmen wi r den § 1 5 ,  Abs. 2 her, 
der besagt - ich zitiere - :  

"Der  Versicherungsnehmer gi lt i m  Sinne des 
Abs. I Z. I als In itiator, wenn  

1 .  d i e  Vertragserk lärungen von beiden Parteien 
im Staat der Niederlassung des Versicherungsu n­
ternehmens oder vom Versicherungsunterneh­
men im Staat seiner N ieder lassung und vom Ver­
sicherungsnehmer im Inland abgegeben werden 
und 

2.  der Vertrag vom Versicherungsunternehmen 
weder durch einen Versicherungsvermittler oder 
e ine beauftragte Person noch mittels einer per­
sönl ichen an den Versicherungsneh mer gerichte­
ten Werbung im Inland angebahnt wird ."  

Das he ißt  also , meine sehr geehrten Damen 
und Herren, sollte sich jemand für eine von der 
Prämienseite her gesehen wesentl ich günstigere 
ausländische Versicherung interessieren und eine 
solche absch ließen wollen, muß sich der Interes­
sent direkt mit dem a usländischen Versicherer in 
Verbindung setzen .  Daß das in der Praxis nicht 
funktionieren kann,  liegt auf der Hand. N iemand 
wird ohne fachl iche Beratung mit e iner ausländi­
schen Versicherung einen Vertrag auszuhandeln 
versuchen. Da müßte also e hebaldigst eine Kor­
rektur erfolgen. Im EG-Raum ist man dem schon 
zuvorgekommen, und dieses Problem wurde 
durch die Dritte Lebensversicherungs-Richtl inie 
korrigiert. - Ich nehme an, wir werden das näch­
stes Jahr auch hier in Österreich korrigieren. 

In weiterer Folge kommt es zu einem verstärk­
ten Preis- und Qualitätswettbewerb, welcher für 
den Versicherungsnehmer nur von Vortei l  ist. 
D ie Produ ktvielfalt wird jedenfal ls zunehmen. 

Meine Damen und Herren !  Die Auswirkungen 
auf die Versicherungswirtschaft bei einem Beitritt 
zur EG beziehungsweise durch Inkrafttreten des 
EWR sind zum Tei l  gravierend. Es wird interes­
sant sein ,  zu beobachten, wie d ie e inzelnen EG­
beziehungsweise EFT A-Staaten diese Richtlinien 
umsetzen werden. (Bundesrat D r 0 C h t e  r: Hart! 
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Damit die KonsumelUen einen Vorteil haben wut 
das Kleingedruckle größer wird.') Richtig. 

Bei der U msetzung der Richt l in ien wird man 
wohl auf den Schutz der Versicherungsnehmer. 
aber auch auf die Nichtd iskriminierung inländi­
scher Versicherer zu achten haben .  Mit d ieser 
VAG- Novel le 1 992 wurde ein wei terer Schritt zur 
Liberalisierung der D ienstleistungsfre iheit  ge­
setzt. Wir,  die Freiheitlichen,  werden dieser Vor­
lage unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 14.1 7 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort'? - Es ist d ies n icht 
der Fall .  

D ie Debatte ist geschlossen.  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schl u ß­
wort gewünscht'? - Dies ist auch nicht der Fa l l .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g .  

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handezeichen .  - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n.  

17. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Zeichnung von zusätzlichen Kapitalan­
teilen bei der Internationalen Finanzcorporation 
(lFC) (695 und 789/NR sowie 4374/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 7. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz über die Zeichnung von zusätzli­
chen Kapitalantei len bei der Internationalen Fi­
nanzcorporation ( IFC).  

D ie Berichterstattung hat Herr B undesrat Diet­
mar Wedenig übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dietmar Wedenig: Herr Präsi­
dent! Hoher Bundesrat! Die im Jahre 1 956 ge­
gründete Internationale F inanzcorporation,  e ine 
Weltbanktochter, hat die Förderung der wirt­
schaftl ichen Entwicklung in ihren Mitgli edslän­
dern zur Aufgabe, insbesondere in den in E nt­
wicklung stehenden, und zwar nicht durch Kre­
ditgewährung an Regierungen, sondern durch  Be­
tei l igung und Kreditgewährun an Unternehmen 
des privaten Sektors, wobei keine Regierungsga­
rantien verlangt werden . D ie IFC fördert mit ei­
genen Mitteln u nd d ient als Katalysator für M ittel 
Dritter .  Im F iskaljahr hat die IFC 1 ,5 Mi l l iarden 

US-Do llar an Finanzierungen aus eigenen Mit­
teln  für 1 52 Projekte übernommen. 

Durch den gegenständlichen Ge.�etzesbesch luß  
verpflichtet- sich die Republik Osterreich zur 
Zah lung eines Betrages von 8,583 Mil l ionen US­
Dollar. D ieser Betrag sol l  zur Gänze bar, und 
zwar voraussichtl ich  in fünf gleichen Jahresraten,  
beginnend mit  1 993, geleistet werden. 

Der F inanzausschuß hat d ie gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7 . November 
1992 in Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen,  dem Hohen Hause zu em pfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste l lt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g , der Bundesrat 
wol le besch ließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Zeichnung von zusätzl ichen Kapitalan­
teilen bei der I nternationalen F inanzcorporation 
( IFe) wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter  Strutzenberger: Es l iegen 
keine Wortmeldungen vor. Ich ste lle jedoch den­
noch die Frage, ob jemand das Wort wünscht.  -
Das ist n icht der Fall .  

Wir kommen daher zu r  A b  s t i m  m LI n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e  n e i n  h e l l  i g k e i t .  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rungsgesetz geändert wird (KHVG-Novel­
le 1992) (704 und 790/NR sowie 437S/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 8. P unkt der Tagesordnung: 
Besch luß des National rates vom 1 3 .  November 
1 992 betreffend ein B undesgesetz, m it dem das 
Kraftfahrzeug-Haftfl ichtversicherungsgesetz ge­
ändert wird ( KHVG-Nove l le 1 992) .  

Berichterstatter ist  Herr Bundesrat Josef Rau­
c henberger. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Josef Rauchenberger: Herr 
Präsident! Hoher Bundesrat! Aufgrund des Ab­
schlusses des EWR-Abkommens ist Österreich 
verpflichtet, das in diesem Abkommen enthalte­
ne, das private Versicherungswesen betreffende 
EG-Recht bis zum Inkrafttreten des EWR-Ab-
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kommens, das ist frühestens mit I .  Jänner 1 993, 
in innerstaatl iches Recht umzusetzen.  

Bestandteil des EWR-Abkommens ist, von un­
bedeutenden Ausnahmen abgesehen, das gesamte 
geltende EG-Recht auf dem Gebiete des privaten 
Versicherungswesens. Zum Teil berührt das EG­
Recht elie im Kraftfahrzeug-Haftpflichtver­
sicherungsgesetz 1 98 7  geregelten Gegenstänele 
und erfordert daher eine Anpassung dieses Bun­
desgesetzes. 

Der hauptsächl iche Anpassungsbedarf des gel­
tenden K HVG l iegt in  den Liberal isierungs- und 
Deregul ierungsmaßnahmen des al lgemeinen EG­
Versicherungsrechts. 

Ferner muß aufgrund eies EG-Versicherungs­
rechts die bestehende verordnungsmäßige Fest­
setzung der al lgemeinen Versicherungsbedingun­
gen entfa l len.  Diese kann aufgrund eier geltenden 
Richtl in ien durch e ine Genehmigungspfl icht er­
setzt werden. Die Genehmigungspflicht der Ver­
sicherungsbed ingungen auch für Groß risiken 
wird in Hinkunft d ie Kraftfahrzeug-Haftpfl icht­

versicherung vor allem von anderen Zweigen der 
N icht-Lebensversicherung unterscheiden.  

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in sei ner Sitzung vom 1 7 . November 
1 992 in Verhandlung genommen und einstimmig 
besch losssen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g , der Bu ndesrat 
wolle beschl ießen :  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 3. November 1 992 betreffend e in Bundesgesetz, 
mit dem das Kraftfahrzeug-Haftpflichtver­
sicherungsgesetz geändert wird ( KHVG-Novel­
le 1 992) ,  wird kein Einspruch erhoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Ich e rtei le Herrn Bundesrat Kampichler das 
Wort . 

/4.25 
Bundesrat Franz KampichIer (ÖVP, Nieder­

österreich):  Sehr  geehrter Herr Präsident! Meine 
geschätzten Damen und Herren! Wie von der Be­
richterstattu ng bereits ausführl ich dargelegt wur­
de, steht die vorliegende Kraftfah rzeug-Haft­
pfl ichtversicherungsgesetz-Novelle in direktem 
Zusammenhang mit dem EWR-Abkommen. Der 
Beitritt zum E WR erfordert derze it unsere beson­
dere Aufmerksa mkeit, unser besonderes I ntresse. 
Dieser Europäisc he Wirtschaftsraum wird künf­
t ig unser  Leben seh r  wesentlich beeinflussen .  
60 Prozent der  gesamten Materie e ines EG-Bei­
trittes werden mit d iesem EWR-Vertrag geregelt. 

Wir haben damit mehr als einen Fuß in der Tür 
des gro ßen vereinigten europä ischen Raumes. 

Die brennende Frage, meine sehr geehrten Da­
men und Herren , die sich für a l le Betroffenen 
stellt - in d iesem Fall sind es sehr  viele Betroffe­
ne. wenn wir uns den hohen Sättigungsgrad, was 
Kraftfahrzeuge anlangt, die hohe Kfz-Dichte in  
Österreich vor  Augen führen -,  ist natürlich die :  
Was wird s ich für den e inzelnen Versicherungs­
neh mer ändern? Wird es besser - oder wird es 
sch lechter? Bei etwas ge nauerer Betrachtung 
zeigt sich. daß es - so wie in  vielen anderen 
EWR-Bereichen - durch  die stärkere Konkur­
renzierung zu einem verstärkten Wettbewerb 
kommen wird. Dadurch ergeben sich automa­
tisch,  wie in vielen anderen Fä l len,  Vorte i le für 
die Konsumenten.  

Die EWR-Anpassung wird jedenfal ls mehr 
Mögl ichkeiten und mehr Flexibi l ität bringen, 
auch im Bereich eier Kfz- Haftpfl ichtver­
sicherungen .  Nur: Der Konsument wird natür l ich  
gut beraten sein,  sich d ie  Angebote künftig ge­
nauer anzusehen. Es wird etwas komplizierter 
werden, den Bestbieter zu ermitte ln .  Der vorder­
gründig auf den ersten Bl ick als Bi l l igstbieter er­
scheinende muß  nicht u nbedingt wirkl ich auch 
das güngstigste Angebot haben .  

Ein Versicherungswechsel wird mit Inkrafttre­
ten dieser Novel le leichter sein.  So wird zum Bei­
spiel bereits bei einer Prämienerhöhung der Ver­
sicherungsnehmer die Möglichkeit, ja sogar das 
Recht haben, die Versicherung zu kündigen. 

Weiters wird es zu e iner U mste l l ung von der­
zeitigen Fixtar ifen auf Höchsttarife kommen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Auch 
diese Änderung kann ohne weiteres als Verbesse­
rung für den Konsumenten gesehen werden. Die 
derzeit gültigen Fixtarife bringen infolge eines oft 
undurchschaubaren Rabattsystems nicht den ge­
wünschten Effekt , den wir uns a l le davon erwar­
ten würden.  Durch die gep lanten Höchsttarife im 
Versicherungsbereich ist der Versicherungsneh­
mer auch in Zukunft vor überhöhten Prämien ge­
schützt. Diese Höchsttarife bieten aber die Mög­
l ichkeit, daß mehr Flexibi l ität bei der Tarifgestal­
tung eingeräumt wird und daß diese Tarifgestal­
tung auch elurchschaubarer und transparenter 
wird .  

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  All  
d iese U mstände bewirken, daß aufgrund des ver­
schärften Wettbewerbs die Versicherungen be­
stimmt bi l l iger werden.  Europäische Versiche­
rungsgesellschaften haben nun die Chance, ver­
stärkt auf dem österreich ischen Markt aufzutre­
ten ,  und damit werden sie selbstverständl ich  für 
eine Belebu ng des Marktes sorgen .  U mgekehrt 
haben aber auch die österreichischen Versiche­
rungsgesel lschaften den großen europäischen 
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Markt künftig zur Verfügung. Sie können unge­
h indert in diesem neuen gesch lossenen Wirt­
schaftsgefüge agieren und werden ihre Chancen 
selbstverständlich auch wahrnehmen. 

Da ich vom Leistungsvermögen unserer heimi­
sc hen Versicheru ngsgesel lschaften überzeugt b in .  
meine ich ,  s ie  werde n  diese neuen Möglichkeiten 
bestimmt zur Gänze ausschöpfen und dadurch  
kräftig expandieren können. 

Generel l  ist zu erwarten,  daß der Versiche­
rungsmarkt durch den Eintritt in den EWR, wie 
schon gesagt, in Bewegu ng geraten wird . Der Ver­
sicherungsnehmer wi rd die Vortei le dann optimal 
ausschöpfen kön nen, wenn er angebotene Verträ­
ge genau prüft. 

Ich möchte an diesere Ste lle deshalb ganz be­
sonders an d ie Versicherungsgese llschaften appel­
l ie ren, es dem Konsumenten nicht zu schwer zu 
machen. Ganz im Gegentei l :  Ich würde mir er­
warten, daß man es dem Konsumenten durch 
gute und seriöse Beratung sehr ,  seh r  leicht macht. 
Ich möchte auch daran appel l ieren, daß in den 
Versicherungsverträgen mögl ichst wenig Kleinge­
drucktes beinhaltet ist, dam it der Versicherungs­
nehmer sehr  rasch und sehr unkompliziert den 
Bestbieter , das beste Angebot, herausfinden kann .  

D er  Bereich der Versicherungen - das ist auch 
von einem Vorredner bereits zu e inem anderen 
Thema angeführt worden - wird also Verbesse­
rungen bringen, wenn wir in den Europäischen 
W irtschaftsraum eintreten. Wir werden viele Vor­
teile, viele zusätzliche Vortei le daraus haben. Aus 
diesem Grund stimmt meine Fraktion natürlich 
sehr, sehr gerne diesem Gesetzesbesch luß  zu.  
(A llgemeiner Beifall. ) 14.31 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Prähauser .  - Bitte , Herr 
B undesrat. 

/4.3/ 
Bundesrat Stefan Prähauser (SPÖ, Salzburg) : 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Geschätzte 
Damen und Herren!  Kollege Kampichler hat hie r  
e igentlich schon sehr präzise erklärt, worum es 
bei dieser Gesetzesnovelle geht. Ich darf Sie also 
mit meiner geplanten Ein leitung verschonen, 
aber trotzdem ein ige Punkte aufgreifen. 

Der hauptsächl iche Anpassungsbedarf geht 
nicht von den spezifischen Richtl in ien für die 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung aus.  Diese 
Richtlinien bestimmen, soweit sie im gegebenen 
Zusammen hang von Bedeutung sind, im wesent­
l ichen den zur Erfül lung der Versicherungspficht 
notwend igen Mindeststandard des Versicherungs­
schutzes. D ieser Mindeststandard ist in Öster­
reich - abgesehen von ganz geringfügigen Aus­
nahmen - seit langem verwirk l icht. 

Der hauptsäch l iche Anpassungsbedarf liegt in 
den Liberalisierungs- und Deregul ierungsmaß­
nahmen des al lgemeinen EG-Versiche rungsrech­
tes. Entscheidend ist i n  diesem Zusammen hang, 
daß nach der Richtl inie 90 der EG die unter 
Richtl inie 88 der EG in der Nicht-Lebensversi­
cherung allgemein eingefü hrte Dienstleistungs­
freiheit auch für die Kraftfah rzeug-Haftpfl icht­
versicherung gilt . Dabei s ind die Sonderregelun­
gen zu beachten,  die schon die Richtl in ie 88 für 
die Pfl ic htversicherung vorsieht, und die flankie­
renden Maßnahmen umzusetzen, die nach der 
Richtl inie 90 zur Anwendung der D ienstlei­
stungsfreiheit auf die Kraftfah rzeug-Haftpfl icht­
versicherung erforderl ich sind. 

Einen ganz wesentlichen system verändernden 
Schritt, den eine Reihe von EWR-Vertragsstaaten 
erst mit der Anpassung an das EG-Recht vo l lzo­
gen haben,  hat d ie österreich ische Rechtsordnung 
bereits vorweggenommen, nämlich den Wegfa ll 
der behördlichen Einflußnahme auf die Prämien­
festsetzung. D iese Prämienfreigabe ist bereits 
durch das KHVG 1 987  erfo lgt. 

Was d ie gesetzl ichen Rahmenbedingungen für 
Tarife anlangt, so geht der Entwurf davon aus, 
daß nach Artikel 8 Abs. 2 der Richtl in ie al le Vor­
schr iften zulässig sind, die der Eigenart der Kraft­
fahrzeug-Haftpfl ichtversicherung Rechnung tra­
gen. Diese Regelungen dürfen nur nicht den 
Wettbewerb verzerren oder den Marktzugang für 
Versicherungsu nternehmen mit Sitz in den 
EWR-Vertragsstaaten beschränken oder erschwe­
ren. 

Es kann bis auf weiteres davon ausgegangen 
werden ,  daß die im KHVG enthaltenen gesetzli­
chen Rahme nbedingungen für die Tarife d iesen 
Kriterien im wesentl ichen entsprechen .  - Jeden­
falls, meine Damen und Herren, gibt es derzeit 
keine gegentei l ige Entscheidung oder Empfeh­
lung eines Organs der EG. 

Artikel 8 der Richtl inie verlangt kei ne U nter­
scheidu ng zwischen Großrisken im Sinne des Ar­
tikels 5 dieser Richtl inie u nd anderen Risken .  
Dies gilt sowohl  für  gesetzliche Rahmenbedin­
gungen, die sich auf Artikel  8 stützen könnten, 
als auch für die Genehmigung der a llgemeinen 
Versicherungsbedi ngungen.  D ie Genehmigungs­
pflicht der Versicherungsbedingunge n  auch für 
Großrisken wird in Hinkunft die Kraftfahrzeug­
Haftpflichtversicherung vor al lem von anderen 
Zweigen der Nicht-Lebensversicherung u nter­
sche iden .  

Besonders zweife lhaft ist, o b  die Verbindlich­
keit des Tarifs als F ixtarif wegen der E igenart der 
Kraftfahrzeug-Haftpfl ichtversicherung unbedingt 
erforderlich ist. D iese Fixieru ng macht die Versi­
cherungsunternehmen jedenfalls für die Dauer ei­
nes Jahres auf dem Markt unbeweglich. Es spre-
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ehen daher überwiegend wettbewerbspol it ische 
Gründe dafür, auf die absol ute Verbi ndlichkeit 
des Tarifs zu verzichten. Im Interesse der Versi­
cherungsnehmer ist nur erforderl ich,  daß der Ta­
rif die Prämienvereinbarung nach oben h in  be­
schränkt; der Entwurf sieht eine entsprechende 
Änderung des § 1 5  vor. 

D urch  die Übertragung der Pfl icht zur Kund­
machung der Unternehmenstarife von der Versi­
cherungsaufsichtsbehörde auf die einzelnen Ver­
sicherungsunternehmen tritt für den Bund eine 
Kostenersparnis in Höhe von jährl ich 3 Mil l ionen 
Sch i l l ing ein. Die integrationsbed ingten Ände­
rungen des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rungsrechtes lassen für sich al lein keine Auswir­
kungen auf die Kostenbelastungen des Bundes er­
warten. 

D ie Änderung der geltenden Bestimmungen 
berücksichtigt den Umstand ,  daß d ie Inanspruch­
nahme des direkten Klagerechts gegen den öster­
reich ischen Versicherer für den geschädigten 
Dritten auch dann von Interesse sein kann ,  wenn 
mit einem inländ ischen Fah rzeug ein Schaden im 
Ausland verursacht wurde, zum Beispiel weil 
auch der geschädigte Dritte In länder ist. 

Aus der zwangsläufigen E inbeziehung von Ver­
sicherungsfäl len in EWR-Vertragsstaaten in den 
Versicherungsschutz aufgrund einer einzigen 
Prämie ergibt sich ,  daß der reguläre Tarif auch 
diese Deckung einsch ließen muß .  Daher müssen 
auch die gesetzlichen Regelungen für diesen Tarif 
anwendbar sein .  

Meine Damen und Herren!  Lassen Sie mich ab­
sch l ießend zusammenfassen: In der Praxis heißt  
dies : Nach § 4 Abs. 3 s ind nun Famil ienmitglie­
der mitversichert, das heißt, daß die Notwendig­
keit einer Zusatzversicherung entfäl lt .  Ein weite­
rer wichtiger P unkt ist die Verbesserung des Ver­
sicherungsschutzes von geschädigten Dritten in 
bestimmten Fällen: wenn das Fahrzeug ohne Ge­
nehmigung des Lenkers benützt wird, wenn keine 
Lenkerberechtigung vorl iegt oder das Fahrzeug 
nicht den kraftfahrrechtlichen Vorschriften ent­
spricht. 

Ein weiterer Punkt :  Der Konkurrenzdruck für 
Versicherungsunterneh men wird grö ßer. Da pro­
fitiert aus meiner  Sicht der Konsument. E in  wei­
terer Vortei l  für die Konsumenten ist allein die 
Tatsache der erleichterten Vertragskündigung. 
Ein weiteres P lus ist die Prämienbegrenzung nach 
oben. Hingegen verbleibt nach unten eine verbes­
serte Verhandlungsfreiheit wieder für Konsumen­
ten .  

N icht n u r  d ie zuletzt angeführten Punkte ver­
anlassen die Fraktion der Sozialdemokraten, ge­
gen d iesen Gesetzesbeschluß keinen Einspruch 

zu erheben, sondern diesen ausdrückl ich zu un­
terstützen. - Danke. (Allgemeiner Beifall. J 14 .37 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Hrubesch. Ich erteile 
ihm das Wort. 

1 4.37 .. 
Bundesrat Christian Hrubesch (FPO, N ieder-

österreich) :  Herr Präsident! Meine sehr  geehrten 
Damen und Herren!  Für den Drittredner ist es 
bei so einer trockenen Materie natürlich sehr 
sc hwer, jetzt noch einmal auf gewisse D inge ein­
zugehen. Ich erspare Ihnen dies und möchte nur 
ein ige wenige Anmerkungen machen .  (Bundesrat 
P r ä  h a u  s e r: Als zweitem auch.') 

Wie gesagt, bei d ieser Novel le geht es auch wie 
bei der vorherigen VAG-Novelle um die erforder­
l iche Anpassung an das bestehende EG-Recht, 
wobei ja d ie österreichische Rechtsordnung - das 
haben Sie, Kollege Prähauser, ja schon gesagt -
einen wesentl ichen systemverändernden Schritt, 
nämlich den Wegfal l  der behördl ichen Einfl u ß­
nahme auf die Prämien festsetzung im  
KHVG 1 987 ,  schon gesetzt hat. Das fä l lt damit 
weg. Da waren wir eigentlich früher dran als die 
EG. 

Das ist ein I?0sitiver Aspekt: Der Bund wird 
sich durch die Ubertragung der Pflicht  zur Kund­
machung der Unternehmenstarife in  Hinkunft 
jährlich zirka 3 Mi l l ionen Schill ing ersparen. -
Vielleicht können wir viele solche Gesetze suchen 
und finden,  wodurch wi r uns etwas ersparen kön­
nen; da ist es einmal  bei einer Materie möglich .  

Dann bleibt mir  eigentlich nur mehr  übrig, zu  
sagen: Für  den  Konsumenten bedeutet d ies mehr 
Wettbewerb, weniger Prämie. Somit wurde eine 
alte fre iheit l iche Forderung nach Liberal isierung 
erfüllt , und wir werden daher d ieser Vorlage zu­
stimmen. (Beifall bei der FPÖ. )  1 4.39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor . 

Wünscht  jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - D ies ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen zur  A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 
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19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Nullkuponfondsgesetz geändert 
wird (705 und 7911NR sowie 4376/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 1 9. Punkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz, mit dem das Nu l lkuponfondsgesetz ge­
ändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Ste­
fan Prähauser übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Durch den gegenständlichen 
Gesetzesbesch luß so llen die Entwicklung der in­
und ausländischen Geld- und Kapitalmärkte so­
wie die Einführung beziehungsweise Verfeine­
rung von Finan zierungsinstrumenten, die seit 
dem Inkrafttreten des Nul lkuponfondsgeset­
zes 1 986 stattgefunden haben , Berücksichtigung 
finden. 

Zur Erreichung dieses Zieles enthält der Geset­
zesbeschluß des Nationalrates fo lgende Maßnah­
men:  

Abgrenzung der N ul lkuponfinanzschulden im 
Sinne dieses Bundesgesetzes durch Schaffung ei­
ner Mindestlaufzeit als Voraussetzung für ent­
sprechende Subsumption der Sch uld. 

Ausdrücklicher Hinweis auf mit N ul lkupon­
fonds-Schu lden eventuell verbundene Währungs­
tauschverträge, d ie während ihrer  Laufzeit zu be­
dienen sind, und Ausnahmen dieser Schu lden 
vom Erfordernis, Rückstel lungen zu schaffen. 
Dies käme einer doppelten Vorsorge g leic h.  

Keine direkte und unmittelbare F inanzierung 
des Bundes durch den Nul lkuponfonds. D ie 
Fondsverwaltung hat jedoch die Möglichkeit, i n  
Entsprechung ihres Auftrages zur  bestmöglichen 
Veranlagung Bundestitel zu erwerben.  E ine 
Sch lechtersteI lung des Nul lkuponfonds gegenübr 
anderen Investoren so l l  vermieden werden. 

Bei Ermittlung der zahlungswirksamen reali­
sierten Veranlagungserträge haben u nter Berück­
sichtigung der Verrechnungsvorschriften des 
Bundes eine Zinsabgrenzung sowie eine Berück­
sichtigung der  b uchmäßigen Gewinne u nd Verlu­
ste zu unterbleiben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständ l iche 
Vorlage in sei ner Sitzung vom 1 7. Novem­
ber 1 992 in Verhandlung genom men und ein­
stim mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben .  

Als  Ergebnis seiner Beratung ste llt der  F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der B undesrat 
wolle besc hl ie ßen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 3 . November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Nul lkuponfondsgesetz geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fal l .  

Wir  kommen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinne n  und Bundesräte , 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen.  - Es ist dies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

20. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Verwaltung und Koordination der Fi­
nanz- und sonstigen Bundesschulden (Bundesfi­
nanzierungsgesetz), die Änderung des Bundes­
haushaltsgesetzes 1986, des Prokuraturgesetzes 
und des Postsparkassengesetzes 1969 (717 und 
792/NR sowie 4377/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 20. Punkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz über die Verwaltung und Koordination 
der Finanz- und sonstigen Bundesschu lden (Bun­
desfinanzierungsgesetz) , die Änderung des Bun­
deshaushaltsgesetzes 1 986, des Prokuraturgeset­
zes und des Postsparkassengesetzes 1 969. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
D rochter übernommen. Ich bitte ihn um den Be­
richt. 

Berichterstatter Karl Drochter: Sehr geschätzte 
Damen und Herren!  Der vorl iegende Beschluß 
des National rates sol l  d ie Voraussetzungen dafür 
schaffen, d ie Verwaltung und Koordination der 
F inanz- u nd sonstigen Bundesschulden und die 
Kassenverwaltung des Bundes durch eine nach 
privatwirtschaftl ichen Kriterien gefüh rte Gesell­
schaft mit beschrän kter Haftung besorgen zu las­
sen .  Diese Maßnahme ist erforderl ich ,  wei l  ma­
k roökonomische Faktoren,  wie erhöhte Volati l i ­
tät der Zinsen ,  fortschre itende Technologie , In­
flation, I nternationalisierung u nd steigende 
Konkurrenz auf den i nternationalen F inanzmärk­
ten seit den siebziger und achtziger Jahren die 
ständige Entwicklung von F inanzinnovationen 
stimul iert haben .  D iese F inanzinnovationen, wie 
zum Beispiel Währungstauschverträge und Op-
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tionen, ermögl ichen es kostenbewußten Markt­
teil nehmern - unter Beachtung der Risikofakto­
ren - ,  spezifische Vortei le in Marktnischen zu 
nützen und dadurch Kosteneinsparungen zu er­
zielen. 

D iese Entwick lung hat international dazu ge­
füh rt, daß zah lreiche Staaten die Organisations­
strukturen ihrer Schuldenverwaltungen privat­
wirtschaftl ich organisiert u nd denen von Kredit­
instituten angepaßt haben ,  um als 
Marktte i lnehmer keine Nachtei le zu  erleiden. Mit 
der Übertragung der Bu ndesschuldenverwaltung 
an eine im Eigentum des Bundes stehende Gesell­
schaft m it beschränkter Haftung wird diese inter­
nationale Entwicklung in  Österreich nachvol lzo­
gen, und es können im Bereich der Bundesfinan­
zierung durch d ie größere Flexib i lität der Bun­
desschuldenverwaltung mittel - bis langfristig, 
dem internationalen Beispiel folgend, Kostenein­
sparungen erzielt werden .  

Der  Finanzausschuß hat  die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7 . November 
1 992 in Verhandlung genommen u nd mehrstim­
mig besch lossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebn is seiner Beratung stel lt  der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g , der Bundesrat 
wol le beschl ießen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Bundesgeestz 
über die Verwaltung und Koordination der Fi­
nanz- und sonstigen Bundesschulden (Bundesfi­
nanzierungsgesetz), die Änderung des Bundes­
haushaltsgesetzes 1 986, des Prokuraturgesetzes 
und des Postsparkassengesetzes 1 969 wird kein 
E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in d ie Debatte ein.  

Ich erteile Herrn Bundesrat Dr.  Rockenschaub 
das Wort. 

/4.45 
Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (FPÖ, 

Oberösterreich) :  Herr Präsident ! Meine Damen 
und Herren!  Zunächst möchte ich mit Bedauern 
feststel len, daß der Herr Bundesminister nicht da 
ist, denn ich glaube, es handelt sich um ein sehr 
wesentliches Gesetz, das die Abwicklung i n  der 
Bundesschuldenverwaltung nachhaltig beeinflus­
sen wird . Ich hätte auch noch gerne die eine oder 
andere Erläuterung von höchstministerieller Seite 
gehabt. 

Wer d ie Regierungsvorlage und den Ausschuß­
bericht des Nationalrates gelesen und auch unsere 
Debatte vorgestern im Ausschuß des B undesrates 
verfolgt hat, dem müssen ,  glaube ich, Zweifel 
kommen über die Notwendigkeit der gegenständ-

lichen Maßnahmen. Die Argumente von Regie­
rungsseite reduzieren sich bei genauer Betrach­
tung meines Erachtens letzt l ich auf einen Gedan­
ken: Die öffentlich-rechtliche Verwaltung ist 
nicht in der Lage, dort optimal zu agieren, wo 
rasches, höchstqualifiziertes und flexib les Han­
deln notwendig ist. Man ist nich t  in der Lage, 
Kompetenzen für Beamte so zu regeln, wie es die 
Umstände erfordern. 

Das ist meines Erachtens doch eine etwas er­
schütternde Erkenntnis für jeden Staatsbürger 
und Steuerzah ler, der den Beamtenapparat finan­
zieren muß. Es ist allerdings auch ein E ingeständ­
nis, das ich mir für künftige Überlegungen gene­
re l ler Art, was d ie beamtete Tätigkeit betrifft, ger­
ne vormerken möc hte. (Beifall bei der FPÖ. )  

Meine Damen und Herren! Wenn  die Argu­
mentation der Koal ition richtig ist, dann hat man 
ja bereits viele Jahre lang Riesenbeträge verwirt­
schaftet. Denn die sogenannten F inanzinnovatio­
nen - sie wurden ja jetzt im Ausschußbericht 
auch genannt -, wie Optionen, Devisenswaps, 
Fremdwährungskredite und so weiter, gibt es ja 
schon lange. Selbst im Ausschußbericht ist von 
den siebziger und achtziger Jahren die Rede. Das 
hei ßt, man hat entweder jahrelange Entwick lun­
gen versch lafen - oder man schafft eine aufge­
blähte neue Doppelorganisation. E ine der beiden 
Thesen muß meines Erachtens zwingend richtig 
sein .  (Bundesrat Dkfm. Dr. F r a  II s c h e r: Die ho­
hen Schulden haben wir. seit Sie in der Regierung 
waren.') 

Die Freiheitl iche Partei ist ja diesbezüglich 
nicht allein m it ihrer krit ischen Haltung: Auch 
dem Rechnungshof war es nicht möglich ,  d ie 
Überlegungen von SPÖ und ÖVP nachzuvol lz ie­
hen.  Ich verweise auf die Ste l lungnahme des 
Rechnungshofes vom 1 0. September 1 992 und er­
spare es mir, auf weitere Details, wie etwa d ie 
Rolle der ASF INAG, h ier noch näher einzuge­
hen .  

Politisch ärgerlich wäre d ie  Angelegenheit wei­
ters - oder wird sie vielmehr - ,  wenn an d ieser 
Stel le das Wort "Privatisierun,g" ins Spiel ��mmt. 
Womöglich kommt man bei OVP und SPO noch 
auf d ie Idee, den heutigen Gesetzesbesch luß  als 
" Privatisierungserfolg" darzustel len .  Dieser Eti­
kettenschwindel würde mich a l lerd ings n icht 
wundern, denn die sogenannten Privatisierungen 
dieser Bundesregierung bestehen in erster .. L in ie 
in  internen U msch ichtungen und bloßer  Ande­
rung von Rechtsformen. (Bundesrat 
B i e r i n g e r: Das glauben Sie wohl selber nicht!) 
Meine Herren Kollegen von der ÖVP! D iesen 
Mangel hat vor kurzem auch Ihr Wirtschaftsspre­
cher Bartenstein  in aller Öffentl ichkeit bek lagt. 
Ich kann Ihnen dieses I nterview gerne zur  Verfü­
gung stel len. 
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Zusammenfassend bleibt der Eindruck - und 
deswegen bedauere ich hier die ministeriel le Ab­
senz - ,  daß die wahren Hintergründe dieser Ge­
setzesvorlage nicht auf den Tisch gelegt wurden. 
Deshalb lehnt unsere Fraktion den Antrag ab, 
keinen E inspruch zu erheben. /4.51i 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Dr. Spindelegger .  Ich er­
tei le ihm das Wort. 

/4.50 
Bundesrat Dr. Michael Spindelegger (ÖVP, 

N iederösterreich) :  Herr Präsident! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Vor uns liegt der Ent­
wurf eines Bundesgesetzes, m it dem d ie gesetzli­
chen Grundlagen dafür geschaffen werden sol l­
ten, daß der Bundesminister für Finanzen eine 
Gese l lschaft gründen darf, e ine Gesel lschaft mit 
beschränkter Haftung, die ganz wesentliche Auf­
gaben übernehmen so l l ,  d ie derzeit der Hoheits­
verwaltung des Bundes obliegen. 

Es ist r ichtig, daß es sich um wesentl iche Auf­
gaben handelt, denn - wenn ich nur drei heraus­
greifen darf - Übertragungen von hoheitl ichen 
Aufgaben an eine private Gese llschaft sind sehr 
wohl  etwas ganz Wichtiges: d ie Aufnahme von 
Finanzschulden etwa, der Abschluß von Wäh­
rungsschuldverträgen und Währungstauschver­
trägen, die Besorgung der zentralen Kassenver­
waltung des Bundes. 

Wenn man die Zah len vergleicht, d ie h inter 
diesen Aufgaben stehen , wird ihre Bedeutung of­
fenbar. Wenn ich die n ichtfä ll igen Finanzschu l­
den des Bundes zum Stichtag 3 1 .  1 2 . 1 99 1  be­
trachte:  937,7 Mi l l iarden Schi l l ing, die sonstigen 
Schu lden des Bundes betragen 345 M i l l iarden 
Schil l ing. Das sind Summen, die bewegt werden 
und die absolut bedeutend sind. 

Bei den Währungstauschverträgen stellt sich 
die Situation ähnlich dar. Die Schu lden zum 
3 1 .  1 2 . 1 99 1  haben bei den Währungstauschver­
trägen einen Betrag von 87 ,3 M il l iarden Schi l l ing 
ausgemacht. Dem stehen Forderungen in  Höhe 
von 8 1 ,5 Mi l l iarden Schil l ing gegenüber.  Auch da 
gilt das gleiche: Wenn eine private Gese l lschaft in  
diesem Bereich verantwortlich vorgehen wil l ,  hat 
sie sich seh r  genau mit den Themen auseinander­
zusetzen, die derzeit auf internationalem und na­
tionalem F inanzmarkt Real ität sind. 

Aufgrund der Kassenlage des Bundes wurde 
der Rahmen für die Aufnahme von kurzfristigen 
Geldverbindl ichkeiten in e inem Ausmaß von 
20,4 Mi l l iarden Schil l ing zum Stichtag 
3 1 .  1 2. 1 99 1  in Anspruch genommen. 

Ich möchte mit d iesen Zah len unterstreichen, 
daß das Ausmaß der Verantwortung dieser neuen 
Agentur, die gegründet werden sol l ,  und der M it­
arbeiter dieser Agentur enorm sein  wird. Die Be-

wegung von Summen in Mi l l iardenhöhe setzt 
Verantwortung in besonderem Maße voraus u nd 
erfordert Erfahrung und Wissen, aber auch eine 
rea l istische Risikoabschätzung. Denn wenn Sie 
ein privates Unternehmen betrachten ,  das heute 
Geldmittel auf dem F inanzmarkt aufn immt oder 
aufnehmen möchte, dann werden Sie sehen, 
welch umfangreiche Vorarbeiten geleistet wer­
den, bevor man sich für die eine oder andere 
Form entscheidet. 

Den Erläuterungen der Regierungsvorlage ist 
zu entnehmen, daß die Grundsätze der Sparsam­
keit, der Wirtschaftl ichkeit und der Zweckmäßig­
keit m it d ieser neuen österreich ischen Bundesfi­
nanzierungsagentur besser verfolgt werden kön­
nen, als das bisher in Form der Hoheitsverwal­
tung der Fall war. 

Die Kosten,  vor allem auf der Zinsseite. 
können gesenkt werden, wenn  es um d ie Aufnah­
me von Kapital geht.  Ich glaube, für uns sind da­
mit zwei gro ße Erwartungen verbunden ,  die man 
h insichtl ich des erhofften Erfolges sicher in der 
Real ität betrachten muß .  Diese beiden Erwartun­
gen entsprechen aber durchaus den Zielvorstel­
lungen der Österreich ischen Volkspartei .  

Die erste große Erwartung, die im Zusammen­
hang mit  d ieser Gesetzesvorlage besteht, ist d ie 
Erwartung des Kostenbewu ßtseins. Und dieses 
Kostenbewußtsein  war in Österreich ja n icht im­
mer besonders ausgeprägt. Wenn ich nur  ein paar 
Zahlen nennen darf: 1 982 etwa gab es pro Jahr 
einen Nettoabgang von 71 Mi l l iarden Sch i ll ing, 
e in Jahr später ,  1 983,  bere its einen Nettoabgang 
von 9 1  Mi l li arden Schi l l ing. Gegipfelt hat das in 
einer Horrorzahl: 1 986 haben 1 06 Mil l iarden 
S�hi l l ing im B udget gefehlt !  Das waren A.�gäng�, 
dle unter der Verantwortung einer SPO-FPO­
Koalition zustande gekommen sind, und ich glau­
be, daß man sich von dieser Verantwortung auch 
nicht so leicht lösen kann. 

Die Österreichische Volkspartei hat 1 987 .  
durch ihren Eintritt in d ie  Regierungsverantwor­
tung, d ieses Kostenbewu ßtsein  wiederbelebt. 
Wenn S ie sich die heutigen Zahlen anschauen: 
Diese sind immer noch e rschreckend hoch,  da 
diese Altlasten nicht so leicht zu bewältigen sind, 
und sie werden uns noch l ange nachhängen.  Ich 
glaube, eines darf ich aber vor allem als ein Ver­
treter der jüngeren Generation sagen :  D ie Altla­
sten, die die damalige Schreckenskoalit ion hinter­
lassen hat, werden uns noch seh r  lange bewegen .  
(Bundesrat H r II b e s c h: Das hat aber nichts mit 
der Rechtsformänderung zu tun, oder?) Ich kom­
me noch darauf zu  sprechen .  Sie werden sehen, 
daß ich noch eine zweite Erwartung an dieses Ge­
setz knüpfe. 

Mit Beginn des Jahres 1 987 ist - nach dem 
E intritt der ÖVP in d ie Koalitionsregierung -
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dieses Kostenbewußtse in sch lagend geworden. 
Heute können wir sagen: 1 98 1  war der Abgang 
nur noch halb so gro ß  wie jener, den Ihre Vorgän­
ger in der Regierung zustande gebracht haben, 
nämlich 62 , 7  Mi l l iarden Schi l l ing. Gemessen am 
Bruttoin landsprodukt ist das Defizit von 5 ,2 Pro­
zent im Jahre 1 986 auf 3,3 Prozent im Jahre 1 99 1  
gesunken; nächstes Jahr rechnet man mit 3 , 2  Pro­
zent. (Ruf bei der FPÖ: Das ist genug.') Es ist ge­
nug, da gebe ich Ihnen recht, und ich glaube auch, 
daß wir dieses Kostenbewußtsein in jeder Weise 
fortsetzen müssen - nicht nur bei der Wahl der 
bestmöglichen Organisation der Bundesverwal­
tung, sondern auch in  v ielen anderen Bereichen!  

Damit kO�!11e ich zur zweiten Erwartung, die 
wir von der OVP an dieses Gesetz kn üpfen.  Sie 
haben vorhin bereits auf die Privatisierung hinge­
weisen und haben gemeint, das wäre ein Eti ket­
tenschwindeL Was verstehen Sie unter Privatisie­
rung? - Wir verstehen darunter nicht einen 
Selbstzweck ,  nicht e inen Wert an sich, sondern 
wir glauben, daß Privatisierung in sehr sinnvoller 
Art und Weise gestaltet werden mu ß, und wir 
glauben auch, daß auch in d iesem Bere ich  eine 
Privatisieru ng sehr wohl  sinnvoll zustande ge­
kommen ist. 

Man muß Privatisierung an drei Kriterien mes­
sen: am Kriterium der Effizienz, am Kriterium 
der Kosten,  d ie gerade in d iesem Fall e ine ent­
scheidende Rolle gespielt haben, und am Kriteri­
um Raschheit .  Wenn Sei d iese Vorlage betrach­
ten,  dann werden Sie merken,  daß der Bundesmi­
nister für F inanzen in  den Erläuternden Bemer­
kungen ja zugibt, daß die derzeitige Or­
gan isationsform dem n icht genügen kan n .  

Wir  glauben also, daß es  sich sehr woh l  um 
einen sehr  sinnvollen  Weg ei ner Ausgliederung 
handelt, deren  Ergebnis wir zugegebenermaßen 
abwarten müssen. 

Die Privatisierung mü ßte natürlich in  vielen 
anderen Bereichen fortgesetzt werden. Dafür tre­
ten wir sehr  stark ein. Ich glaube, daß gerade Be­
reiche wie d ie ÖMV, die AUA, die Bank Austria 
oder die CA, wo der B und ja mit beträchtl ichen 
Mitteln betei l igt ist, h ier genügend Möglichkeiten 
bieten, etwas zu privatisieren.  

Ich glaube, daß die Österre ich ische B undesfi­
nanzierungsagentur unter den Gesichtspunkten 
der Kostenersparnis, der Flexib i lität und der Ver­
größerung der Effizienz e in interessantes Experi­
ment darstel lt. In ein igen Jahren werden wir den 
Erfolg messen können ;  werden ihn aber woh l  
auch genau beobachten m üssen .  

Für uns  a ls  Vertreter der  Österreich ischen 
Volkspartei s ind die beiden E rwartungen, die wir 
daran knüpfen, näml ich Kostenbewußtsein und 
Privatisierung, erfüllt ,  und deshalb werden wir 

diese,!! Gesetzesbesch luß zustimmen. (Beifall bei 
der O VP und Beifall des B undesrates Waller. ) 
1-+ .59 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ic h er­
tei le weiters Herrn Bundesrat Trattner das Wort. 

1 ';.59 
Bundesrat Mag. Gi lbert Trattner (FPÖ, Tiro l ) :  

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren !  
Jetzt müssen w i r  aber, glaube ich, schon die Kir­
che im Dorf lassen. (Bundesrat lflg. P e  n z: Seit 
li'allfl sind Sie so katholisch ?) 

Sie sprachen von einem Budgetdefizit von 
3,2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Dieses 
Budgetdefizit, d iese Prozentzahl ,  wird nur da­
durch erreicht, daß man entweder sämtliche 
Fonds anspeist , oder die Fonds nicht mehr ent­
sprechend dotiert, oder den Fernmelde- Investi­
tionskostenschlüssel senkt, damit die ordentl ichen 
Einnahmen für den Bund grö ßer werden, damit 
die Post mehr geschröpft u nd immer mehr ver­
schuldet wird .  (Zwischenruf bei der Ö VP. ) Ich 
weiß  schon ,  das hören Sie n icht gern. 

Dann kommt also nicht e in Budgetdefi zit von 
kanpp 60 Mi l l iarden heraus, sondern wenn man 
das alles dazuzählt .  kommt ein Budgetdefizit von 
über 1 00 Mi l l iarden heraus. Das ist eine Tatsa­
che!  

Wer im Ausschuß war , der konnte d ie Ausfüh­
ru ngen der  Herren vom Finanzministerium ver­
folgen, die erk lärt haben. worum es geht. Also 
denen zu unterste l len, daß sie keine Schulden 
aufnehmen können, daß sie sich bei Währungs­
tauschverträgen nicht auskennen, bei den Swaps, 
a lso an derartige Unterste l lungen glauben Sie von 
der ÖVP doch selbst n icht. 

Dort geht es um ganz etwas anderes. Ich habe 
gesagt: Wenn man in diesem Bereich nicht agie­
ren kann ,  dann soll man eben dort zusätzliche 
Beamte einstellen, die können das doch. Die Ant­
wort war, das ginge n icht, denn aufgrund des Be­
soldungsschemas bekomme man für dort kei ne 
Spitzenleute ,  und der Spitzenmann, der Herr 
Eder, ist ja dort mit diesem Schema auch nicht zu 
halten, und deswegen hat man diese Gesellschaft 
gründen müssen, damit man ihn über e inen 50n­
dervertrag entsprechend dotieren kann, damit er 
n icht in  irgendeine verstaatl iche Bank abwandert. 
Das ist der Grund!  Seien wir doch b i tte ehrl ich !  
(Beifall bei der FPÖ. )  i5.!)! 

Vizepräs ident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

D ie Debatte ist gesch lossen.  
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Wird vom Herrn Berichterstatter ein Sch luß­
wort gewünscht? - Dies ist auch n icht der Fal l .  

Wir kommen daher zur A b  s t i m  m u n g .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bu ndesräte . 
die dem Antrag zustimmen. gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. um e in  Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

21 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. November 1992 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Leistung eines weiteren Beitrages zur 
Weltbank-Konsultativgruppe für internationale 
landwirtschaftliche Forschung (CGIAR) (709 
und 793/NR sowie 4378/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 2 1 .  Punkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz über die Leistung eines weiteren Beitra­
ges zur Weltbank-Konsultativgruppe für interna­
tionale landwirtschaftl iche Forschung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr. Gusen­
bauer. Ich bitte i hn um den Bericht.  

Berichterstatter Dr. Alfred Gusenbauer: Herr 
Präsident! Hoher Bundesrat! Die "Consu ltative 
Group on International Agricultural Research" 
(Konsultativgruppe für internationale landwirt­
schatliehe Forschung, CGIAR) wird von der 
Weltbank gemeinsam mit der Organisation für 
Ernährung und Landwirtschaft der Vereinten Na­
tionen (FAO) und dem Entwick lungsprogramm 
der Vereinten Nationen ( UNDP) gefördert. Sie 
wurde 197 1 mit dem Ziel gegründet, sich i nterna­
tional mit jenen technologisch schwierigen Pro­
blemen der Nahrungsmiuelproduktion in Ent­
wick lungsländern zu befassen, die von a nderen 
Organisationen n icht in ausreichendem Maße be­
rücksichtigt werden. Die CGIAR ist eine Vere ini­
gung von Ländern, mult i lateralen Entwick lungs­
organisationen und privaten Stiftungen, die ein 
weltweites Netz von 13 internationalen Agrarfor­
sch ungszentren sowie deren Programme finan­
ziert. 

Österreich ist d ieser Konsultativgruppe im Jah­
re 1 985 beigetreten und hat sei t  1 986 jährl ich 
Beiträge in Höhe von 1 Mi l l ion  US-Dollar gelei­
stet. 

D urch den vorl iegenden Besch luß des Natio­
nalrates sol len  d ie österreichischen Beitragslei ­
stungen zur  CGIAR für  d ie  Jah re 1 993 b is  1 995 
in der Höhe von jährlich 1 ,5 Mi l lionen US-Dollar 
ermögl icht werden .  Mit d ieser Beitragssteigerung 
sollen die sei t  Beitritt e ingetretenen Kaufkraftver­
änderungen sowie die Wechse lkursveränderun­
gen zumindest tei lweise ausgegl ichen werden .  

( Vizepräsidenl Dr. 5 t r i  m i  ( z e r  übernimmt 
den Vorsitz. ) 

Der Finanzausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 7. November 
1 992 in Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g , der Bundesrat 
wol le beschl ie ßen:  

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 3. November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz 
über d ie Le istung ei nes weiteren Beitrages zur 
Welbank-Konsultativgruppe für internationale 
landwirtschaft l iche Forschung (CGIAR) wird 
kein E inspruch erhoben.  

Vizepräsident Dr .  Martin Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht  jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fa l l .  

Wir kommen daher zur  A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um e in  Handzeichen. - Das ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
som it a n g e n 0 m m e  n .  

22. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kunstförderungsbeitragsge­
setz 1981 geändert wird (718 und 794/NR sowie 
4379/BR der Beilagen) 

Vize präsident Dr. Martin Strimitzer: Wir ge­
langen zm 22. Punkt der Tagesordnung: Bundes­
gesetz , mit dem das K unstförderungsgesetz 1 98 1  
geändert wird. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat S ieg­
fried Herrmann.  Ich b itte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Siegfried Herrmann: Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Ziel des gegenständli­
chen Gesetzesbesch lusses des Nationalrates ist die 
Anpassung des Kunstförderungsbeitrages an die 
zwischenzeitig gestiegenen Lebenshaltungsko­
sten ,  um das Ausmaß der Kunstförderung (bil­
dende Kunst, M usik u nd darstellende Kunst, Lite­
ratur  und die Fi lmkunst) sowie die Förderung 
von m usealen E inr ichtungen und denkmalge­
schützten Objekten m indestens in jenem Umfang 
gewährleisten zu können , wie sie zum Zeitpunkt 
der gesetzl ichen Rege lung 1 98 1  vorgesehen war. 
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Durch die Novelle sol l  der von den Inhabern 
einer unbefristeten Rundfunk-Hauptbewill igung 
an den B und jährl ich zu entrichtende Kunstförde­
rungsbeitrag von 48 S auf SS S ab 1 .  Jänner 1 993 
angehoben werden.  

Der F inanzausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in se iner Sitzung vom 1 7. November 
1 992 in Verhandl ung genommen und mehrstim­
mig besch lossen,  dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bu ndesrat 
wolle besch ließen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kunstförderungsbeitragsgesetz 1 98 1  
geändert wird,  wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Mart in Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bu ndesrat 
Dr. Michael Rockenschaub. Ich erteile es ihm. 

15 .07 
Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (FPÖ, 

Oberösterreich ) :  Herr Präsident ! Meine Damen 
und Herren !  Wie so oft geht es heute wieder ein­
mal darum, wenn auch nur mit einem Kleinbe­
trag, Steuerzahler und Zah ler von Monopolabga­
ben stärker zu be lasten .  Aber auch "Kleinvieh" -
handelt es sich dabei ja nur u m  ein paar Schi l l inge 
pro Nase und Jahr - macht Mist, und so konnten 
wir im Ausschuß hören, daß doch 1 3S Mil l ionen 
Schi l l ing aus diesem Tite l  im Jahr zusammen­
kommen . 

Der Beirat im U nterrichtsministeriu m  , der die 
Verwendung dieser Mittel begutachten sol l ,  ist 
derzeit - Anführungszeichen - "schlecht" -
Ausführungszeichen - besetzt, wie wir vorge­
stern im Ausschu ß  hören konnten . Außerdem ist 
der U nterrichtsminister in keiner Weise an Emp­
fehlungen dieses Beirates gebunden. Zu allem 
Überflu ß  ist der Beirat noch sozialpartnerschaft­
l ich besetzt . - Im Grunde genommen dürfte d ie­
ser Kunstbeirat vol l  entbehrl ich se in. 

Eigentlicher Herr dieser Gelder ist der Herr 
Unterrichtsmin ister, und damit erhält die Sache 
für uns doch eine neue D imension, wenn man an 
den Herrn Min ister Sc holten denkt. 

Meine Damen und Herren !  Kulturpolitik ist -
zugegebenermaßen - ein schmaler Pfad, und d ie 
Rechtfertigung der Vergabe von Steuergeldern 
für Kunst wird immer schwierig sein .  Das hat 
nichts mit Freiheit von Kunst zu tun, zu der wir 
uns ja a l le hier herinnen vorbehaltlos bekennen.  

Aus streng l iberaler Sicht ist Subvention von 
Kunst eigentlich abzulehnen. we i l  es ja genügend 
privatwi rtschaftl iche Möglichkeiten der Kunstför­
derung gäbe: man muß nur die Phantasie dafür 
bemühen . •  

Ich glaube, Kunst so l l  entweder gefallen oder 
auch aufrütte ln .  - Herr  Bundesminister Scholten 
hat meines Erachtens aber einen stark ideologi­
sierten Kunstbegriff. Typisch dafür ist meines Er­
achtens die Nitsch-Ausste l lung in Sevil la .  Herr 
Bundesminister Scholten hat es für notwendig ge­
halten ,  den Herrn Bundespräsidenten dafür zu 
kritisieren, daß er diese Ausste l lung "n i c h  t" 
besucht hat. Das heißt, al le in das Fernbleiben von 
Ku nst "Marke Scholten" ist also bereits e in Ver­
gehen und führt zu einer entsprechenden Kritik 
in bestimmten Medien oder bei bestimmten Per­
sonen. (Bundesrat M o  s e r: Und Sie sprechen von 
der Freiheit der Kunst! Bundesrat 
P r ä  h a  Cl s e r: Marke Nieseh. nicht Marke Schol­
len!) 

Ich stelle noch einmal gerne k lar, bezüglich 
Freiheit der Kunst sind wir uns hoffentlich alle 
e inig, für mich kann ich das sagen .  Ich spreche 
hier von der Verwendung von Steuergeldern für 
Kunst. und ich spreche davon, daß sich der Bun­
despräsident a l leine dafür ,  daß er  eine Ausste l­
lung nicht besucht, die Kritik eines Ministers an­
hören mu ßte. 1 ,2 Mi l l ionen Schi l l i ng hat der 
Steuerzahler für diese peinl iche Zwangsbeglük­
kung in Spanien bezah lt . (Bundesrat P r ä  h a u  -
s e r: Das Volksbegehren kostet auch Geld.') 

Ein weiteres Beispiel, wie dort m it dem Steuer­
geid umgegangen wird, ist das aus Steuermitteln 
belohnte Fäkal ienspiel  des Herrn Cornel ius Ko­
lig. Ich verzichte h ier auf deta i l l ierte Darste l lun­
gen . 

Wir  lehnen den Antrag ab, wei l  wir die finan­
zie l le Spie lwiese eines Min isters, der vorwiegend 
Kunst für einen verschwindend kleinen Tei l  der 
Bevölkerung fördert, nicht vergrößern wol len .  
Noch einmal: N ichts gegen Freiheit der Kunst, 
aber wer Pornographie oder ekelerregende 
Grauslichkeiten konsumieren wi l l ,  der sol l  auch 
dafür bezahlen - nicht aber der Steuerzah ler! 
(Beifall bei der FPÖ und bei Bundesräten der 
Ö VP. ) 

Zum Schlu ß  darf ich den Generalsekretär der 
ÖVP, Herrn Ferd inand Maier, zitieren,  und ich 
habe dem nichts mehr h inzuzufügen .  Maier sagte 
- ich zitiere - :  

" Das ,Kulturpräsent' Scholtens in Spanien ist 
eine einzige B lamage u nd nicht repräsentat iv für 
Österreichs Kulturleben .  Herr Scholten hat schon 
im Schulbereich größere Lücken gezeigt ,  und d ie 
Instinkt losigkeit in Spanien ist e in weiterer Be-
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weis dafür, daß d ie Aktivitäten Scholtens ver­
stärkt kontrol l iert werden müssen.  

Das gilt besond�rs für die Vorbereitung der 
l OOO-Jahr-Feiern Osterreichs." - Zitatende . -
Die Zustim mung der ÖVP verstehe ich ob dieser 
Haltung nicht ganz. 

Selbstverständlich wird die freiheit l ic he Frak­
tion diesem Gesetzesbesch luß  n i e  h t zustim­
men. (Beifall bei der FPÖ und bei Bundesräten 
der ÖVP. ) 15 . /:2  

Vizepräsident Dr .  Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet ist weiters Herr Bundesrat Dr. 
E rnst Re inhold Lasn ik .  Ich erte i le es ihm.  

f 5 . 1 :2  
Bundesrat Dr .  Ernst Reinhold Lasnik (ÖVP ,  

Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Frau Staatssekretärin !  Sehr geehrte Da­
men und Herren!  Ich werde mich nicht mit  Nitsch 
u nd auch nicht mit anderen Leuten beschäftigen. 
Ich werde versuchen,  I hnen meine Ansicht zu die­
sem Gesetzesbesch luß  zu sagen .  

Ein Kunstförderungsbeitragsgesetz gibt es 
seit 1 950; Novell ierungen erfolgten in den Jah­
ren 1 968, 1 98 1  und zuletzt 1 988. 

In der uns heute zur Besch lu ßfassung vorlie­
genden Änderung des Kunstförderu ngsbeitrags­
gesetzes geht es um die Anpassung des einzuhe­
benden Beitrages an die se it 1 988, der letzten No­
vel le dieses Gesetzes, gestiegenen Lebens­
haltungskosten. Mit dieser Anhebung von b isher 
48 S auf 55 S ab 1. Jänner 1 993, sol l  gewährlei­
stet werden, das Ausmaß der Kunstförderung in 
den Bereichen bi ldende Kunst, Musik und dar­
ste llende K unst, Literatur und Fi lmkunst sowie 
die Förderung musealer E inrichtungen und denk­
malgeschützter Objekte mindestens in jenem 
U mfang weiterführen zu können, wie sie zum 
Zeitpunkt des Entstehens dieser gesetzlichen Re­
gelung im Jahre 1 98 1  vorgesehen war. 

Insgesamt werden jährlich E innahmen von 
1 35 Millionen Schi l li ng erwartet. Damit sol l  i m  
ganzen Bundesgebiet Kunst- und Ku lturförde­
rung betrieben werden.  

Der Kunstbericht 1 99 1 ,  den wir  vor kurzem er­
halten haben, zeigt uns, wie diese Geldmittel ver­
wendet wurden. Es erfolgten Ankäufe von Wer­
ken österreich iseher Künstler. Gefördert wurden 
Galerien, Theater-Kle inbühnen u nd freie Grup­
pen , Konzertveranstalter, ständige Festspie le und 
gemeinnützige Kultureinrichtungen, Kulturin itia­
tiven, Fi lm- und Videoprojekte, l iterarische Ver­
anstaltungen und Vereine. An Komponisten wur­
den Honorare bezahlt .  Für neue L iteratur und Li­
teraturzeitschriften wurden Druckkostenbeiträge 
gewährt und in Zusammenarbeit mit dem BFI  
Oberösterreich d ie  Durchführung e ines Diplom-

lehrganges "Ku lturmanagement" ermöglicht. Ich 
halte das für besonders wichtig, we i l  ich selber aus 
diesem Bereich komme, und weiß ,  daß es bisher 
daran gemangelt hat, eine ordentl iche Ausbildung 
in diese Richtung zu haben .  

Im Nationalrat wurden von mehreren Rednern 
kritische Anmerkungen zur Tätigkeit des - und 
jetzt z it iere ich den Wortlaut - "zur Beratung 
des Bundesministeriums für Unterricht und 
Kunst und des Bundesmin isters für Wissenschaft 
und Forschung über die Verwendung des Kunst­
förderungsbeitrages eingerichteten, aus 20 Mit­
gliedern bestehenden Beirates" vorgebracht und 
auch e ine effiziente Kunst- und Kulturförderung 
gefordert. 

Dazu erlauben S ie mir einige Anmerkungen 
aus meiner eigenen  Erfahrung. 

Zuerst zum Beirat: Ich gehörte von 1 985 
bis 1 990 dem damals neu geschaffenen Kulturbei­
rat des Landes Ste iermark an. Wir gingen mit viel 
Engagement und großen Vorstel lungen an die 
Arbeit,  wurden aber dann bald vom kulturpol iti­
sc hen und bürokratischen Alltag e ingeholt. Wie 
der Name schon sagt, ist das Grem ium ein Beirat. 
Es steht dem Verantwortlichen beratend zur Sei­
te .  Dieser - i m  Land der zuständige Kulturlan­
desrat, beim Bund der zuständige Min ister -
k a n n den Beirat anhören ,  ihn befragen ,  ihn  ak­
tiv werden lassen ;  er muß es aber n icht, denn die 
politische Endverantwortung l iegt beim Landes­
rat beziehungsweise bei m  Bundesmin ister. Der 
Beirat lebt und stirbt a lso mit der Einste l lung 
oder dem Goodwil l  des Verantwortlichen zu ihm .  

In d iesem Licht zu sehen ist auch  die immer 
wieder von Künstlern und engagierten Beirats­
mitgl iedern zu hörende Kritik ,  'da ß sie wenig 
Mögl ichkeiten für die ze itgerechte E inbringung 
von Vorschlägen vorfinden, sondern zumeist vor 
vollendete Förderungszusagen gestel lt  werden. 
Vielleicht sol lte man die Zusammensetzung und 
die Aufgaben des Kunstförderungsbeirates über­
denken und neu formul ieren.  

Nun noch kurz zum zweiten Kritikpunkt an der 
derzeit  gebräuchlichen Kunst- und Kulturförde­
rung: I m mer wieder kritisiert man i m  Kreis der 
Kunst- und Kulturleute die Förderungsmaßnah­
men nach dem Gießkannenprinzip. Ich wei ß  u m  
den pol itischen und gesellschaftlichen Druck und 
verstehe daher auch die vorherrschende Hand­
lungsweise der Verantwortl ichen, möglichst vie­
len Ansuchenden mit einer Subvention zu helfen.  
Ich würde mir etwas mehr Mut zur Konzentration 
und zur  Bi ldung von Förderungsschwerpunkten 
wünschen. 

Auch dazu e in Beispiel aus der Steiermark :  Wie 
aus dem Gesetzestext ersichtlich ist, wird der von 
den I nhabern einer Rundfunkhauptbewil l igung 
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Dr. Ernst Reinhold Lasnik 

eingehobene Kunstförderungsbeitrag im Verhält­
nis 70 : 30 zwischen dem Bund und den Ländern 
aufgeteilt. In  Graz wurde dieser Betrag in den 
achtziger Jahren konzentriert zur Sanierung des 
Opernhauses verwendet, und im Jahre 1 990 wur­
de beschlossen, die Einnahmen je zur Hälfte zur 
San ierung des Landesmuseums Joaneum und zu r 
Errichtung eines Trigon-Hauses, also eines Mu­
seums- und Ausstel lungsgebäudes für zeitgenössi­
sche Kunst aus dem Alpen-Adria-Raum, zu ver­
wenden. 

Bundesm in ister Dr. Rudolf Scholten sch rieb im 
Vorwort zum Kunstbericht 1 99 1  - ich zitiere - :  

"Die Rahmenbed ingungen für eine erfolgrei­
che Kulturpolitik werden - und d ies gilt i n  glei­
cher Weise für den Bund wie für Länder und Ge­
meinden - in erster Linie durc h eine entspre­
chende budgetäre Dotierung geschaffen."  

Damit d iese Aussage auch für den Kunstförde­
rungsbeitrag Gültigkeit erlangt, so l l  der 
Kunstförderungsbeitrag um 7 S erhöht werden. 

Kunst und Kultur brauchen Räume, Möglich­
keiten,  sich zu entwickeln,  zu entfalten .  Die Ge­
se l lschaft und die öffentl iche Hand sol len  das er­
möglichen und fördern. 

Aus diesen Gründen wird meine Fraktion dem 
vorl iegenden Beschluß des Nationalrates zur Än­
derung des Kunstförderungsbeitragsge­
setzes 1 98 1  ihre Zust immung geben .  - Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. )  15.18 

Vizepräsident 01'. Martin Strimitzer: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist gesch lossen. 

Vom Herrn Berichterstatter wird auch kein 
Sc hlußwort gewünscht. 

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen u nd Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen .  - Das ist die 
S t i m m e n m e h r h e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n.  

23. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13.  November 1992 betreffend ein Protokoll zur 
Abänderung des am 14.  Mai 1959 in Stockholm 
unterzeichneten Abkommens zwischen der Re­
publik Österreich und dem Königreich Schwe­
den zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 

dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
yom Vermögen und des am 6. April  1970 in 
Stockholm unterzeichneten Protokolls (646/NR 
sowie 4380/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Wir ge­
langen nun  zum 23 .  Punkt der Tagesordnung: 
Protokoll  zur Abänderung des am 1 4. Mai 1 959 
in Stockholm unterzeichneten Abkommens zwi­
schen der Republ ik Österreich und dem König­
reich Schweden zur Vermeidung der Doppelbe­
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein­
kommen und vom Vermögen und des am 
6. April 1 970 in Stock holm unterzeichneten Pro­
tokolls. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Moser übernommen. Ich bitte ihn  um den 
Bericht. 

Berichterstatter Erich Moser: Mei ne sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Die Abkommensrevi­
sion ist durch das Bemühen beider Staaten erfor­
derl ich geworden ,  einerseits bestimmte Formen 
internationaler Steuerumgehungen zu unterbin­
den und andererseits den Aufbau ser iöser Wirt­
schaftsbeziehungen durch Gründung von Toch­
tergesellschaften zu fördern. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Abkom­
mens die Er lassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikel 50 
Abs. 2 B-VG zur Überfü hrung des Vertragsinhal­
tes in d ie innerstaatliche Rechtsordnung nicht er­
forderl ich. 

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner S itzung vom 1 7. Novem­
ber 1 992 in  Verhandlung genommen und ein­
st immig beschlossen,  dem Hohen Hause zu  emp­
feh len , keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g , der Bundesrat 
wolle beschl ießen:  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 3 . November 1 992 betreffend ein Protokol l  zur 
Abänderung des am 1 4. Mai 1 959 in Stockholm 
unterzeichneten Abkommens zwischen der Repu­
bl ik Österreich und dem Königreich Schweden 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen und des am 6. Apri l 1970 in Stock­
holm u nterzeichneten P rotokolls wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Wortmeldungen l iegen n icht vor. 
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Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist n icht der 
Fal l .  

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte. 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen .  - Das ist 
S t i m  m e n e  i n h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

24.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13 .  November 1 992 über ein Bundesgesetz be­
treffend Förderung der Special Olympics Welt­
Winterspiele für Geistig- und Mehrfachbehin­
derte 1 993 durch Herausgabe einer Sonderpost­
marke mit Zuschlag (385/A-II-6679 und 745/NR 
sowie 4381/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Mart in Strimitzer: Wir ge­
langen nun zum 24. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz betreffend Förderung der Special 
Olympics Welt-Winterspiele für Geistig- und 
Mehrfachbehinderte 1 993 durch Herausgabe ei­
ner Sonderpostmarke mit Zuschlag. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Chri­
stian Hrubesch übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Ch ristian Hrubesch: Herr P rä­
sident ! Meine Damen und Herren !  Vom 2 1 .  b is 
27 .  März 1 993 finden in Schladming LInd Salz­
burg die Special Olympics Welt-Winterspiele für 
Geistig- und Mehrfachbehinderte 1 993 statt, zu 
denen 1 600 Sportler und 600 Betreuer aus mehr  
a ls  40 Ländern und allen fünf Kontinenten erwar­
tet werden. 

Mit dem vorliegenden Besch luß  des National­
rates so l l  die feh lende gesetzliche Grundlage für 
die Ausgabe e iner Sonderpostmarke mit Zusch lag 
geschaffen werden, und darüber h inaus so l l  vor­
gesorgt werden, daß der Zuschlagserlös ehest­
möglichst dem Organisationskomitee zufl ießt. 

Weiters sieht der Gesetzentwurf vor, daß der 
Zuschlagserlös aus der Sonderpostmarke bei Ka­
p itel 78 "Post- u nd Telegraphenverwaltung" fi­
nanzgesetzlich zu verrechnen ist. Dabei handelt 
es sich um e ine Angelegenheit des Artikels 42 
Abs. 5 B-VG. 

Der Gesundheitsausschuß hat d ie gegenständl i­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 7 . November 
1 992 in  Verhandlung genommen und mit Stim­
meneinhell igkeit beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Gesund­
heitsausschuß  somit den A n  t r a g, der Bundes­
rat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des National rates vom 
1 3 . November 1 992 über ein Bundesgesetz be­
treffend Förderung der Spec ial Olympics Welt­
Winterspiele für Geistig- und Mehrfachbehi nder­
te 1 993 durch Herausgabe einer Sonderpostmar­
ke mit Zuschlag wird kein Einspruch erhoben .  

Vizepräsident Dr.  Martin Strimitzer: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter . 

Wir gehen in  d ie Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Alfred Gerst! . Ich ertei le es ihm. 

1.'i.:�4 
Bundesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Ste iermark) :  

Sehr  geehrter Herr Präsident! Sehr geeh rte Frau 
Staatssekretär !  Das Rätsel unseres Lebe ns versu­
chen wir d urch die Gabe der Erkenntnisse aus 
Gleichnissen, wie sie uns die Bibel vorgibt, und 
über den Glauben zu  lösen .  Daher gehören mehr­
fachbehinderte Menschen zur Vielfalt menschli­
chen Daseins, denen wir Geborgenheit und Le­
bensfreude zu geben haben, wenn ihnen die e ige­
ne Kraft nicht ausreichend angeboren ist . Die 
Olympischen Spiele der Mehrfachbehi nderten 
sind so ein Weg zur Lebensfreude. 

Gleichgültig, wie das aus unserer Sicht, aus der 
Sicht der Gesunden,  aussieht: Ihre Leistungsskala 
ist eine andere, aber keine geringere. Vor 
50 Jahren galten Mehrfachbehinderte a ls lebens­
unwert und wurden aus sogenanntem Mitleid ge­
tötet: Wir wissen,  daß es eines der schrecklichsten 
Dinge in der Geschichte der Menschheit war. 

D ie Winterspiele der Mehrfachbehinderten 
entstammen e iner  Idee der Familie Kennedy, ei­
ner sehr  kathol ischen Famil ie. Ich habe se lbst die 
E hre gehabt, bei e inigen Sommerspielen anwe­
send zu sein ,  und habe erlebt, was diese Kinder, 
was d iese Menschen anderen an Liebe, an Freude 
geben können, eine Liebe, von der sich sogenann­
te Gesunde manchesmal einiges abschauen könn­
ten. Ich habe aber auch die Leistungen d ieser Be­
h inderten beobachtet, ihre Energie, ihren Einsatz 
- und ich war zutiefst beeindruckt. 

Ich bin deshalb sehr  glücklich darüber, daß 
Österreich nach Ameri ka das erste Land in der 
Welt ist , das d iesen großen h umanistischen und 
menschlichen Akt setzt und d iese Winterspiele 
mit der Herausgabe d ieser Br iefmarke unter­
stützt. - Ich danke. (Allgemeiner Beifall.) 15.2 7 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Worte gemeldet ist weiters Frau Bundesrätin Ire­
ne Crepaz. Ich erteile es ihr .  
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Irene Crepaz 

1 5.:27 

Bundesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tirol) :  Frau 
Staatssekretärin ! Herr Präsident !  Auch ich möch­
te noch ein paar Worte zu diesem Gesetzesbe­
schluß sagen. M ich hat beeindruckt, was Kol lege 
Gerstl jetzt in bezug auf Behinderte gesagt hat, 
aber ich möchte doch auch ein paar krit ische An­
merkungen zu diesen Wi nterspielen mac hen. 

Der Gesetzesbesch luß ,  den auch meine Frak­
tion n icht beei nspruchen wird, behandelt - w ie 
wir bereits gehört haben - die Förderung der 
Special Olympics Welt-Winterspiele für Geistig­
und Mehrfachbehinderte 1 993 durch Herausgabe 
einer Sonderpostmarke mit Zuschlag. Diese Win­
terspiele finden vom 2 1 .  bis 27. März 1 993 in 
Schladming und in der Stadt .. Salzburg statt und 
somit auch das erste Mal in Osterre ich, ja über­
haupt in Europa. 

Eunice Kennedy und die Familie Shriver haben 
sich 1 968 für d ieses Sportprogramm eingesetzt 
und diesen Verein auch so typisch amerikanisch  
aufgezogen .  D ie Familie Shriver und die Kenne­
dys dürften aber auch gute Verbindungen zum 
IOC haben, denn b is 1 992 besteht noch der Ver­
trag, daß diese Winterspiele mit dem Wort 
" Olympisch" garniert werden .  

Diesem Behindertenverband gehören Geistig­
und Meh rfachbeh inderte ,  aber auch - und das 
ist , glaube ich, auch typisch amerikanisch - so­
zial Geschädigte an. Weiters gibt es bei den in 
Österreich ausgetragenen Spielen Anfänger, 
Fortgeschrittene und gute Läufer. Bei Olympi­
schen Spielen sollten aber auch bei Behinderten 
nur jewei ls d ie Besten der jewei l igen Sportart zum 
Leistungsvergleich antreten .  

Trotz dieser kr itischen .. Anmerkungen finde ich 
d iese Veranstaltung für Osterreich sehr gut,  u nd 
ich bewundere diese behinderten Menschen u nd 
ihre Aktivitäten ,  aber auch ihre Betreuer. Diese 
spezielle Gruppe Geistig- und Mehrfachbehin­
derter benötigt ja pro Sportler e inen Betreuer, 
und daher kann man sich vorstellen und ausrech­
nen, daß diese Spiele wahrscheinl ich 30 bis 
35 Mil l ionen Schi l l ing kosten werden .  1 0  Mi l ­
lionen Sch i ll ing übernehmen die Gebietskörper­
schaften ,  das heißt die Republ ik ,  das Land Steier­
mark, das Land Salzburg, die Stadt Schladming 
und d ie Stadt Salzburg, für 1 0  Mi l l ionen Schi l l ing 
wird es eine Ausfa l lshaftung geben,  und zirka 
12 Mil l ionen Sch i l l ing sol len durch Sponsoren 
aufgebracht werden. 

Wegen eines "trend" -Artikels, i n  welchem d ie 
F inanzierung dieser Spiele äußerst ungünstig dar­
gestellt wurde , ist das Sponsoring praktisch zu­
sammengebrochen .  Zurzeit ,  so habe ich vernom­
men,  l iegen Zusagen in der Höhe von zirka 6 Mi l -

l ionen Schi l l ing auf  dem Tisch,  d ie Hälfte der 
Sponsoren hat ihre Zusage aber zurückgezogen.  

Unsere .,stei rische Eiche" , Arnold Schwarzen­
egger, der sich auch für diese Sp iele eingesetzt 
hat, hat es doch  noch geschafft, 500 000 Dollar 
für die Anfangsorgan isation zusammenzubrin­
gen .  Aber früher, so glaube ich, hat er eine besse­
re Verbindung gehabt, er hat mehr  mit Bush tele­
fonie ren  können,  und Wege waren geebnet und 
Türen geöffnet. Aber ich glaube, zurzeit kann er  
nur  telefonieren. 

Der Erlös d ieser Sondermarke wird sicherlich 
zum finanziel len Ge lingen dieser Spiele beitra­
gen .  Die Veranstalter hoffen natürlich auch auf 
Assistenzleistung des Bundesheeres und auf die 
Hi lfe vieler ehrenamtlicher Betreuer, wie zum 
Beispiel Schu len,  Fahrer, Transportu nternehmer 
et cetera. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Der österrei­
chisc he Verseh rtensportverband unterte ilt sich in 
sechs Fachverbände. Darunter befinden sich Am­
putierte, Rollstuhlfahrer, Bl inde, Spastiker und 
- jetzt neu - Geistig- und Mehrfachbehinderte 
und Gehörlose . Dieser Fachverband muß mit 
5 Mil l ionen Sch i l l ing im Jahr auskommen, die oft 
erst am Ende des Jahres vom Ministerium über­
wiesen werden .  I nnerhalb dieser Verbände gibt es 
5 675 aktive Sportler. Trotz dieser Grö ße und 
trotz der vielen Aktivitäten wol lte man d iesen 
Verband bei d iesen Olympischen Spielen überge­
hen, obwohl  dieser Verband bereits zweimal in 
Innsbruck Para Olympics großartig organisiert 
hat, und zwar m it großem Erfolg für den Ver­
sehrtensport und letztendlich auch für Öster­
reich .  

Geschätzte Damen und Herren !  Behindert 
durchs Leben zu  gehen,  ist sicherlich mit vielen 
Handicaps verbunden, und daher verdienen die 
Behinderten n icht nur unsere finanzielle Unter­
stützung und Bewunderung, sondern auch im täg­
l ichen Leben immer und überal l  u nsere Hilfe. -
Danke. (Beifall bei SPÖ und Ö VP sowie BeifaLL 
des Bundesrates Mag. Trattner. ) 1 5.32 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet hat sich weiters Herr Bundesrat 
Dr. Alois Pumberger. Ich erteile es ihm. 

15 .33 
Bundesrat Dr .  Alois Pumberger (FPÖ, Ober­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Frau Staatssekretärin !  Im kommenden 
Frühjahr findet, wie Sie ja wissen ,  vom 2 1 .  bis 
27.  März in Schladming und in Salzb urg die 
Olympiade für Geist ig- und Mehrfachbehinderte , 
die Special Olympics Welt-Winterspiele, statt. Es 
werden voraussichtlich 1 600 Tei l nehmer und 
600 Betreuer aus mehr als 40 Ländern und fünf 
Kontinenten  nach Österreich kommen. 
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Dr. Alois Pumberger 

Wie Herr Kol lege Gerst l schon gesagt hat, ist 
d iese Veranstaltung .. erstmalig in E uropa, som it 
auch erstmalig in Osterreich, und die we ltweit 
größte Wintersportveranstaltung im nächsten 
Jahr überhaupt. Das Internationale O lympische 
Komitee hat es einzig und al le in dieser Organisa­
tion erlaubt, den Namen "Special Olympics Inter­
national" zu tragen. 

Es werden die Diszipl inen Ski  alpin und nor­
d isch, Eiskunstlauf, E isschnellauf und Hallenhok­
key durchgeführt. Dabei zäh len nicht Höchstle i ­
stungen, nicht  die Pr inzipien ,  wie sie bei  anderen 
Olympiaden gelten,  wie etwa: weiter,  höher, 
schneller, sondern dabei so ll der olymp ische Ge­
danke tragend werden, der Gedanke: Dabeisein 
ist a lles !  Das ist ein wertvoller Beitrag zur Behin­
dertenförderung sowie eine positive und aktive 
Be hinderte n po l i  tik. 

Den Behinderten werden bei dieser Gelegen­
heit vielerlei Entfaltungsmöglichkeiten geboten :  
E inerseits können sie ihre Leistungsbereitschaft 
zeigen, andererseits ihre Belastbarkeit unter Be­
weis stel len .  Au ßerdem können Sie positive E r­
kenntnisse gewinnen und E rfolgserlebnisse ha­
ben. Au ßerdem besteht die Gelegenheit, Freund­
schaften auf internationaler Ebene zu sch ließen, 
aber es gibt noch viele andere Vorteile. 

Daher so l l  diesem gemeinsamen, von a llen vier 
Parteien im Nationalrat eingebrachten Antrag auf 
Herausgabe einer Sonderpostmarke mit Zu­
schlag, der für die Förderung dieser Special 
O lympics verwendet wird, die Zustimmung ertei lt  
werden.  Der Erlös, der aus der E inhebung dieses 
Zuschlages z ustande kommt, sol l te unverzüglich 
dem Organ isationskomitee zugeführt und finanz­
gesetzlich verrechnet werden. 

Es handelt sich um eine lobenswerte E ntschei­
dung, daß diese Veranstaltung in Österre ich 
durchgeführt wird und daß wir d iese Veranstal­
tung in  diesem Sinne,  wie wir es heute beschl ie­
ßen wol len,  fördern. 

Ich habe jedoch einige Bedenken anzubringen ,  
und zwar sol lte Vorsorge getroffen werden, daß 
es n icht wieder zu e inem Finanzskandal rund um 
d ie Special Olympics Austria GesmbH kommt,  
wie wir vor Wochen aus dem Wirtschaftsmagazin  
"trend" erfahren konnten .  Mil l ionenbeträge sind 
spur los verschwunden, und n iemand wußte, wo­
hin .  In  diesen Beträgen waren Gelder enthalten ,  
d ie großteils für Behinderte best immt waren. 

Es wäre viel leicht günstig - und das wäre e ine 
Forderung - ,  daß man diese Förderung aus d ie­
sem Sondermarkenverkauf d i rekt nach Rech­
n ungslegung über den Bund bezahlen möge. Spä­
tere Reklamationen nach stattgefu ndenen Spielen 
sind möglicherweise zweck los, denn da wird sich 

das Organisationskomitee höchstwahrschei n l ich 
sc hon wieder aufgelöst haben. 

Die zweite Krit ik ,  die ich hier anbringen möch­
te , ist jene, daß voraussichtl ich eine Summe in der 
Höhe von etwa 2 Mi l l ionen Schil l ing aus diesem 
Sondermarken-Verkauf hereinkommen wird. 
Diese 2 Mi llionen Schi ll ing sind, gemessen an der 
Bedeutung dieser Veranstaltung, ein Bagate l lbe­
trag. Allein die Kosten für die Bundesgesetzge­
bung und für die Verwaltung dieser Förderung 
sind höher angesetzt. Eine Stunde Nationalrat be­
ziehungsweise Bundesrat und die dazugehörige 
Verwaltung - mein Kol lege im Nationalrat hat 
sich die Mühe gemacht, das aus auszurechnen -
kostet wesentlich mehr als 2 Mil l ionen Sch i ll ing, 
die durch diesen Verkauf hereinkommen sollen. 

Daher bezweifle ich d ie Sin nhaftigkeit dieser 
Art von Förderung, wei l  dadurch der Verwal­
tungsapparat so in Anspruch genommen wird, 
daß mehr Kosten entstehen ,  a ls durch diese Ak­
tion hereinkommt. Man könnte vorsch lagen, daß 
e ine D irektförderung vom Bund bezah lt wird -
ohne den Umweg über e ine Sondermarke. Und 
diese Direktförderung so l lte einen wesentlich hö­
heren Betrag ausmachen als diese in d iesem Fall 
läppischen 2 Mil l ionen Sch il l ing. 

Ein weiterer großer Vortei l .  der sich aus dem 
�mstand ergibt, daß d iese Veranstaltung in 
Osterreich stattfindet, ist, daß Funkt ionäre n icht 
so weit zur Olympiade fliegen müssen .  Es wurde 
bekannt, daß bei ei ner anderen Behinderten­
Olympiade Funktionäre der staatlichen AUVA, 
ein "roter" und ein "schwarzer" Generaldirektor, 
1 99 1  nach Hongkong gejettet sind - first dass 
"natürlich" .  Dort fand nämlich eine Art Behin­
derten-Olympiade statt, die ABIL YMPICS, lind 
diese Generaldirektoren m u ßten dort besonders 
.,fit" sein .  Und das haben sie auch als Begründung 
dafür angeführt,  daß sie first dass zu einem Tik­
ket-Preis von 83 000 S pro Stück reisen mußten, 
während d ie zwölf Sportler aus Österreich m it ei­
nem Bi l l igst-Ticket hingeflogen sind und trotz­
dem viele Medai l len gewonnen haben .  Diese Un­
gleichheit kann also im kommenden Frühjahr in 
Osterreich nicht so leicht auftreten, wei l  man bei 
uns nicht so weit fliegen muß .  Aber ich würde 
schon darauf pochen, Wert darauf zu legen und 
genau zu prüfen, daß die Funktionäre dieser Be­
hinderten zu denselben Bedingungen anreisen 
und dort wohnen und nicht so, wie das die "ro­
ten" und "schwarzen" Generaldirektoren der 
AUV A bei der Behinderten-Olympiade in Hong­
kong gemacht haben .  

Ich  hoffe ganz stark, daß diese Bedingungen 
erfül l t  werden und daß jene Negativbeispiele, die 
ich hier angeführt habe, im Frühjahr kommenden 
Jahres in Österreich n icht Schule machen werden .  
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In diesem Sinne werden wir Freiheitl ichen ge­
gen diesen Nationalratsbesch luß .. keinen Ein­
spruch erheben.  (Beifall bei der FPO. ) 15 .·n 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weiters 
zu Wort gemeldet hat sich, also e in zweites Mal, 
Herr Bundesrat Alfred Gerst\ .  Ich erteile es ihm. 

/5  . ..//  .. 
Bundesrat Alfred Gerstl (OVP, Steiermark) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Staatssekretärin !  Meine Damen und Herren!  Ich 
bin ein wenig durch das, was in den Wortmeldun­
gen gesagt wurde, ersch üttert worden, und zwar 
insoferne, als man den Behindertensport mit den 
Förderungsmitteln für Mehrfachbehinderte ver­
mengt hat. Genügt es nicht, daß wir e in Signal 
setzen? !  Es sind in unserem Staat noch vor 
50 Jahren Tausende Kinder ermordet worden.  
und dieses S ignal geht mit e iner Briefmarke welt­
weit hinaus und d ient Österreichs Ansehen.  

Letzten Endes kommen diese Mi l l ionen auch 
Schladming zugute. Sie werden unter anderem 
für den Umbau von beh indertengerechten Hotels 
verwendet. Sehen Sie das nicht zu eng! Sehen Sie 
auch die Signalwirkung für die Fremdenverkehrs­
förderung! Ich wollte das eigentl ich nicht in die­
sem Zusammenhang sagen. Das, glaube .�ch ,  hätte 
sich erübrigen können.  (Beifall bei O VP und 
SPÖ' > 15.../2 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

W ünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fall .  

D ie Debatte ist geschlossen. 

Vom Herrn Berichterstatter wird kein Sch luß­
wort gewünscht.  

Wir kommen daher zur  A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Das ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

D ie Tagesordnung ist erschöpft .  

Ich gebe noch bekannt. daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
vier Anfragen. 889/J bis 892/1 , eingebracht, wur­
den. 

Die E inberufung der n ä c h s t e  n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftl ichem Wege erfol­
gen .  Als Sitzungstermin ist Freitag, der 1 1 . De­
zember 1 992, 9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
insbesondere jene Vorlagen in Betracht, die der 
Nationalrat bis dahin verabschiedet haben wird ,  
soweit sie dem Einspruchsrecht beziehungsweise 
dem Zustimmungsrecht des Bundesrates unter l ie­
gen .  

Die Ausschußvorberatungen sind für  Donners­
tag, den 1 0. Dezember 1 992, ab 1 4.00 U h r  vorge­
sehen. 

Meine Damen und Herren!  Bevor ich die Sit­
zung sch ließe, möchte ich noch an die morgen im 
Budgetsaal  dieses Hohen Hauses stattfindende 
Enquete erinnern. Zu dieser Enquete sind nicht 
nur die namentlich und schriftl ich von den Frak­
tionen gemeldeten Bundesrätinnen und Bundes­
räte, sondern alle M itgl ieder des Bundesrates ein­
geladen.  - Ich bitte, nach Möglichkeit von dieser 
E in ladung Gebrauch zu machen. 

Die jetzige Sitzung ist g e  s c h I  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 1 5  Uhr 44 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 92 0760 
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